Karlsruher 
Stadtzeitung 


Nr.38 
Frühjahr 1986 


ur z 


Seite 1 Editorial 
Seite 6 Kabelziehhunde und Sklavenhändler 
Seite 13 Die Yanks, der ANC, der Klassenkampf 
Seite 23 Initiative gegen Zwangsarbeit - Köln 
Seite 27 _ Der Notstand geht weiter - Interview mit 
einem italienischen Genossen 
Seite 33 Die militante Geschichte/Frankfurt 
Teil I : die Häuserkämpfe 
Seite 49 Was wird aus Turin? Über die Um- 
strukturierung einer Metropole | 
Seite 61 Glosse zum $$ 116 | 


Holländische Arbeiter gegen Flexibilisierung 
Fortsetzung: Kabelziehhunde u.Sklavenhändler 


Wobblies Band 1 ist 
leider vergriffen 


Die Wobblies Band 2 


Teil II aus Gisela Bock: 
Die »andere« Arbeiterbewe- 


gung in den USA: Die Indus- 


trial Workers of the World 
Austin Lewis: Das 
militante Proletariat Was 
ist eine Gewerkschaft? 


— Die Wobblies Band 3 


Teil Ill aus Gisela Bock: 
Arbeiterbewe- 
- die Ar- 

Krieg... 
Ka 
er und 
ıaften... 
ıstin Lewis: 
ınter den Un- 
Wanderarbei- 
’rnien...Organi- 


TheKla 5 ist leider 
vergriffen 


Thekkla 6: 


aus »Quaderni Rossi«: 
Die „neuen Kräfte” bei Fiat 
Erneuerungen in den Eisen 
hütten.... Der Streik 

aus »Classe Operaia«: 
Die Wildkatze...Die innere 
Struktur der Arbeiterklasse 
Broschüre über Fiat...Fiat 
im internationalen Zyklus 


TheKla 7: 


aus »Quaderni Rossi«: 
Panzieri - Maschinerie 
Panzieri - Mehrwert und 
Planung...Lanzardo - Ziele 
und Instrumente...Ferraris - 
Betriebszeitungen...»QR« - 
Kapitalistischer Plan und 
Arbeiterklasse 


Karlsruher 
Stadtzeitung-Reprint 
der wichtigsten Artikel 
der Nummern 26-34 
Klassenkampf und Krise 
Operation ’82 
Arbeitslosigkeit’ 
Sozi-Zwangsarbeit 
Job-Erfahrungsberichte 
Militante Untersuchung 
Sklavenhändler 
168 Seiten - 5 Mark 


Jedes Buch kostet 7 Mark 
incl. Porto u.Verpackung. 
3 Bücher 15,-+3DM Porto 
ab 10 Bücher Porto und 
Verpackung frei ! 


Bestellung: 
Die Kohle auf Postgirokto. 
Karlsruhe Nr.1257 03-755 


"Autonomie entsteht inderBRD € 
als Eingeständnis einer Niederlage. 
Die Kämpfe der Mussenarbeiter waren End 
der 60er/Anfang der 70er Jahre zur politi- 
schen und sozialen Vermittlung zwischen 
Arbeiterinnen und Arbeitern, Jugendlichen, 
Arbeitsemigranten und Frauen geworden, 
Streiks, Jugendzentrumsbewegung, Häuser- 
kämpfe, Mietstreiks, Lehrlingsbewegung 
hatten sich gegenseitig durchdrungen und in - 
einem Maß ausgedehnt, wie es seither nicht 
mehr vorgekommen ist. Aber bereits Mitte 74 
wurde deutlich, daß dem verschärften Angriff 
durch Energiepreissteigerungen, Arbeitslosig- 
keit von einer Million und Kürzungen beim \ 
AL-Geld, der sich brutal verschärfenden Re- 
pression usw. keine adäquate Kraft entgegen- 
wuchs. Die Arbeiter/innen gerieten in den Fab- 
riken in die Defensive — und die "politische 
Autonomie" vollzog das nach, zog sich in/ 
Nischen ("glückliche Arbeitslose"), Einpunkt-, 
Projekte und Kleingruppen zurück. Von daher 
war "der revolutionäre Anspruch aufs Ganze" 
nicht mal mehr formulierbar. Eine politische 
Bewegung, die in ihrer Perspektive aber die 
Machtfrage nicht stellen kann, das heißt, 
nicht angeben kann, wie Kapital und Staat 
zu zerschlagen sind, zerfällt oder integriert 
sich (und genau das ist ja geschehen : die 
meisten haben sich ins Privatleben zurückge- 
zogen, die anderen sind heute Grüne). 


Trotzdem sind wir 75/76 rumgerannt und 

| haben uns "autonom" genannt, denn wir konn- 
ten ja auf Italien gucken. Dort war die Aut 
ınomia Oneraia etwa zur gleichen Zeit ent- 
|standen als Versuch, die "Kampfkraft des Mas- 
senarbeiters in die Gesellschaft zu verlängern 
und so zu verdoppeln" (wie Negri das ausge- 
drückt hat). Und das mit beeindruckenden Er- 
folgen: die Diskussion verbreitete sich rasend 
schniell, überall entstanden autonome Zeitun- 
gen, Radios, Gruppen; bereits 1976 kam es 

zu Unruhen in Mailand, und im Frühjahr 77° %, 
'explodierte eine neue Jugendbewegung. 09 
ganisierte Zusammenhänge in Dimensionen, 
wie sie für uns in der BRD undenkbar waren, 
wuchsen heran, proletarische Hausbesetzun- 
gen weiteten sich aus, die Fabriken kamen 
nicht mehr zu Ruhe. Tausende von italieni- 
schen GenossInnen sammelten in dieser Zeit 
Erfahrungen beim Organisieren von Streiks, 
militanten Demos, Hausbesetzungen und pro- 
letarischen Aneignungsaktionen, Und über 


Ya 


—1["italienische Regime tausende von GenossInnen, 
auf dem Höhepunkt saßen fast dreieinhalbtau- 


Ge 
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all dies wurde in den Zeitungen der Autonomia 
(die in einer Gesamtauflage von weit über 
100.000 erschienen!) in der klaren Perspektive 
der Gegenmacht durch Klassenkampf, revolu 
tionäre Organisation und bewaffnete. Aktion 
diskutiert! \U\ /.-&8 

Und dann kam am 7. April 1977 die große 
Abrä me: in mehreren Wellen verhaftete das 


send in den Knästen — und das in einem 
hochentwickelten kapitalistischen Matropolen- 
land — „ ohne daß was wesentliches passierte 
kein Generalstreik, kein Aufstand, nicht mal 
eine kleine Streikwelle....” 

Innerhalb der Bewegung hatten die Diskussio 
nen über das Scheitern der Autonomia bereits 
vor dem 7. April angefangen, Die Autonomia 
ist an ihren eigenen Fehlern kaputtgegangen, 
sie hatte bestimmte Bewegungsprozesse und 
Entwicklungen innerhalb der Klasse zu 
schnell durch eine Beschleunigung der 
Kampfformen in die Organisations- und 
Muichtfrage zu übersetzen versucht. Aut.Op 
war größtenteils zu einer Formel für organisa 
torischen Apparat plus bewaffnete Aktionen 
geworden, um die reale Autonomie der Klasse 
hatte man sich weitgehend nicht mehr geküm- 
mert, die Parole vom "gesellschaftlichen Ar- 
beiter" hatten die meisten in ihren Abschied 
vom Kampfterrain der Fabrik i 


Und nachdem der "Störfaktor" der "organi 
sierten Autonomie" ausgeschaltet war, konnten 
die Unternehmer darangehen, die Produktivität 
hochzuschrauben, Millionen in Arbei tslosigkeit 
und "Kurzarbeit" zu stecken, die Jugendlichen 
in Form von "Kooperativen" als Billiglohn- 
Arbeitskraft auszubeuten usw. Obwohl auch i 
den letzten Jahren die sozialen Konflikte in Ita 
lien auf höherem Niveau fortdauern als etwa in 
der BRD (Hausbesetzungen, Arbeitslosenkämpfe 
im Suden, Streiks) ist seither tote Hose, was 
die revolutionären Organisationen betrifft. 
Nachdem die politische Führungsschicht der 
Autonomia zerstört worden ist, hat es nun seit 
beinahe zehn Jahren keine neuen politischen 
Impulse mehr gegeben. Aber auch aus den Fab- 
riken kommen keine neuen Signale — was für 
Italien eine völlig neue Erfahrung ist. Deshalb 
werfen die GenossInnen jetzt mehr und mehr 
sehnsüchtige Blicke nach Norden, auf die Be- 
wegungen hier. Denn "im Norden" jst seit “80 
eigentlich "immer irgend was los": Rekruten- 
vereidigungen, Häuserkämpfe, Haig- und Rea- 
gan-Demo, Startbahn, Hunderte von Aktionen 
während des letzten Hungerstreiks der RAF, 
Putz nach dem Tod von Günter Sare usw. \ \ 


: \ 
(zu dem hier Entwickelten siehe den Artikel zurm! 


Frankfurter Häuserkampf und das Interview mit 
dem italienischen Genossen) 


Und es ist ja erst mal Tatsache, daß eshier 
keinen solchen Tiefpunkt wie in Italien nach 
dem 7. April gegeben hat. Selbst im "Deut- 
schen Herbst" 77 (einem Kiima der Repression 
und gesellschaftlichen Ausgrenzung aller re- 
lutionären Ansätze, wie es sich die italieni- 
schen GenossInnen wohl trotz allem nicht vor- 
stellen können) ging die Brokdorf-Mobilisie- 
rung zumindest im Norden der BRD weiter. 
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Aber wir haben uns diese "relative Autono- 
ie" auch teuer erkauft: mit tausend Brüchen 
nd einer Geschichtslosigkeit, die so weit 

ht, daß heute wohl die allermeisten der 
"Autonomen" nicht mal mehr wissen, wo ihre 
igene politische Benennung her kommt — 

nd mit einer beinahe vollständigen gesell- 
chaftlichen Wirkungslosigkeit und Isolation. 
Es gibt keine politische Diskussion, die sich 
über zwei, drei Jahre hin entwickeln würde, 
alle paar Jahre betreten völlig neue Leute 

die (leere) Bühne und müssen wieder ganz von 
vorne anfangen, ihre eigenen Erfahrungen ma- 
chen. Unsere Mobilisierungen laufen zu An- 
lässen, die nicht die unseren sind und in 
längst bekannte Sackgassen münden (das HS- 
Ritual der RAF seit Anfang der 70er) oder 
erden uns vom Feind aufgezwungen (Sare) — 
darüber raus kriegen wir nix zuwege. Unsere 
Mobilisierungen sind deshalb immer nur Sig- 
nale, gehen nicht in die Breite und nicht in 
die Tiefe, fallen nach Wochen oder gar ‚Ta- 
gen wieder in sich zusammen. 

Nur innerhalb dieser Zäune haben wir uns 
in den letzten Jahren bewegen können, Aktions- 
formen ausprobieren und diskutieren können, 
Analysen und Erfahrungen weitergeben können. 
Nur weil wir nicht mal den Anspruch hatten 


” * = 
frage ja nicht mal zu formulieren gewagt. 


Die Diskussion über "Autonomie" ist in der 
BRD nach der Niederlage 73/74 entstanden, 
die "Autonomen" sind nach dem tiefen Ein- 
schnitt von 1977 entstanden. Heute geht es 
darum, ob wir uns im Aufschwung einer neuen 
Bewegung die historischen Zusammenhänge 
und den langen Atem aneignen, um aus Feh- 
lern zu lernen, uns die Stärke früherer Bewe- 
gungen und Kämpfe zur Orientierung zu neh- 
men — oder ob wir diese Fehler ins Groteske 
verzerren und uns immer weiter in Richtung 
"Individual-Autonomie" bewegen. "Die ein- 
zige materialistische Basis der Subjektivität 
ist die Klassenzusammensetzung" hat mal je- 
mand gesagt. Und das heißt erst mal ganz 
einfach, sich seine eigenen sozialen Trieb- 
federn bewußt zu machen. 

Wir sehen gute Möglichkeiten, daß die ent- 
stehende Bewegung: das packt; daß sich ein 
neuer Kampfzyklus zusammensetzt, der die 
80/81er Bewegung weit in den Schatten stellt 
und Dimensionen wie 68 bis 73 anhimmt. 
Dazu zwei vorläufige Überlegungen: 


auf eine massenhafte organisierte Praxis 
die der italienischen Genossen haben sie uns 


Nprotenplelen lassen. Wir haben die a 


"Vernetzung der 
Bewegung" zurückweisen und erst mal laufen 
Wbilernen, uns in den sozialen Realitäten, in 

denen wir stecken autonom und revolutionär 
! ‚bewegen lernen. Und auch da sieht es.besser||| 


"aus als 1979 zweite Vorüberle 


Yy 
Guck zum Beispiel dn, was um Wackersdorf 
herum gelaufen ist: in. jedem Kaff, in jeder 
Kleinstadt im Süden gibt es ein "Wackers- 
dorf-Plenum" oder ähnliches. Das hat es in 
diesem Ausmaß höchstens zu Beginn der 70er 
gegeben! Und diese Inis bewegen sich nicht k 
bloß zur geplanten WAA und zurück, son- 
dern diskutieren ganz breit über ihre gesell 
schaftliche Situation (Einkommensmöglich- 


N agensatz zur Vor-Phase der 80/81er 
AN“ N Vasche kommen heute auch wieder 
“Signale aus den Fabriken, kommt 
es zu autonomen Streiks, regt sich was. In den 
d. \ H; letzten Jahren haben wir zu spüren gekriegt, 

N 

Br RR aA SR RE Area EL N Sal Midi ein An Re der Umstruk- 
lich auch an solchen Punkten (wie wir IE ee A ie 


Pa ER "Arbeitslosigkeit und die rasche Zunahme pre- 
sind noch klein und haben. geringe Mobilisie- el hatten die ee 
rungskapazität (auch das haben wir daran ge: bie: li ee Me 

s ‚tralisierung der Produktion, Auslagerungen 
sehen, daß der Putz nach Günters Tod sehr YFbi 
beschränkt blieb und Sleich ade u Ena ERRRbie hin zur Heimarbeit am Bildschirm und die 
ee er io Ker DEN" schaue "lerzwungene Mobilisierung von Millionen hat- 

’ 2 \Witen erstmal die I 

Und die Weiterentwicklung besteht hoffent- Ei !Maloeharltnen En ar 
lich nicht.darin, daß sich diese Initiativen ‘3 /einiger Zeit auch in den Fabriken, den Klit- 
auf irgendwelchen nationalen Plenen und in 
. Kongressen immer weiter abhe aischen, eh zersplitterten Zusam 


i h Y manhängen wie Putzkolonne 
ben oder gar darin, daß gleich wieder alle] !wieder ir am Laufen". Die a 
nach Berlin bzw. diesmal nach Hamburg zie eh 


"überlegen, wie sie sich wehren können, pro- 

ieren neue Kampfformen aus, Organisieren 
sich auf ihre Art. 

s ist nicht von vornherein ausgemacht, 

daß sich bereits daraus der nächste große 
Kampfzyklus entwickeln wird, es könnte, auch 
ein, daß es den GErdrkschafen mit ihren 
hektischen (De-)" Mobilisierungen" im letzten 
Herbst und jetzt zum 8}1& gelingt, den Deckel 
draufzuhalten und durch *Mobilisierungen" ins 
Leere den Dampf abzulassen, zu desorientieren. 


Gehe in diesem Heft den Artikel Une: Turin 


hen. Der Berliner Häuserkampf war zu übe 
90% aus der BRD importiert und darin lag ia 
auch seine Schwäche: die BesetzerInnen hatten 
kaum Verbindungen. zu. proletarischen Stiukturen 
im Viertel und nachdem die Häuser in Berlin | 
geräumt waren, war überallnur noch Zähne 
klappern. Es ist natürlich’ein besseres Feeling, 
in Hamburg. mit zweitausend Leuten auf ne ıl 
Demo zu gehen. und seinen Laden von.der GA 
finanziert;zu kriegen, als sich im Kinzigtal 
seinen. Treffpunkt mit der örtlichen Feuerwehg 
teilen zu müssen,und;bei Demos vielleicht 50) 
zu sein. Dafür stehen ‚aber in solchen Situa- 
tionen. die Inis.oft noch in einem lebendigen 
sozialen Zusammenhang. mit.ihrer Umgebung, 
wie. es,im Hamburger, ‚Berliner oder. Göttinger 


Getto wohrscheinlich.nicht mal-mehr nachvoll-.... der Zersisung und Ger ge sämt- 
ziehbar, ist.Zu denigroßen Damox könhen:wir licher Jugendkulturen, der Isolafion in der 

ja in den "Hochburgen der Bewegung" zusam- Heimarbeit am Computer und in den Montage- 
menkommen, aber. wir. sölliten-jeden- Versuch gruppen in der Fabrik, der Millionen-Arbeits- 
zurückweisen,. von "den;wichtigsten Städten! losigkeit zum Umpumpen von Arbeitskraft in 
aus die neu.entstehende soziale Bewegung miesere, Ausbeutungsbedi ngungen und zur Zer- 
schon wieder.organisieren und repräsentieren schlagung der "Communities", die in den 

zu wollen,.bevor.sie.sich überhaupt.richtig letzten, Kämpfen eine ‚führende Rolle gespielt 
geregt hats Auf diese Art würden wir-mal'wie- haben auf bestenfalls Bandenniveau, können 
der Tausende ‚bleiben, wir müssen aber wir uns. die Neuzusammensetzung der Klasse 
Millionen. werden, wenn wir.dieses System mehr denn je nur im Zusammenkommen und 
zerschlagen wollen und nicht nur. immer den sich.gegsnseitig verstärken von sozialer Be- 
Mercedes-Stern.abschrauben.. Deshalb sollten wegung und Klassenkampf vorstellen. 


N ueber ZUM 


Die neuen Mobilisierungen und Kämpfe sind 
autonom. Aber die daran beteiligten Leute 
verstehen sich nicht als "Autonome", Sie ha 
ben die 80/81er Bewegung oft an der Basis er- 
lebt und ihre neue Mobilisierung ist auch Kri- 
tik an den Beschänktheiten dieser Bewegung. 
Keine Rede davon, daß diese Bewegung ge- 
scheitert sei, die "Aktiven" haben ganz schön 
viel erreicht, haben über senatsfinanzierte 
Selbsthilfeprojekte den Einstieg ins alternati- 
ve Unternehmertum gefunden, sind inzwischen 
in gewisse Redaktionsstuben und sogar bis ins 
Europaparlament vorgedrungen — und sind 
heute so weit weg von der realen Bewegung, 
daß sie sich nicht mal mehr fragen lassen müs 
sen, ob das alles war, wofür sie mal gekämpf 
haben. Andere benutzen "autonom" nur noch 
| als Etikett. Zum Beispiel haben in Berlin eini- 
| ge nachgemacht, was Trotzkisten und DKPler 
schon tausendmal vorgemacht haben: sie sind 
"in die Gewerkschaftsarbeit eingestiegen" un 
zu ganz normalen, reformistischen Links-Ge«: 
| werkschaftlern geworden — die nennen sich 
| dann "autonome Gewerkschafter" | 
Deshalb ist es zum Glück noch keineswegs 
ausgemacht, ob sich die "neue Bewegung" von 
"den Autonomen" repräsentieren und "vernet- 
zen" lassen will. Sondern da gibt es vielver- 
sprechendere Ansätze: die Leute haben die 
letzten Jahre "von unten" erlebt, begreifen 
ihre Lebensverhältnisse anhand des Zwangs 
zur Arbeit als proletarisiert, reflektieren also 
bewußt auf ihre eigene soziale Existenz — 
etwas, das weder von innen noch von außen 
in die 80/81er Bewegung reingetragen werden 


1980 konnten wir unseren Vorschlag " Job 
Autonomie" nicht massenhaft in die Praxis um- 
setzen. Auf den kurzen Zeitraum von sechs Jah- 
ren haben "die Autonomen" gegen uns recht be- 
halten: die Klasse hat sich nicht gerührt, die 
Fabriken, ‘die Stadtteile, die Ämter sind ruhig 
geblieben. Es hat aber jede Mengs= Straßenkäm- 
pfe und anderen Zoff gegeben. Und das hat in 
der "Autonomen"-Diskussion die Tendenz noch 
verstärkt, die soziale Realität ganz auszublen- 
den, die Umgebung nur noch als "Otto Normal- 
bürger" (eben!) wahrzunehmen. 
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Dagegen haben wir an zwei Strängen 
festgehalten: 
1) Klassenkampf is overall ! 
Es gibt eine alltägliche Konfliktualität, die 
Leute wehren sich ständig gegen die Ausbeu- 
tung, die Zumutungen der Stadtplaner, den 
Zwang alles bezahlen zu müssen usw. Jede/r, 
die/der irgendwo malocht oder in einem "pro- 
letarischen Viertel" wohnt, weiß das ja. Des- 
halb geht es uns ja auch gar nicht um Oito 
Normalbürger, sondern darum, diese all- 
täglichen Signale aufzunehmen und revolutio- 
näre Kraft draus zu schöpfen. 
2) Klassenkampf plus soziale Bewegung ! 
Für diese Hoffnung gab es in den letzfen Jah- 
ren in der BRD wenig Belege: die "Bewegungen" 
waren von bürgerlich-reformistischen Kräften 
beherrscht (die Friedensbewegung als krasse- 
stes Beispiel), und es gab keine offenen Klas- 
senkämpfe.. Allerdings genügten oft ein paar 
Schritte über die nationalen Grenzen, um 
solche Beispiele von Zusammenwirken der so- 
zialen Bewegungen und der Kiassenkämpfe zu 
finden (siehe zum Beispiel unsere Beschäfti- 
gung mit England in den letzten beiden Heften), 
(in diesem Heft siehe den Artikel zu Holland) 
Und das will nicht wenig heißen vor dem Hin- 
tergrund der Multinationalisierung des Kapitals 
und der internationalen Zusammensetzung der 
Klasse. 


Wir haben beim Abschwung der Bewegung 
82 - 84 nicht wie so viele andere ein "Orga- 
nisationsmodell" (Arbeitslosen-Initiative,z.B.) 
aus.dem Hut gezaubert oder gar die Fehler der 
80/8ler Bewegung im Mythos des'entfesselten, 
vagabundierenden, neuen Subjekts" ins Gro- 
teske verlängert. Sondern wir haben versucht, 
aus der Analyse des feindlichen Angriffs neue 
Linien für unsere Untersuchungs- und Kampf- 
praxis rauszufinden. Und wir haben versucht, 


unsere Initiativen im Bezug zu den Verhaltens- 


weisen und Reaktionen der anderen Proleta- 
rierlnnen zu entwickeln. Dieses Konzept ha- 
ben wir militante Lintersuchung genannt. 

Wir hielten dieses Konzept auf einer anderen 
Ebene auch für fähig, zwischen den verschie- 
denen "Jobber-, Sozialhilfeempfänger, Ar- 
beitslosen- usw. Inis'' zu vermitteln und ihnen 
einen politischen und perspektivischen Rahmen 
zu geben, in dem sie ihre Erfahrungen austau- 
schen und zu einer revolutionären Strategie 
entwickeln könnten. Diese Vermittlung hat 
nicht hingehauen: viele Inis sind recht kurz- 


lebig geblieben, viele sind reine Selbstorga- 
nisationen geblieben, viele haben sich im 
(falschen) Widerpsruch verrammelt: "um MiJ 
zu machen, müßte ich arbeiten gehen und 


darauf hab ich keinen Bock", viele sind über % 
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die 1500-Mark-Forderung zu Verhandlungs-S, or einem Jahr (KSZ 35) haben wir gesagt, » 


parinern für Gewerkschaften und staatliche 
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Nun ist die Schlacht noch ma ge- 
wonnen allein deshalb, weil in letzter Zeit ; 
mehr und mehr Autonome Überlegungen zu ’ 
etwas anstellen, das sie "Existenzkampf" nen- } 
nen. Denn hier überwiegt bisher die alte Drei- ı 
teilung bei den Autonomen: militant im Straßen-' 
kampf, reformistisch was die eigene Existenz 
betrifft und voller Ansprüche an die anderen, 
die auf dieser Ebene den "Klassenkampf" füh- 
ren solien. Wir haben unter " Jobber-Ini" in 
den letzten Jahren eigentlich das genaue Ge- 
genteil verstanden: nämlich den Zwang zur 
Arbeit als gemeinsame soziale Existenz zu the- 
matisieren und mit den MalocherInnen, die 
wir bei der Maloche und auf den Ämtern tref- 
fen, uns gemeinsam zu wehren. Das heißt 
auch mal, die eigene Mobilität als " Jobber" 
dazu zu benutzen, gezielt in besonders schlim- 
me Ausbeutungsbedingungen reinzugehen 
und dort zu kämpfen versuchen — und wir 
können nach sechs Jahren sagen: nicht aus 
Masochismus, sondern weil wir da auch oft 
die besten Erfahrungen gemacht haben . 

(siehe "Kabelhunde und Sklavenhändler") 

Der Kampf gegen die Arbeit wird vor dem 
Hintergrund von millionenfacher Prekarisierung 
nicht nur betrieblich sondern von Anfang an 
auch regional organisiert ("territoriales Arbei- 
ternetz"). Die "Verankerung und Ausweitung" 
der autonomen Bewegungen läuft nicht darüber, 
daß wir uns mit "Otto Normalbürger verbünden" 
(das gerade nicht!), sondern indem wir uns sel- 
ber als Teil der Klasse begreifen und verhalten. 
Die Klasse setzt sich in ihren 
Kämpfen neu zusammen, Nur wenn 
es gelingt, an den Punkten von massenhafter 
Ausbeutung Bedingungen zu erkämpfen, die 
"erträglich" sind, unter denen man/frau sich 
bewegen und organisieren kann, können wir 
die millionenfache Zwangsmobilisierung wie- 
der in selbstbestimmte Mobilität umdrehen, 
in ein Instrument zum Kampf gegen die Arbeit! 
Und die Rolle der ganzen Jobber-Inis könnte 
es sein, diesen Prozeß vorwegzunehmen, an- 
zustoßen und zu verstärken, indem sie ihre 
Mobilität selbstbestimmt organisieren und be- 
nuizen. 


- 
- 

en 
- - 


> 


N 


daß jetzt eine neue Phase anfängt, sowohl 

was die Signale aus der Fabrik als auch was 

das de einer neuen sozialen Bewegung ı 
angeht. Deshalb haben wir für die Zeitung “x 


Be Zwischenphase von "drei, vier Nummern" 
angepeilt, mit anderem Format, Zusatznamen 
("Wildcat"), erhöhter Auflage. Inhaltlich soll- 
ten diese "Zwischen-Nummern" Bilanz ziehen, 
Erfahrungen zusammenfassen, Ausblick wagen, 
Vorschläge machen. Ihr haltet jetzt das dritte 
Heft in Händen, vor den Sommerferien soll 

das vierte und letzte rauskommen, Alles wei- 
tere müssen wir in einer gemeinsamen Diskus- 
sion entscheiden. Und auch wenn wir uns wie- 
derholen: Grundlage der Diskussion sollen alle 
vier Hefte zusammen sein, jedes einzelne 
ist in einer bestimmten Richtung "lastig". 

Im wesentlichen sehen wir unsere Einschät- 
zung von damals bestätigt: es ist seither in 
wachsendem Maje zu autonomen Streiks ge- 
kommen, die "Bewegung" nimmt einen Auf- 
schwung. Jetzt komint ”s auf Aktionen und 
Erfahrungsaustausch darüber, auf gesellschaft- 
liche Wirksamkeit unserer Initiativen, Veran- 
kerung und Angriff an. Und von diesen Erfor- 
dernissen aus wollen wir diskutieren, ob und 
welche Rolle dafür die KSZ/Wildcat oder eine 
andere Zeitung spielen kann. Wenn, dann muß 
sie Mittel zum Weitertreiben dieser Auseinan- 
dersefzungen sein, nicht "Ausdruck" im Sinn 
von Ausschlachten von Sachen, zu denen man/ 
frau selber nix beigetragen hat. 

Dafür reicht dann auch die halbkonspirati ve 
Auflage von 2500 bei weitem nicht aus. Und 
andererseits geht schon das regelmäßige Erschei- 
nen mit dieser Auflage über die Kräfte der paar 
KarlsruherInnen raus, die vom Artikel diskutie- 
ren und schreiben übers Setzen, Drucken, Zu- 
sammentragen und 'Vertreiben alles selber ma- 
chen. Das gestiegene Interesse an der KSZ / 
Wiidcat ist ein politisches Problem. Und poli- 
tisch wollen wir auch die Konsequenzen ent- 
wickeln, weder durch die Arbeitsteilung in 
Form von "Lohnaufträgen" noch durch die wei- 
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tere "Professionalisierung von Zeitungsexperten" . 
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Im Auge des Zyklons: 
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Als wir im Frühjahr 83 im Kern- 
kraftwerk Philippsburg zu arbei- 
ten begannen, hatte dasRegime 
gerade eine neue Runde in den 
Beziehungen zwischen Kapital 
und Arbeit eingeläutet. Bereits 
seit Anfang der achtziger Jahre 
waren die Arbeitsbedingungen 
ständig härter geworden: wer 
sich für eine Stelle bewarb, und 
sei's als ungelernter Handlan- 
ger, mußte seinen Lebenslauf 
ausbreiten, sich auf Wartelisten 
eintragen; die Unternehmen be- 
gannen zu selektieren. Nach 
und nach hatte es nicht mehr 
der Einzelne in der Hand, wie 
lange er wo und zu welchen Be- 
dingungen arbeitete, sondern 
die Personalchefs diktierten, 
und sie bedienten sich zuneh- 
mend flexibler Beschäftigungs- 
formen - Teilzeit, Leiharbeit, Be- 
fristung - nach ihren Erforder- 
nissen. Selbst die Löhne, die bis 
dahin wie selbstverständlich 
von einem Job zum andern ge- 
stiegen waren, wurden einge- 
froren oder sanken sogar. 
Möglich wurde dieser Um- 
schlag im Kräfteverhältnis 
durch eine begleitende staatli- 
che Politik, die einerseits die 
Leistungen der Arbeitslosenver- 
sicherung drastisch zurück- 
schraubte und damit der selbst- 
bestimmten Mobilität der Prole- 
tarier ihren materiellen Boden 
entzog, und zum andern durch 
eine aggressive Vermittlungs- 
praxis der Arbeitsämter: Millio- 
nen Prolis wurden zwangsmobil 
gemacht und auf den Arbeits- 
markt gepumpt. Der Zangenan- 
griff von Staat und Kapital rich- 
tete sich gegen die Gleichgültig- 
keit, mit der seit den siebziger 
Jahren breite Schichten so 
grundlegenden kapitalistischen 
Werten wie Leistung und Karrie- 
re gegenübertraten. Er war er- 
folgreich, insofern die Arbeitslo- 
sigkeit als Druckmittel jetzt zum 


8 


Prekarisierung 


ersten Mal spürbar wurde. Den- 
noch schlug die »Kur« keines- 
wegs so tiefgreifend an, wie es 
sich das Regime erhofft hatte. 

Zwar konnten die Proletarier 
ihren Lebensstandard nur hal- 
ten durch Mehrarbeit - das Ar- 
beitsvolumen nahm in diesen 
Jahren gewaltig zu - zwar flos- 
sen die staatlichen Soziallei- 
stungen in anderen Richtungen, 
insgesamt aber sanken die So- 
zialausgaben nicht. Und: der 
Staat hatte die Kontrolle über 
die Zusammensetzung der pro- 
letarischen Einkommen verlo- 
ren. 

Anfang 83 machte sich das 
Regime daran, diese Nischen 
und Freiräume zu stopfen. Mit 
der Lehrstellenkampagne sol- 
len die kommenden Generatio- 
nen als billige Arbeitskräfte re- 
krutiert werden. Die Jugendli- 
chen sollen wieder fressen, daß 
hier nur eine »Perspektive« hat, 
wer in einer Berufsausbildung 
seine Arbeitsdisziplin und Lei- 
stungsbereitschaft unter Be- 
weis gestellt hat. Gleichzeitig 
blies die sogenannte »Blüm«- 
Kampagne zum Angriff auf die 
Schattenwirtschaft. Damit soll- 
ten nicht “Schwarzarbeit und il- 
legale Beschäftigung“, inzwi- 
schen fester Bestandteil in der 
Ausbeutungsorganisation der 
Multis, unterbunden werden. 
Vielmehr ging es darum, diesen 
Teil des Arbeitsmarkts so weit 
unter staatliche Aufsicht zu stel- 
len, daß der Einzelne, die von 
ihm erarbeiteten Einkommen, 
die Staatsknete, die er bezieht, 
wieder kontrollierbar würden. 
Nur so ließ sich der Arbeits- 
zwang weiter verschärfen. 

Schließlich wurde mit der 
Ausdehnung von Zwangsar- 
beitsprogrammen experimen- 
tiert, die sich vor allem gegen 
Frauen und Jugendliche richte- 
ten. Gemeinnützige Arbeit, an 


die Sozialhilfe gekoppelt, »frei- 
williges soziales Jahr«, »Berufs- 
vorbereitungsjahr«, Verleih ar- 
beitsloser Jugendlicher an öf- 
fentliche Einrichtungen. 

So ist die Situation Anfang 83 
spannungsgeladen. Der staatli- 
che Angriff macht sich im prole- 
tarischen Alltag bemerkbar. Das 
Kapital hat sich entschieden, 
diesen Teil des Arbeitsmarkts 
der Kontrolle von Sklavenhänd- 
lern zu unterstellen und die 
staatlichen Institutionen stellen 
sich darauf ein. Binnen Wochen 
ändert sich der Kurs der Arbeit- 
sämter gegenüber Verleihern, 
staatliche Vermittler überneh- 
men die Mobilisierung von Skla- 
venmalochern, tragen biswe i- 
len die Lohnkosten für »schwer 
Vermittelbare«. Die Kranken- 
kassen schwenken auf diesen 
Kurs ein. Sie beschnüffeln nun 
plötzlich nicht mehr den Skla- 
venhändler, der Versicherungs- 
beiträge hinterzieht, sondern 
den Sklavenmalocher, der 
krank macht. Der Angriff auf die 
Schwarzmalocher erreicht mit 
flächendeckenden Großrazzien 
in Baden-Württemberg und der 
Südpfalz seinen Höhepunkt, al- 
lein in Ba-Wü wurden 40000 Ma- 
locher überprüft, davon 2 000 
gerichtlich verfolgt. Schwarzar- 
beit beginnt gefährlich zu wer- 
den (Siehe auch Reprint,S.98 ff). 


So ist die Situation noch in je- 
der Richtung offen. Viele resi- 
gnieren gegenüber dem Skla- 
venhändler, weil der Job, so ver- 
haßt er ihnen auch sein mag, für 
viele die letzte Chance darstellt, 
auf dem Arbeitsmarkt unterzu- 
kommen. Viele, die zum ersten 
Mal mit Verleihern zu tun haben, 
halten diese Etappe in ihrem Ar- 
beiterdasein für nen Ausrut- 
scher, klammern sich an die 
Hoffnung vom nächsten Job, 
der besser wird, an den Mythos 


und Sklavenhändler 1983 


vom Aufstieg durch Qualifika- 
tion. Aber genauso, wie Skla- 
venmalocher versuchen, sich in 
dem Job einzurichten, wie sie in- 
dividuell mit dem "Menschen- 
händler’ zu dealen beginnen - 
denn dafür ist immer Raum, hier 
liegt ja seine Stärke - kommt es 
vor, daß einer die Schnauze voll 
hat und ihm - ebenso individuell 
- die Schnauze vollhaut. 

.Die Funktion der Sklaven- 
händler besteht gerade darin, 
das Kapital von seinen Bindun- 
gen an die Arbeitskraft zu be- 
freien und oberflächlich scheint 
dieses Kalkül auch aufzugehen: 
der Verleiher garantiert dem Un- 
ternehmer eine bestimmte Men- 
ge Arbeitskräfte. Die tausend 


Tricks, mit denen er »seine« 


Leute heuert und feuert, sie 
ständig betrügt, sie diszipliniert, 
sind für viele Neuland. Ihre indi- 
viduellen Reaktionen stellen 
den Sklavenhändler nicht in Fra- 
ge. Zumal, seiter institutionellen 
Rückhalt genießt. Dennoch ist 
das Kapital nicht nur glücklich. 
Zwar nimmt ihm der Verleiher 
seine Bindungen an die Malo- 
cher ab, aber die fühlen sich in 
ihrer Mehrheit dem Sklaven- 
händler noch viel weniger ver- 
bunden. Ihre Haltung reicht von 


Gleichgültigkeit bis zur offenen. - 
‚Ablehnung und diese Haltung 


überträgt sich auch auf die Ar- 
beit, die er ihnen vermittelt (da- 
von sprachen jene nordrhein- 
westfälischen Unternehmer, die 
Ende 82, noch vor dem Boom 
der Sklavenhändler, lauthals 
klagten, die fehlende Loyalität 
der Sklavenarbeiter untergrabe 
die Kooperation, die Beschäfti- 
gung über Verleiher sei an ihre 
Grenzen gestoßen). So steht 
täglich neu auf der Kippe, ob 
diese Haltung.einen kollektiven 
Ausdruck findet, ob aus der indi- 
viduellen Dealerei eine gemein- 
same Konfrontation gegen den 


Sklavenhändler wird. 

Das also war grob die Situa- 
tion, als wir nach Philippsburg 
kamen.'Philippsburg, eine Klein- 
stadt von 12000 Einwohnern, ist 
einer der ältesten AKW- 
Stand orte. Dabei spielt eine 
Rolle die unmittelbare Lage am 
Rhein mit der Rheinschanzinsel, 
einer ehemaligen Festungsanla- 
ge, auf der die AKW’s errichtet 
werden. Entscheidender war, 
daß Philippsburg etwa in der 
Mitte des Oberrheintals zwi- 


schen den Ballungsräumen 
Karlsruhe im Süden und Mann- 
heim/Ludwigshafen liegt, einer 
Region, die von Landwirtschaft, 
Handwerksbetrieben und, auf 
Grund der Kiesvorkommen”6i- 
ner Reihe von kleinen Baustoff- 
firmen geprägt ist. Da die Land- 
wirtschaft, bereits hochgradig 
konzentriert, nur noch wenige 
Menschen beschäftigt, ist die 
Mehrheit der Erwerbstätigen 
zum Pendeln in die umliegen- 
den Industrieregionen Mann- 
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Bau begonnen, schwimmt die 
Kommune (zum Bad kommt das 
Gemeindehaus, die Schule, das 


Wasserwerk), schwimmen die 


Vereine im Geld (wenn der Alt- 
rhein dem Zubringer weichen 
muß, bekommt der Anglerverein 
eben einen neuen See), boomt 
das örtliche Handwerk: obwohl 
sich die AKW-Zulieferindustrie 
multinational rekrutiert, gibt's 
kaum einen lokalen Unterneh- 
mer, der nicht seinen Auftrag 
auf der Baustelle sichert. Sei’s 
die Malerfirma, die im Auftrag 
von Peiniger die Treppengelän- 
der streicht, sei’'s der Ölhändler, 
der mit dem Kleinlaster die Hei- 
zungstanks auf der Baustelle 
füllt, sei’s der Bauer, dermitdem 
Traktor die alten Verschalungen 
abtransportiert. Dazu kommt 
der Schul-, Schwimmbad- und 
Straßenbau, der endgültig den 
Boom der örtlichen Bau- und 
Handwerksbranche heraufbe- 
schwört (und mit dem Ende der 
Bauphase auch die Mittel- 
standskatastrophe. Mit Bau- 
ende sind in Philippsburg neben 
Handwerksbetrieben v.a. die 
Baustoffhersteller in Konkurs 
gegangen. Halten konnten sich 
nur die, die rechtzeitig in neue 
Produktionstechniken investiert 
und auf Drei-Schicht-Betrieb 
umgestellt haben). 

Auch wer nicht unmittelbar 
vom Bauboom berührt wird, hat 
in zehnjähriger Bauzeit genug 
Gelegenheit, seinen Anteil am 
staatlich finanzierten Kuchen 
einzuheimsen. Die Heere ange- 
reister Malocher lassen die Mie- 
ten, die Lebensmittel- und Knei- 
penpreise auf das Niveau von 
Großstädten wie Stuttgart klet- 
tern. Wer bei Baubeginn die Zei- 
chen der Zeit erfaßt und ein 
Häusle baut, hat es bis zur Inbe- 
triebnahme des AKW's allein 
aus den Mieten der Wanderar- 
beiter finanziert. Daß die Zerstö- 
rung der dörflichen Struktur wie 
der Landschaft im Zuge der In- 
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dustrialisierung so reibungslos 
über die Bühne geht, daß sich 
z.B. imRaumPhilippsburg so gut 
wie kein Widerstand gegen den 
AKW-Bau regte, läßt sich über- 
haupt nur so erklären, daß in der 
Bauphase einfach jeder profi- 
tiert: hier gehört der Arbeitsver- 
weigerer-Freak, der Bademei- 
ster im neuen Schwimmbad 
wird, genauso hin wie das Ge- 
meinderatsmitglied, für das ne 
zusätzliche Planstelle im Was- 
serwerk eingerichtet wird, wie 
der Jungmalocher, der auf der 
Baustelle in 50-Stunden-Wo- 
chen - für ihn — dicke Knete 
macht, nebenbei abzockt, was 
geht, und nach genau ausge- 
rechneten Monaten Arbeitslo- 
sengeld zieht. 

Der Bau eines AKW beschäf- 
tigt über einen Zeitraum von 
rund zehn Jahren ständig meh- 
rere tausend Menschen. Nur 
wenige davon sind das, wasman 
sich gemeinhin unter einem ty- 
pischen AKW- Arbeiter vorstellt: 
hochbezahlte Spezialisten bei 
renommierten Anlagenbaukon- 
zernen wie Siemens, Mannes- 
mann, Gute-Hoffnungs-Hütte; 
Facharbeiter, die weltweit in Sa- 
chen Großanlagen im Einsatz 
sind, von »ihrem« Produkt über- 
zeugt, hundertprozentig loyal 
und gewohnt, ihrejeweiligen Pa- 
rias zu kommandieren. Die 
Mehrheit aber machen eben je- 
ne Parias des Arbeitsmarkts 
aus: Malocher aus ganz Europa, 
die die eigentlichen Arbeiten 
verrichten: angefangen beim 
Stahlmattenflechten, über den 
Gerüstbau und die Schweißar- 
beiten bis zum Kabelverlegen 
und den Reinigungsarbeiten. 
Würden diese Malocher in der 
Region rekrutiert, die Arbeitslo- 
sigkeit wäre sofortgleich null, es 
würde sich umgehend ein Lohn- 
druck bemerkbar machen. Des- 
halb setzt mit dem Bau eine gi- 
gantische Mobilisierung der Ar- 
beitskraft über Länder und Kon- 


tinente hinweg ein, hatdie Mehr- 
heit dieser »Parias« eines ge- 
meinsam: sie sind über Sklaven- 
händler da, wobei legale Verlei- 
her noch zu den »Lichtblicken« 
zählen: nicht selten verschwin- 
det der Sklavenhändler, dessen 
Büro aus dem Kofferraum sei- 
nes BMW besteht, kurz vor Zahl- 
tag auf Nimmer-Wiedersehen. 
Auch der Pariser Kollege, der 
von seinem Sklavi an den 
schweizer Verleiher und von 
diesem zu DIS nach Philipps- 
burg vermietet wurde, ist keine 
Ausnahme. Dazu kommen die 
englischen Kollegen, die Jugos, 
Türken, Spanier, »Spätheimkeh- 
rer« und und und. 

‚Dennoch geht der AKW-Bau 
am regionalen Arbeitsmarkt al- 
les andere als spurlos vorbei: 
kaum einer, der nicht schon mal 
im AKW geschafft hat, unter 
Kumpels werden die Tips wei- 
tergereicht, wer wo einstellt, 
wer besser zahlt und so weiter. 
Und der Chef des dortigen Ar- 
beitsamtbezirks beschreibt sei- 
ne Aufgabe ganz offen, mit Hilfe 
der AKW s die Arbeitslosen in 
der Region auf Trab zu halten. 
Stütze abziehen wird da ganz 
schön schwierig. Wer beim Ar- 
beitsamt als arbeitsscheu gilt, 
wird kurzerhand als »schwer 
vermittelbar« deklariert und 
dem nächsten Sklavenhändler 
vermittelt, wofür der noch die 
Lohnkosten vom Arbeitsamt er- 
stattet bekommt. Dennoch wird 
peinlich darauf geachtet, daß 
die regionalen Arbeitslosenzif- 
fern nicht allzu sehr sinken. Die 
Masseneinstellung, über die wir 
ins AKW kamen - es wurden 
rund achtzig Leute auf einmal 
eingestellt -, wurde in einer 
koordinierten Aktion von fünf 
Arbeitsämtern im achtzig-Kilo- 
meterradius inszeniert, zur Ein- 
stellung wurden dem Sklaven- 
händler kurzerhand die Räume 
des Arbeitsamts zur Verfügung 
gestellt. 


Fortsetzung 
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Im ersten Teil des Artikels in der letzten Nummer haben wir die Klassenkämpfe der letzten zehn, 
fünfzehn Jahre in Südafrika zusammengefaßt, um herauszuarbeiten, wer da mit welchen Inhalten 
und wie organisiert kämpft.Im zweiten Teil geht es um die verschiedenen Oppositionsorganisatio- 
nen vor dem Hintergrund dieser entwickelten Klassenkämpfe und im Rahmen der US-amerikani- 
schen Geopolitik bzw der “totalen Strategie“ des Burenregimes. Einige Leute haben uns “üble Po- 
lemik gegen die bewaffneten Kämpfer des ANC“ vorgeworfen; deshalb wollen wir versuchen, zwei 
Sachen herauszuarbeiten: 

1). der ANC ist keine nationale Befreiungsbewegung mit der üblichen sozialen Basis unter den 
Bauern, er ist eine politische Partei mit langer Tradition,die sich in einer bestimmten historischen 
Situation einen “bewaffneten Arm“ aufgebant hat; 

2). geht es uns um die Differenz von “nationalen Befreiungsbewegungen“ und Klassenautonomie. 
Wir sagen grundsätzlich, daß die Klasse - nicht nur in Südafrika - über den “nationalen Be- 
freiungskampf“ hinaus ist. Angesichts der Multinationalisierung des Kapitals und der weltweiten 
Neuzusammensetzung der Klasse in den letzten 10/15 Jahren wird es immer absurder, wenn sich 
metropolitane Revolutionäre bemühen, den verschiedenen “nationalen Befreiungsbewegungen“ 
etwas positives abzugewinnen. (Da im ersten Teil die ganzen Klassenkämpfe beschrieben werden, 
fehlt das jetzt hier, es hat aber keinen Sinn, nur den zweiten Teil zu lesen, wer den ersten also noch 
nicht kennt: erst den lesen!) 


Wir haben für den Artikel folgendes Material verwandt: 


(1) "Südafrika - Geschichte, Kultur, Widerstand“, Gemeinschaftsbroschüre von Iz3w, AKAFRIK und AZAKO 
(könnt ihr bestellen s.SZ 37) 

(2) “SouthAfrika 1985 -the organisation of power in black and white“ eine Broschüre von südafrikanischen Genossen, die jetzt 
auch in England erschienen ist (Kopie für 1 Mark) 

(3) viele Nummern der issa, v.a. Schwerpunkthefte zu Inkatha, “regionale Abhängigkeiten“ 

(4) Primo Maggio Nr.25 

(5) die letzten Jahrgänge der “Le Monde Diplomatique* 

(6) das letzte halbe Jahr der “Financial Times“,London, der FAZ“, der “Zeit“ und der “Süddeutschen Zeitung“ 
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In den Jahren 78-80 kam für 
das multinationale Kapital 
weltweit einiges zusammen: 
die Rebellion der polnischen 
Arbeiter, der Sieg der Sandini- 
sten in Nicaragua, die irani- 
sche Revolution, der erfolgrei- 
che Befreiungskampf in Zim- 
babwe...“ waren nicht nur auf 
Grund ihres zeitlichen Zusam- 
mentreffens und ihrer räumli- 
chen Ausdehnung von aus- 
schlaggebender Bedeutung 
für die Krise. Sie zerstörten ge- 
nau jene “Arbeitskräftepyra- 
mide“, die durch die “Energie- 
krise“ hergestellt werden soll- 
te“(Midnight Notes Collective: 
Soll und Haben der Krise“ inSZ 
36 - vgl. zum weiteren Zusam- 
menhang diesen Artikel). 
Gleichzeitig hatten die ersten 
vorsichtigen Versuche eines 
Wiederaufschwungs in den 
Metropolen sofort wieder zu 
einem neuen Lohndruck ge- 
führt. Das multinationale Kapi- 
tal ging deshalb erneut in die 
“Depression“, in ein “weltwei- 
tes Abbremsen“, was man 
über die amerikanische Zen- 
tralbank zu steuern versuchte 
(steiler Anstieg der Zinsen im 
Herbst 79, Geldverknappung 
usw.). “Das Problem ... hatte 
darin gelegen, daß das Kapital 
nichtin derLage gewesen war, 
seine Probleme militärisch zu 
lösen. Die USA konnten die 
Marines nicht in den Iran, nach 
Zimbabwe und Nicaragua 
schicken. Die Stärke einer de- 
rartigen Intervention liegt in ih- 
rer Konzentration, in ihrer ge- 
zielten Repression. Hätten die 
USA auf die Situation in Latein- 
amerika oder Afrika militärisch 
reagieren können, wären ihre 
Pläne nicht auf einer weltwei- 
ten Ebene aus den Angeln ge- 
hoben worden. Obwohl die 
USA mit Sicherheit äber die 
technischen Mittel verfügten, 
um in diese Kämpfe zu interve- 
nieren, waren sie aus innenpo- 
litischen und regionalen Grün- 
den daran gehindert.“ (Eben- 
da). Deshalb also das weltwei- 
te ökonomische “Abbremsen“ 
‘mit den Folgen, die wir alle 


kennen: drastisch heraufge- 
setzte Arbeitslosigkeit, Prekari- 
sierung und Kürzung der Sozia- 
lausgaben in den Metropolen, 
Massenentlassungen, Einfrie- 
ren der Löhne und dramatische 
Heraufsetzung der Lebensmit- 
telpreise in den “Schwellenlän- 
dern“; Hungerkatastrophen in 
weiten Teilen der drei Kontinen- 
te; millionenfache Wanderungs- 
bewegungen weltweit auf der 
Suche nach Überlebensmög- 
lichkeiten, Wanderarbeit usw. 


Im südlichen Afrika 


waren die Imperialisten Mitte 
der siebziger Jahre mit ihrem 
Versuch gescheitert,in Angola 
und Mosambik eigene “Be- 
freiungsbewegungen“ (Unita 
und Renamo) aufzubauen und 
an die Macht zu bringen; Angola 
und Mosambik waren 1975 un- 
ter “marxistischen Regierun- 
gen“ unabhängig geworden. Da- 
zu kam der sich verstärkende 
Kampf in Namibia, und es wurde 
absehbar, daß die rass- 
istische Regierung von lan 
Smith in “Südrhodesien“ (Zim- 
babwe) sich nicht mehr lange 
halten konnte. In dieser Situa- 
tion machte der damalige US- 
Staatssekretär Kissinger einen 
Deal mit dem südafrikanischen 
Burenregime: sie helfen, den 
Druck auf lan Smith so weit zu 
verstärken, daß der zugunsten 
einer “mehrheitlich gewählten 
Regierung“ zurücktritt, und er 
garantiert ihnen dafür freie 
Hand in Namibia und betreffs 
der “inneren Entwicklung“ (“A- 
partheid“). Den Blankoscheck 
der “westlichen Welt“ nutzten 
die Buren, um den Soweto-Auf- 
stand 1976 auf brutalste Weise 
niederzuschlagen - dennoch 
machen diese K ämpfe klar, 
daß die Zeit der Apartheid abge- 
laufen ist. Und auch auf der an- 
deren Ebene hält das Abkom- 
men nicht lange: die. “Versöh- 
nungsregierung“ von Muzorewa 
in Zimbabwe wird 1980 von der 
ZANU/ZAPU-Regierung unter 
Mugabe abgelöst. 

Als Reagan im Januar 1981 


ins Amt kommt, sieht es im südli- 
chen Afrika also schlecht aus für 
die Imperialisten: Angola, Mo- 
sambik und Zimbabwe sind 
unabhängig geworden, die sü- 
dafrikanischen Besatzungstrup- 
pen in Namibia sind in die Defen- 
sive geraten, und seit 1978 hat- 
ten Streiks und andere Arbeiter- 
aktionen in Südafrika ständig 
zugenommen. Die außenpoliti- 
schen Berater Reagans be- 
fürchteten eine „Explosion im 
südlichen Afrika”, sie hatten 
aber auch Vorstellungen davon, 
wie diese zu verhindern sei. Der 
seitherige Staatssekretär für 
Afrika, Chester Crocker, hatte 
Ende 1980 in „Foreign Affairs” 
eine Analyse über das südliche 
Afrika veröffentlicht und damit 
bereits die Linien der Politik 
Reagans vorgezogen: es sei 
nochnicht zu spät, um die „revo- 
lutionäre Massengewalt” im 
südlichen Afrika zu stoppen; die 
USA müßten aus ihrer Rolle des 
passiven Zuschauers heraustre- 
ten undsichin der gesamten Re- 
gion „konstruktiv engagieren”, 
um die Entwicklungen in die ge- 
wünschte Richtung zu lenken. 
Dazu sei es nötig, die Region 
solchermaßen zu „stabilisie- 
ren”, daß für die notwendigen 
Veränderungen Zeit gewonnen 
und diese kontrolliert werden 
könnten. 

Bereits kurz nach seinem 
Amtsantritt berief Reagan den 
nationalen Sicherheitsrat 
(Staats-, Pentagon- und CIA- 
Funktionäre) in dieser Frage zu- 
sammen. Die Analyse und Ent- 
scheidung dieser Runde wur- 
den streng vertraulich behan- 
delt, aber anhand der US-Politik 
lassen sich ihre Linien mühelos 
entziffern: es geht um die öko- 
nomische und politische Desta- 
bilisierung der „Frontstaaten”; 
sie sollen gezwungen werden, 
die Basen des ANC auf ihrem 
Territorium abzuschaffen. In ei- 
nem zweiten Schritt sollen dann 
diese Staaten unter südafrikani- 
scher Hegemonie wieder öko- 
nomisch an die „westliche Welt” 
angebunden werden. Die USA 
und das Burenregime halten da- 


bei eine Arbeitsteilung ein, die 
etwa so aussieht: Südafrika ist 
für wirtschaftliche Destabili- 
sierung, militärische und ge- 
heimdienstliche Aktionen zu- 


ständig; die USA spielen auf di- 


plomatischem Parkett den Ver- 
mittler, bieten wirtschaftliche 
Zusammenarbeit, Entwik- 
klungshilfe usw. an - koppeln 
das aber an die Vorbedingung, 
daß die kubanischen Soldaten 
aus dem südlichen Afrika ab- 
gezogen werden (eine Bedin- 
gung, die durch Südafrikas mi- 
litärische Angriffe unmöglich 
gemacht wird). 

Unter der Hand werden die 
USA auch auf anderen Ebenen 
aktiv: seit ’81 liefert die CIA 
wieder Waffen und Material an 
die Unita; außerdem zogen die 
USA eine Desinvestment- 
Kampagne gegen das „soziali- 
stische Tansania” durch und 
blockierten Investitionen, Kre- 
dite und Entwicklungshilfe. 

Im März 1981 überfallen sü- 
dafrikanische Kommandos 
Maputo (Mozambik).In den 
Folgemonaten legen militäri- 
sche Sabotageeinheiten die 
Infrastruktur des Landes lahm 
(Eisenbahnen, Straßen, Brük- 
ken, Pipelines usw.) und reor- 
ganisieren die Renamo. Eine 
ganze Serie von Sabotage-und 
Mordanschlägen auf Zimbab- 
we wird organisiert, in Sambia 
und auf den Seychellen wer- 
den (fehlgeschlagene) Staats- 
streiche angezettelt. Im Au- 
gust '81 greift die südafrikani- 
sche Armee in großem Maß- 
stab Angola an, treibt 80 000 
Menschen in die Flucht, be- 
setzt Südangola. 

1981/82 überzieht das Bu- 
renregime praktisch alle seine 
Nachbarländer mit Krieg: 
Truppenvorstöße, Sabota- 
geaktionen (z.B. sprengen sie 
im Dezember 82 die Erdölvor- 
räte von Mosambik in die Luft) 
und Bombenangriffe wechseln 
sich ab, große Teile des südli- 
chen Afrika werden vom Krieg 
zerstört. Damit lösen sie große 
Flüchtlingsströme aus, es 
kommt abwechselnd zu Dürre- 


und Überschwemmungskata- 
strophen, Hunderttausende 
sterben vor Hunger (Informatio- 
nen nach 5). Auf Grund seiner 
ökonomischen Struktur wurde 
Mosambik als „schwächstes 
Glied in der Kette der Frontstaa- 
ten” identifiziert und am stärk- 
sten unter Druck gesetzt - und 
die Machel-Regierung war auch 
die erste, die auf die gewün- 
schte Linie einschwenkte: im 
Oktober 83 verhandelte sie mit 
der Anglo-American-Corpora- 
tion über die Wiederinbetrieb- 
nahme von Bergwerken auf mo- 
sambikanischem Territorium 
durch diese Gesellschaft; Ende 
83 wurde eine Regelung für In- 
vestitionen getroffen, die dem 
ausländischen Investor gesi- 
cherte Profittransferss ver- 
spricht; Umschuldungsver- 
handlungen mit multinationalen 
Banken wurden geführt, 1984 
trat Mosambik dem IWF bei und 
etablierte Beziehungen zur 
Weltbank. 

Im März 1984 unterzeichnete 
Mosambik Nkomati-Abkommen 
mit Südafrika, indem es sich ver- 
pflichtet, die ANC-Basen auf sei- 
nem Territorium zu schließen 
und Südafrika sich im Gegenzug 
„verpflichtet”, die Renamo nicht 
mehr zu unterstützen (diese Un- 
terstützung ist seither weiterge- 
gangen, was von dem Südafri- 
ka-Regime sogar öffentlich zu- 
gegeben wurde, allein in Süda- 
frika-Camps sollen sich 18000 
Renamo-Soldaten befinden). 
Angola schließt in Luanda ein 
ähnliches Abkommen mit Süda- 
frika, seither machen im Grenz- 
gebiet gemischte Patrouillen 
Jagd auf SWAPO-Kommandos. 
Im Gefolge des Nkomati-Ab- 
kommens wurden Mosambik 
genau dosierte „Vergünstigun- 
gen” zuteil, so etwa eine Million$ 
Militärhilfe aus den USA, Entwik- 
klungshilfe aus der BRD. Mit Sü- 
dafrika wurden neue Abkom- 
men über die Ausbeutung von 
ca 50000 mosambikanischen 
Bergwerksarbeitern und 
150000 Landarbeitern in Süda- 
frika geschlossen, Erdgasliefe- 
rungen nach Südafrika wurden 


vereinbart, bestimmte Gebiete 
Mosambiks wurden als Touris- 
musziele für weiße Südafrikaner 
ausgebaut, es wurden sogar 
Verträge für die Lieferung von 
Nahrungsmitteln (!HFische) an 
Südafrika geschlossen. Im Sü- 
den Mosambiks wurden „freie 
Produktionszonen” für multina- 
tionale Konzerne eingerichtet, 
mosambikanische Farmen wur- 
den zu Agro-Business-Unter-: 
nehmen des multinationalen 
Kapitals umgebaut usw. Für all 
diese Vorhaben wurchs der Fi- 
nanzbedarf, Mosambik hat sich 
also weiter bei den transnatio- 
nalen Banken verschuldet, mit 
all den Kontrollen und Auflagen, 
die das mit sich bringt. Inzwi- 
schen garantiert die „marxisti- 
sche Machel-Regierung” den 
multinationalen Konzernen we- 
sentlich bessere Ausbeutungs- 
bedingungen als Südafrikazum 
Beispiel , wo ausländische Kon- 
zerne ihre Profite z.B. nur stu- 
fenweise innerhalb von sechs 
Jahren repatriieren können. 
Mitte 84 sind die südafrikani- 
schen Rassisten auf dem Gipfel 
ihres Erfolges, sie haben einen 
„Cordon Sanitaire” um ihre 
Grenzen legen können und ma- 
chen deutlich, daß sie auch ihre 
internationale Isolation durch- 
brochen haben. Im Juni 84 rei- 
sen der südafrikanische Regie- 
rungschef P.W.Botha und sein 
Außenminister durch Europa 
und werden in Lissabon, Lon- 
don, Bonn, Wien, Bern, Brüssel 
und Rom empfangen. Zum Ab- 
schluß ihrer Reise treffen sie 
sich in der US-Botschaft in Rom 
mit Chester Crocker und neh- 
men eine gemeinsame Auswer- 
tung vor. Es war ihnen gelungen, 
sämtliche „Variablen in der süd- 
afrikanischen Gleichung” zu ih- 
ren Gunsten zu ordnen: die „so- 
zialistischen Frontstaaten” poli- 
tisch zu neutralisieren und zum 
Teil zu profitablen Anlagesphä- 
ren der Multis zu machen, die 
„Befreiungsbewegungen” Swa- 
po und ANC von einem ent- 
scheidenden Teil ihrer Logistik 
zu isolieren und damit entschei- 
dend zu schwächen - aber es 
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gibt eben immer noch eine 
unabhängige Variable: die Klas- 
se. Seit 1979 hatten Streiks und 
Boykottkampagnen in Südafrika 
ständig zugenommen, und im 
September 84 brachen die Auf- 
stände offen aus. Trotz Presse- 
zensur, Ausnahmezusatnd, Mili- 
tär in den Townships, Masse- 
nentlassungen, dem Tod von 
über Tausend Menschen und 
der Verhaftung von vielen ande- 
ren gingen die Kämpfe seither 
ununterbrochen weiter und ha- 
ben die Rassisten vom Gipfel ih- 
res Erfolges in ihre bisher tiefste 
Krise gestürzt (siehe dazu Teil 1 
in SZ 37). Nachdem das Buren- 
regime alle Möglichkeiten von 
Repression und „innerer Re- 
form der Apartheid” ausge- 
schöpft hat, haben sie sich in 
den letzten Monaten auf die Su- 
che nach Oppositionskräften 
gemacht, die sie an der Macht 
beteiligen können. Wir wollen 
uns deshalb diese „oppositio- 
nellen Kräfte” etwas genauer 
ansehen: 


INKATHA 


Die Bedeutung der Inkatha ist 
vor dem Hintergrund des Home- 
land-Konzepts der Buren zu se- 
hen. Die „Stammesgebiete” 
(Homelands) der „verschiede- 
nen südafrikanischen Stämme” 
sollen die Reproduktion der 
Wanderarbeiter garantieren, 
Auffangbecken für verbrauchte 
Arbeitskraft sein, und Zug um 


“ Zug zu „unabhängigen Staaten” 


umgewandelt werden, wie es 
mit Ciskei, Transkei und Bophu- 
tatswana bereits geschehen ist. 
Nach dieser Logik sind die Zu- 
lus mit sechs Millionen der 
größte Stamm und ihr von den 
Buren eingesetzter Chief-Minis- 
ter Buthelezi hat es außerdem 
bisher verstanden, die „Unab- 
hängigkeit” von Kwa Zulu Land 
zu verhindern. Dadurch und 
durch die Inkatha-Organisation 
spielt er eine gewisse Rolle im 
südafrikanischen Machtpoker. 
1928 gründete der damalige 
Zulu-König die Inkatha als Orga- 
nisation zur Bewahrung und 
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Festigung der Tradition seines 
Stammes. Diese Organisation 
spielte allerdings politisch kei- 
nerlei Rolle, bis sie des Zulukö- 
nigs Neffe Gatsa Buthelezi als 
„nationale kulturelle Be- 
freiungsbewegung” 1975 zu 
neuem Leben erweckte. Süda- 
frikanische Quellen sprachen 
1980 von 200-300000 zahlen- 
den Mitgliedern, davon zwi- 
schen 5 und 15% Nicht-Zulus. 
Die Organisation ist streng hie- 
rarchisch gegliedert, an ihrer 
Spitze steht der (auf Lebenszeit 
gewählte) Präsident Buthelezi. 
Alle 55 Abgeordneten des terri- 
torial zerstückelten Kwa Zulu 
Homelands gehören der Inkatha 
an. Die soziale Basis der Inkatha 
ist vor allem die Kleinbourgeoi- 
sie in Kwa Zulu, die kleinen 
Händler und Fuhrunternehmer, 
die Bierverkäufer und Ladenbe- 
sitzer (wobei jeder, der einen Ar- 
beitsplatz will, in die Inkatha ge- 
drängt wird). Es sind nicht die 
mehr und mehr in Bedrängnis 
geratenen Kleinbauern in die- 
sem Bantustan und es ist nicht 
die Masse der Arbeiter aus Kwa 
Zulu, die in ihren Kämpfen 
schon oft klar gemacht haben, 
daß sie sich nicht als „Stamme- 
sangehörige” der Zulus sehen, 
sondern als Teil des südafrik. 

Proletariats (siehe SZ 37). Und 
es sind nicht die Studenten: die 
Kwa Zulu-Uni ist eine Hochburg 
von UDF und AZAPO; im Herbst 
1983 wollte Buthelezi dort pro- 
vokativ eine Veranstaltung ab- 
halten; als alle Uni-Angehörigen 


dagegen in den Streik traten, 


überfielen Inkatha-Schläger- 
trupps die Wohnheime undrich- 
teten ein Massaker an: 5 Tote, 
13 Schwerverletzte, 1000 ins 
Krankenhaus eingelieferte. 
Buthelezi sucht auf der einen 
Seite schon immer den „Dialog” 
mit dem Burenregime, versucht 
sich auf der anderen Seite auch 
immer wieder an ANC und Black 
Consciousness Bewegung an- 
zuhängen, was ihm von der vor- 
sichtigen und ambivalenten 
Taktiererei dieser Organisatio- 
nen ihm gegenüber auch immer 
wieder ermöglicht worden ist. 
Damit die „Stammeskarte” 
überhaupt noch sticht, muß al- 
lerdings Inkatha immer wieder 
kräftig nachhelfen. Bereits bei 
dem Aufstand in Soweto 1976 
provozierte Inkatha blutige Aus- 
einandersetzungen zwischen. 
den Streikenden und Bewoh- 
nern des Mzimhlope-Wohn- 
heims. Im Oktober 83 griffen In- 
katha-Briga. den die Einwohner 
des Townships Lamontville an, 
weil sie sich gegen ihre Einglie- 
derung in das Kwa Zulu Home- 
land wehrten. Auch dabeigab es 
vier Tote. Im letzten halben Jahr 
hat Inkatha diese Provokationen 
ständig verschärft. Buthelezihat 
dem ANC und der UDF öffent- 
lich Vergeltung angedroht, falls 
sie „die Gewalt” nicht beenden, 
mehrere Morde an UDF-Aktivi- 
sten tragen die Handschrift In- 
kathas. Im Oktober 85 sind Au- 
tobusse voll Inkatha-Kriegern in 
Soweto eingefallen und haben 


ganze Straßenzüge in Schutt 
und Asche gelegt, weil sich ein 
Zulu-Ladenbesitzer von Steine 
werfenden Kids bedroht gefühlt 
hatte. Im Dezember verschärf- 
ten sie ihre Überfälle in Alexan- 
dra und Kwa Ndebele, allein in 
der letzten Dezemberwoche ka- 
men dabei 65 Menschen ums 
Leben - das wird dann in der 
Presse als „Stammeskämpfe 
zwischen Zulus und Pondos” 
wiedergegeben. 

Buthelezi wird von der Kon- 
rad-Adenauer-Stiftung unter- 
stützt, er spricht sich gegen 
Boykottmaßnahmen der westli- 
chen Länder und für Investitio- 
nen aus, geradezu vorbildlich 
findet er die Investitionen von 
Siemens und Daimler-Benz. Die 
schwarzen Arbeiter sollen bes- 
ser ausgebildet werden, die 
schwarzen (Klein-)Kapitalisten 
sollensich frei entfalten können, 
„ein Mensch - eine Stimme” sei 
als Zielwichtig, könne aber nicht 
sofort durchgesetzt werden, er 
arbeite auf eine „Regierung der 
nationalen Versöhung” hin... Al- 
so das klassische Beispiel eines 
schwarzen Kollaborationisten, 
dessen Felle mehr und mehr da- 
vonschwimmen, weil seinen 
Herren deutlich geworden ist, 
daß Buthelezi trotz seiner SA- 
Banden der Inkatha-Jugendliga 
keinerlei Mittel dafür hat, die 
Klassenkämpfe in Südafrika 
wirksam einzudämmen und zu 
kontrollieren (Informationen 
nach 3 und 6). 


ANC 


Wesentlich wichtiger als op- 
positionelleKraftin he ist 
der ANC. Er ist überhaupt älte- 
ste politische Partei desLandes, 
älter noch als seine ewige Ge- 
genspielerin, die National Party 
der Buren. Er wurde bereits 
1912 als nationale Widerstand- 
sorganisation der “Mittel- und 
Oberschicht (schwarze Land- 
besitzer, Verwaltungsbeamte, 
Kirchenfunktionäre und Ver- 
wandte von Häuptlingen) ge- 
gründet: In der 1919 verab- 
schiedeten\efassung des ANC 


wurden seine Ziele so definiert: 
Förderung der Einigkeit. unter 
den Schwarzen, Beeinflussung 
der Weißen, ihrer Organisatio- 
nen und Institutionen; die Ras- 
sentrennung sollte mit verfas- 
sungsmäßigen Mitteln bekämpft 
werden. Diese Ziele hoffte man 
durch Petitionen und die Ent- 
sendung von Delegationen zu 
erreichen. 

In den zwanziger und dreißi- 
ger Jahren spielte der ANC eine 
unbedeutende Rolle, in den 
vierziger Jahren wurde er dann 
von der Spitze her reorganisiert. 
Aber obwohl von 1940 bis 1944 
Massenaktionen stattfanden, 
die ihren Höhepunkt im Bergar- 
beiterstreik von 1946 erreich- 
ten, geschah auch diese Reor- 
ganisierung noch innerhalb 
der Perspektive einer friedli- 
chen Aussöhnung mit den wei- 
ßen Machthabern. Allerdings 
bewirkten diese Massenaktio- 
nen die Gründung einer ANC- 
Jugendliga im Jahr 1943. Die 
heutige ANC-Führung kommt 
aus dieser Jugendliga: Tambo, 
Mandela usw., die 1949 zusam- 
men mit Sobukwe und dem spä- 
teren Nobelpreisträger Sisulu 
die Führung im ANC übernah- 


men. In den folgenden Jahren . 


organisierte der ANC gegen die 
stark verschärfte Repression 
des Burenregimes breite Mas- 
senkampagnen, die zwar ihre 
Ziele nicht durchsetzen konn- 
ten, aber den ANC stärkten: sei- 
ne Mitgliederzehl stieg von 
20000 auf 100000. 1954 schloß 
sich der ANC mit dem „SAIC” 
(südafrik. Inderkongreß), der 
weißen Organsiation COD 
(„Kongreß der Demokraten”), 
und der SACPO („südafrik. Far- 
bigenorganisation) zur „Kongre- 
Ballianz” zusammen und erar- 
beitete die „Freiheitscharta”, 
die 1955 von einem „Volkskon- 
greß” dieser Organisationen 
verabschiedet und 1956 vom 
ANC als eigene programmati- 
sche Grundlage angenommen 
wurde. Diese Freiheitscharta 
spricht sich für allgemeines 
Wahlrecht, freie Gewerkschaf- 
ten, Abschaffung der Rassen- 


trennung und „Nationalisierung 
der Bodenschätze, Banken und 
Monopolindustrien” aus. Siewar 
insgesamt so gemäßigt (z.B.wird 
im ersten Punkt die „ungerechte 
Landverteilung” als Folge einer 
„ungerechten Regierung” und 
eben nicht als Konsequenz von 
Kapitalismus und Kolonialismus 
begriffen und formuliert), daß 
der „afrikanische” Flügel des 
ANC dies als Verrat an den Posi- 
tionen der Jugendliga ansah, 
sich abspaltete und den PAC 
(panafrik. Kongreß von Azania) 
gründete. 

Nach dem Massaker von 
Sharpeville 1960 und der zuneh- 
menden Repression baute der 
ANC 1961 den Um_khonto We. 
Sizwe (Speer der Nation) als be- 
waffneten Arm auf, der als 
kleine, gut ausgebildete Organi- 
sation Sabotageaktionen aus- 
führen sollte. Im Juli 1963 wurde 
Mandela, der erste Befehlsha- 
ber von Um_khonto We Sizwe 
zusammen mit anderen führen- 
den Mitgliedern des ANC ver- 
haftet und zu lebenslänglicher 
Haft verurteilt. Seither spielte 
der ANC v.a. im Ausland, bei der 
UNO, eine Rolle, in Südafrika 
praktisch nicht mehr. Bei den 
Unruhen von Soweto 1976 
stand er völlig außerhalb und 
denunzierte die Aufstände als 
unbedeutend, führerlos, infantil 
und anarchistisch. Vor dem Hin- 
tergrund der zunehmenden Klas- 
senkämpfe hat sich der ANC in 
den letzten Jahren stärker ins 
Spiel gebracht, indem er einer- 
seits sehr weitgehende Zuge- 
ständnisse an die Kapitalisten 
macht (Treffen mit versch. Frak- 
tionen des südafrikanischen 
und multinationalen Kapitals), 
und indem erandererseits völlig 
im Gegensatz zu seiner bisheri- 
gen Linie nun betont, daß das 
Burenregime von innen ge- 
stürztwerden wird und auch sei- 
ne bewaffneten Aktionen aus- 
gedehnt hat (die allerdings auf 
niedrigem Niveau bleiben, keine 
Beziehung zu den Massen- 
kämpfen herstellen, sondern 
ausschließlich den „Dialog mit 
der Macht” führen). 


1% 


Eine Broschüre von südafri- 
kanischen Genossen beurteilt 
die Zusammenhänge so: nach- 
dem der ANC den Schwarzen 
jahrzehntelang gepredigt habe, 
daß nur der Guerillakrieg von 
ausländischen Basen und der 
politische Kampf auf diplomati- 
schem Parkett das Heil bringe, 
habe er nun seine Meinung 
abrupt geändert und predige die 
„Innere Revolte” „Der Erfolg war 
spektakulär... Zum ersten Mal 
gibt es Anzeichen, daß die aktiv 
Kämpfenden den ANC spontan 
unterstützen. Die passive Unter- 
stützung ist wie immer sehr 
hoch. Der ANC ist die einzige 
Oppositionsorganisation mit ei- 
nem hochentwickelten bürokra- 
tischen Apparat und internatio- 
naler Anerkennung. Und vor al- 
len Dingen: er muß den Massen 
nur Aktionen vorschreiben, 
nachdemsie diese bereits ausge- 
führt haben, um seine Position 
zu behaupten. Die Townships 
sind unregierbar geworden? 
Dann muß der ANC nur den SIo- 
gan ausgeben: „macht die 
Townships unregierbar” und 
seine Popularität schießt in den 
Himmel. Der ANC wird weiterhin 
terroristische Aktionen durch- 
führen und wenn möglich sogar 
ausweiten. Denn er muß ein 
sichtbares Profil aufrechterhal- 
ten und Moral und Hingabe sei- 
nes bewaffneten Flügels hoch- 
halten. Aber für die Meisten in 
den ANC-Camps wird die Zu- 
kunft nach den glorreichen 
Ereignissen eher irdisch sein: 
„Als Elite der ANC-Polizei (2). 

In einem Hintergrund-Artikel 
gab die Süddeutsche Zeitung 
am 27.12.85 den „Jahresetat” 
des ANC mit 100 Mio $ an, wo- 
von die Hälfte auf die 8000 
Mann starke Umkhonto We Si- 
'zwe entfalle. Bei seinem Bemü- 
hen um Machtbeteiligung ist der 
ANC inzwischen sogar von der 
Freiheitscharta abgerückt, 
„man befürwortet beispielswei- 
se nur noch den Schutz indivi- 
dueller Grundrechte, nicht aber 
rassischer Minderheiten”. „Of- 
fenbar unter dem Druck der 
Frontstaaten, die die Probleme 
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in Südafrika möglichst bald und 
friedlich gelöst sehen möchten, 
rückte der ANC im November 85 
von seiner bisherigen harten Li- 
nie ab und nannte seine Bedin- 
gungen für Verhandlungen: die 
Freilassung von Nelson Mande- 
la und aller anderen politischen 
Gefangenen, die Aufhebung 
des Ausnahmezustands und 
des Verbots des ANC, den Ab- 
zug der Truppen aus den Towns- 
hips sowie die Schaffung von 
Bedingungen, unter denen freie 
politische Betätigung möglich 
ist.” (Südd., ebenda) Mehr oder 
weniger sindsich auchalle darin 
einig, daB der ANC an der 
Macht beteiligt werden muß, so- 
gar Botha hat inoffiziell seine 
Befriedigung über die Gesprä- 
che zwischen ANC und südafri- 
kanischem Kapital ausgedrückt. 
Aber alle sind sich auch einig, 
daß ein großes Problem bleibt: 
wird der ANC die Kontrolle üb- 

er die Klassenkämpfe erlan- 
gen können? 

„Ein Teil der schwarzen Ju- 
gend lehne jede Art von Autori- 
tät ab; die Townships seien für 
den ANC genauso unregierbar 
wie für Pretoria... Die Unruhen 
spiegeln weniger die Anstiftung 
durch eine politische Organisa- 
tion wieder ... als deren Feh- 
len."(Südd.‚ebenda) Zum glei- 
chen Ergebnmis kommt die Bro- 
schüre, aus der wir die bisheri- 
gen Informationen über den 
ANC gezogen haben: „der ANC 
kannsich seines dominierenden 
politischen Einflusses in der 
Nach-Apartheidgesellschaft nur 
dann sicher sein, wenn es in ab- 
sehbarer Zeit zu einer politi- 
schen Lösung kommt. Dauert 
der Konflikt weiter an, könnte 
sich die politisch-organisatori- 
sche Struktur des schwarzen 
Widerstands völlig neu formie- 
ren und die alten Organisatio- 
nen des Widerstands überflüs- 
sig machen.(1) Wesentlich här- 
ter gehen die südafrikanischen 
Genossen mit dem ANC ins Ge- 
richt: der ANC sei in den letzten 
25 Jahren die vorderste Ersatz- 
regierung inSüdafrikagewesen. 
Er zeichne sich v.a. durch Rhe- 


torik und dadurch aus, daß er im 
Exil einen fähigen bürokrati- 
schen Apparat aufgebaut habe, 
der den Apartheidsstaat erset- 
zen könne. Aber „trotz der ge- 
wachsenen Unterstützung sind 
dem ANC die Ereignisse außer 
Kontrolle geraten. Es wimmelt 
von wilden Spekulationen über 
Reisen von London und Lusaka 
nach Pretoria. Abereines kön- 
nen wirjetztschon feststellen: in 
einem besonders enthüllenden 
Moment sagte der mythische 
Nelson Mandela neulich: „wir 
wollen, daß Johannesburg die 
wunderschöne und blühende 
Stadt bleibt, die sie ist. Deshalb 
wollen wir das getrennte Leben 
so lange aufrechterhalten, bis 
es genügend neue Arbeitsplät- 


Die Vereinigte Demokra 


Im August 1983 entsteht die 
UDF als Zusammenschluß von 
575 Organisationen (heute sol- 
len es beinahe 700 sein), Stu- 
denten- und Frauenvereingun- 
gen, Gewerkschaften, Bürger- 
initiativen, Jugendorganisatio- 
nen usw. Auf der Gründungs- 
konferenz gab man sich ein an 
die Freiheitscharta angelehntes 
Programm, indem allerdings die 
Tele fehlten, wo eine Nationali- 
sierung der Schlüsselindustrien 
gefordert wird. Die UDF setrzt 
sich ein für ein vereintes demo- 
kratisches Südafrika ohne Ban- 
tustans. „Im Gegensatz zu ihrem 
historischen Vorgänger, der 
Black Consciousness Bewe- 
gung, geht die UDF von einer or- 
ganisierten Ebene aus, sie ist 
eher das Produkt klassischer 
Organisationsmodelle... Uber 
diese Regenschirmstruktur wird 
eine Bürokratie gestülpt, deren 
einziger Lebenszweck es ist, die 
Einheit der Front zu überwa- 
chen”, schreiben die südafrika- 
nischen Genossen. „Da die UDF 
bis zur Verhängung des Ausnah- 
mezustands in einem relativ to- 
leranten politischen Klima ar- 
beitete, konnte sie ritualisierte 
Symbole aus einer früheren 
Epoche als ideologischen Klei- 


ze und Wohnungen gibt, sodaß 
auch Schwarze in Würde nach 
Johannesburg ziehen können.” 
Obwohl der ANC und der weiße 
Staat tief verfeindet sind und 
entgegengesetzte Interessen 
haben, sind sie doch zumindest 
in einem vereint: die ökonomi- 
sche Infrastruktur muß gerettet 
werden. Der Streit geht nur da- 
rum, wer das Eigentum in wel- 
chem Stil verwaltet.” (2) Wie 
sagte neulich der Pressespre- 
cher des ANC, als er gefragt 
wurde, wie er sich Südafrika un- 
ter einer ANC-Regierung vor- 
stellt: „die Züge müssen pünkt- 
lich fahren, die Lifte sollten kom- 
men, wenn man auf den Knopf 
drückt, und auch das warme 
Wasser sollte funktionieren.” 


tische Front / UDF 


ster benutzen. Vieles von die- 
sem Symbolismus gehört weni- 
ger zur Geschichte des Proleta- 
riats und mehr zur Geschichte 
des ANC... Die UDF hatte keiner- 
lei populäre Forderungen, die 
sie hätte benutzen können, um 
sich als die Be freiungsorgani- 
sation in Südafrika aufzuspie- 
len. Was sie aber ausnutzen 
konnte, war das reformistische 
politische Klima, das sie vor- 
fand. Deshalb konnte sie von 
Anfang an Symbole, Taktiken 
und Anspielungen benutzen, die 
niemand in den sechziger und 
siebziger Jahren zu benutzen 
gewagt hätte. Man muß einfach 
in Wut geraten, angesichts des 
schrecklichen Schicksals, das 
UDF-Führer in der Gewalt des 
Staats und seiner Kohorten erlit- 
ten. Barbarische Haftbedingun- 
gen, Verschwundene, Ermorde- 
te. Wir wollen also auf keinen 
Fall die Agonie der Opfer gering 
bewerten. Aber wir weigern uns, 
sie zu mehr zu machen als sie 
sind. Wenn der Notstand etwas 
gezeigt hat, dann dies: daß die 
UDF entbehrlich ist. Die Trieb- 
kraft und die Intensität des 
Kampfs werden nicht von den 
Führern der UDF erzeugt.”(2) 


AZAPO 


Alle anderen Organisationen 
sind wesentlich schwächer. Je 
nach ideologischem Gusto (und 
alten Bekanntschaften aus ge- 
meinsamer Studienzeit) heben 
westdeutsche die eine oder an- 
dere von ihnen auf den Schild. 
Es handelt sich dabei um Grup- 
pen, die sich mehr oder weniger 
stark auf die maoistischen Wur- 
zeln des PAC oder auf die Black 
Consciousness Bewegung 
(BCM) in den siebziger Jahren 
berufen. Eirige dieser Gruppen 
haben sich im „National Forum” 
zusammengeschlossen, ihre 
Basis haben sie vor allem an der 
Uni von Kapstadt, in den letzten 
Jahren haben sie auch einige 


Gewerkschaften aufgebaut. Die 
stärkste ist wohl AZAPO, ihre 
reale Verankerung und Bedeu- 
tung von hier aus zu beurteilen, 
finde ich recht schwierig; ich zi- 
tiere daher die Broschüre der 
südafrik. Genossen. Sie arbei- 
ten zunächst die überragende 
historische Bedeutung der 
Black Consciousness Bewe- 
gung in den siebziger Jahren 
heraus und stellen fest, daß die 
Klassenkämpfe heute von die- 
sem Bewußtsein bereits ausge- 
hen. „Black Consciousness” in 
den Händen der AZAPO sei also 
zu einem programmatischen 
Etikett geworden, um sich von 
anderen Organisationen zu un- 
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terscheiden. Nicht aus theoreti- 
schen Gründen, sondern aus 
taktischen lasse AZAPO keine 
weißen Mitglieder zu. „AZAPO’s 
ideologisches Programm ist wie 
ihr praktisches Auftreten etwas 
militanter und kühner als das ih- 
rer hauptsächlichen Rivalen 
ANC und UDF. Es ist im wesentli- 
chen eine Mischung von abge- 
tragenen leninistischenSprü- 
chen, die ausdrücklich die Rolle 
der Arbeiterklasse betonen, mit 
den üblichen antirassistischen 
und antiimperialistischen Ver- 
sen. Sie fordemexplizit die Kon- 
trolle des Volkes über die Pro- 
duktionsmittel. Black Cons- 
ciousness wird von ihnen zu ei- 
nem blutleeren Panafrikani- 
schen Nationalismus verwur- 
stet. Aber all das hat wenig pra- 
ktische Auswirkungen, AZAPO 
ist an der Basis eine organisato- 
rische Form auf der Suche nach 
einem Inhalt. Alles in allem gibt 
es keine Ziele im AZAPO-Pro- 
gramm, mit denen UDF oder 
ANC nicht beruhigt leben könn- 
ten... Die von der Presse groß 
herausgebrachten Angriffe von 
AZAPO-Mitgliedern auf UDF- 
Mitglieder und umgekehrt ha- 
ben eher den Interessen der 
AZAPO als der UDF gedient. Ein- 
fach deshalb, weil die UDF die 
bei weitem größere Organisa- 
tion ist... Kämpfe Mann gegen 
Mann erwecken den Anschein, 
daß AZAPO eher auf gleichem 
Fuß mit der UDF stehe... Aber 
das Proletariat ist nicht 
schwach, weil es gespalten ist, 
sondern gespalten, weil es 
schwach ist. Und obwohl das 
südafrikanische Proletariat heu- 
te vielleicht stärker als je zuvor 
ist, war es bisher nicht stark ge- 
nug, die Ketten der bürokrati- 
schen Opposition gegen den 
Kapitalismus abzuwerfen. Die 
größte Tragödie am UDF-AZA- 
PO-Konflikt und der Gewalt ge- 
geneinander ist, daß all das die 
Unterdrückten keinen Milimeter 
weiter gebracht hat, was Klar- 
heit, neue Kampfformen oder 
das so dringend benötigte Be- 
wußtsein eigener Stärke be- 
trifft.” (2) 
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Entwicklungen 


Die Kämpfe der'südafrikani- 
schen Klasse gehen während- 
dessen trotz aller Repression 
weiter. „Sie sind nicht bewaff- 
net, aber sie sind das zäheste, 
am meisten politisierte und re- 
bellischste Proletariat heutzuta- 
ge auf der Welt.” (2) Und der 
Klassenkampf spielt sich auf al- 
len Ebenen ab: "in den letzten 
zehn Jahren haben die Kinder 
der Townships ihre Reife ge- 
zeigt. Mit unheimlicher Ge- 
nauigkeit haben sie ihre Feinde 
aufs Korn genommen. Mit der 
gleichen Kraft greifen sie den 
Staat und seine Kollaborateure 
an. Sie haben keinen Respekt 
vor dem Privateigentum. Sie er- 
lauben keinem Führer, ihre Ak- 
tionen zu kontrollieren. Sie ver- 
weigern den Dialog mit der 
Macht. Sie setzen sich keine an- 
deren Ziele als ihre völlige Be- 
freiung.” (2) Das südafrikani- 
sche Regime haterkannt, daßes 
die „Apartheid nicht mehr von 
innen her reformieren” kann, je- 
der Reformschritt wurde von 
der Klasse besetzt und umge- 
dreht. Die Vorschläge der Rie- 
kert- und Wiehan-Komissionen 
wurden von der größten Streik- 


welle, die Südafrikabis dahiner- ° 


lebt hatte, beantwortet; die Er- 
weiterung des parlamentari- 
schen Systems löste die größte 
Agitation in den Townships aus; 
die Einsetzung schwarzer Bür- 
germeister führte zu Aufstän- 
den, Mietstreiks und Boykotten; 
diese schwarzen Marionetten- 
strukturen sind inzwischen völ- 
lig zusammengebrochen; der 
Versuch, die Streiks militärisch 
niederzuschlagen, ist geschei- 
tert und hat inzwischen in eini- 
gen Fällen dazu geführt, daß 
sich die Arbeiterauch bewaffnet 
haben; die Verhängung des Aus- 
nahmezustands konnte die 
Kämpfe nicht eindämmen, im 
Gegenteil: nachdem die Bullen 
einen AZAPO-Militanten umge- 
bracht hatten kam es Mitte Fe- 
bruar in Alexandra zu schwers- 
ten Ausschreitungen, die Armee 
mußte aufmarschieren und die 
weißen Stadtviertel schützen; 
gleichzeitig kam es in Port Elisa- 
beth zu bewaffneten Zusam- 
menstößen mit Polizeipatrouil- 
len. Die Unruhen weiteten sich 
in dieser Woche zum ersten Mal 
bis ganz in den Osten des Trans- 
vaal aus. Außerdem kam es im 


Januar und Februar wieder zu 
massiven Streiks. Die Einschät- 


zung der südafrikanischen Ge-, 


nossen scheint sich zu bestäti- 
gen, daß der Ausnahmezustand 
lediglich die UDF massiv behin- 
dert hat, daß aber ohne die Kon- 
trolle solcher reformistischer 


Organisationen sich die Klas- 
senkämpfe noch schneller aus- 
breiten und nun auch die wei- 
Ben, wohlhabenden Viertel an- 
gegriffen haben. Vor diesem 
Hintergrund sind die Bemühun- 
gen Bothas zu sehen: bereits 
Ende Januar signalisierte er die 
Freilassung Mandelas. Später 
versprach er, bis zur Mitte des 
Jahres das Paß-System abzu- 
schaffen. Anfang Februar wur- 
den die weißen Städte für die 
Geschäfte des schwarzen Mit- 
telstands geöffnet. Inzwischen 
wurde der Ausnahmezustand 
aufgehoben. Botha erfüllt also 
Zug um Zug alle Bedingungen 
des ANC für Verhandlungen, 
denn auf längere Sicht ist der 
ANC der einzige ernsthafte Dia- 
logpartner. Das sehen auch die 


Multis so, die Financial Times: 


schreibt, die amerikanischen 
Banklen hätteri damit gedroht, 
alle Kredite zu streichen, falls 
Winnie Mandela etwas passie- 
ren sollte... Die Multis drängen 


“auf eine demokratische Lösung 


in Südafrika ä la Philippinen, da- 
mit die Verwertung endlich wie- 
der in geordneten Bahnen wei- 
tergehen kann. Das einzige, was 
noch verhandelt wird, sind die 


; Tempi, das läßt sich an den im- 
‚mer wieder verlängerten Ultima- 


ten und Kreditrückzahlungsfri- 


i ‚ sten ‘der Banken ganz gut 
: verfolgen. Denn Botha ist in ei- 
5 ner schwierigen Lage, das wis- 


sen seine Verbündeten. Er kann 
nicht zu weit gehen, ohne daß 
seine eigene soziale, politische 
und militärische Basis bröckelt. 
Deshalb hat er in den letzten 
Monaten auf allen Instrumenten 
gleichzeitig zu spielen versucht: 
in Lesotho die ANC-Basen aus- 
geräuchert und eine südafrika- 
nische Vasallenregierung an die 
Macht geputscht, dem: ANC 
aber gleichzeitig Signale von 
Verhandlungsbereitschaft ge- 
geben; der National Party ihren 
markigen Führer vorgespielt, 


‘der seinen Außenminister wie 


einen Schuljungen abkanzelt, 
weil der öffentlich gesagt hatte, 
daß der nächste Präsident wohl 
ein Schwarzer seine wird, 
gleichzeitig dem schwarzen Mit- 
telstand freie Bahn gegeben hat 
USW... 

Nach der Erfahrung, daß die 
Klassenkämpfe trotz Ausnah- 
mezustand weitergehen, muB 
es den Buren und den Multisnun 
darum gehen, „die Konflikte zu 
institutionalisieren”. Die Finan- 
cial Times überlegt schon, man 
könne ja den ANC als politische 
Partei legalisieren und 
Umkhonto We Sizwe verbieten. 
Über kurz oder lang wird der 
ANC an der Macht beteiligt wer- 
den und „in dem Augenblick, in- 
dem der ANC an die Macht 
kommt... muß die Revolution 
aufhören”, schreiben die 
südafrikanischen Genossen. 
Genau das wird dann die Frage 


sein. Pen 


21 


Y al = 
| ie 
errata er ’ | H 

Die letzten drei Hefte haben wir in einer anderen Stadt 34 Gl, / ji re n 
gesetzt, weil uns dort Genossinnen ihre Lichtsatz- Ka, _ HD Su u 
maschine zur Verfügung gestellt haben — und weil wir ee. ; & We 
bei der Auflage drauf angewiesen waren, möglichst noch mehr Text m j Bi ER 
als bisher auf eine Seite zu kriegen. Wir hatten ausgerechnet, daß > 72 Won: Ei 
wir auf 60 Seiten kleines Format etwa so viel draufkriegen wie vor- A) {5 De: 
her auf 72 Seiten A-4. Schon in den letzten beiden Nummern hat a ne ee 


die Beschränkung auf 60 Seiten nicht ganz hingehauen, diesmal ging ”s "voll daneben" . 
Die finanziellen Konsequenzen hätten wir zwar durch eine Preiserhöhung ausgleichen kön- 
nen (haben wir dann aber gelassen, wär zu umstä ndlich gewesen), aber der zeitliche 
Mehraufwand war beträchtlich. Dazu kam, daß die Satzmaschine fast dauernd kaputt war. 
Trotz mehrerer Krankenscheine konnten wir das daraus resultierende Chaos nur einigermaßen 
auffangen. Wir konnten also einige Artikel nach dem Korrekturlesen kein zweites Mal setzen, 
es gibt deshalb recht viele Tipp- und Satzfehler. Wir mußten dann auf verschiedene Schreib- 
maschinen ausweichen, weshalb die Schriftaufteilung etwas chaotisch ist. Dadurch wurde 
wiederum die Seitenaufteilung etwas chaotisiert (z.B. diese Seite hier anstatt am Anschluß 
ans Editorial), und dann sind auch noch ein paar Bilder rausgefolgen (das obige Bild z.B. ge- 
hört auf Seite 36/7 - ein Frankfurter hat es extra für den Artikel gezeichnet). 
Rausgeflogen sind aus Versehen die Zwischenüberschriften beim Artikel der “Initiative 
gegen Zwangsarbeit“; wir hoffen, daß Ihr ihn trotzdem versteht. Der Berber auf S. 25 
hat natürlich in Köln ein Haus besetzt, nur der Berberkongreß war 1981 in Stuttgart. 
Fehler gibt es auch in den Zwischenüberschriften beim Interview über Italien (S. 27 ff.): 
politische Gefangene leiten KOOPERATIVEN von Ex-Knackis (S.29), die Genossen waren 
wohl verbindlich, aber vor allem auch vorbildliche Arbeiter ($.30), außerdem die besten 
Kader, die die MetallarbeiterGEWERKSCHAFT je hatte (5.32). "Prima Linea" (so schreibt 
sich’s richtig) nannte sich eine aus der Autonomia hervorgegangene Guerilla-Organisation, 
die auf ihrem Höhepunkt 78/9 mehrere tausend Mitglieder hatte. Auf S. 32 steht mal 
ethnisch-moralisch, wo es natürlich "ethisch-moralisch" heißen muß, Puh, ich hoffe, das 
sind die schlimmsten Fehler gewesen. 
Leider kann das Silbentrennprogramm des Satzgerä tes keine zusammengesetzten Wörter, 
es hat uns auch seine Fehler nicht mehr korrigieren lassen: Ihr werdet”s merken, was ein 
Arbeit - samt ist. Aber bei all der Mühe, die in der Zeitung steckt, hoffen wir trotzalle- 
dem, dass sie euch eine erquickliche Lektüre ist. 
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Im Mai '84 schlossen wir uns, 
eine Handvoll Leute aus dem 
autonomen und Hausbesetzer- 
spektrum in Köln zur Initiative 
»Weg mit der Zwangsarbeit« zu- 


sammen. Seitdem die So- 
zialämter in vielen Städten der 
BRD damit angefangen haben, 
massenhaft AsylantiInnen in 
Zwangsarbeit einzuweisen, war 
das Thema ein Dauerbrenner. 
Und anders als der tägliche und 
verschärfte Arbeitszwang in der 
Fabrik war diese Zwangsarbeit, 
die allzusehr an die Nazi-Praxis 
des Reichsarbeitsdienstes erin- 
nerte, öffentlich angreifbar,be- 
wegte auch einige liberale Ge- 
müter. In anderen Städten hatte 
es bereits zum Teil erfolgreiche 
Aktionen gegen die Zwangsar- 
beit gegeben, auf dem Hambur- 
ger Workshop von Jobber- und 
Erwerbslosen-Inis im März 84 
gab's einen Arbeitskreis Zwang- 
sarbeit. In Köln hatten eine Rei- 
he von GenossInnen schon die 
Erfahrung mit dieser Maloche 
hinter sich und über türkische 
Genossen hatten wir Asylanten 
kennengelernt, die zum Laub 
kehren und Anstreichen abkom- 
mandiert waren. 


Es lag also nahe, zunächst 
an dieser Form von Zwangs- 
arbeit anzusetzen, Unruhe auf 
Ämtern undEinsatzstellen zu or- 
ganisieren und Leute aus der 
Zwangsarbeit rauszuholen, um 
Beispiele einer erfolgreichen 
Verweigerung dann propagie- 
ren zu können. Damit griffen wir 
nur die bereits entwickelten Ver- 
haltensweisen der Sozi-Emp- 
fängerInnen auf. Wie wir aus in- 
ternen Statistiken des Sozial- 
amts erfahren hatten, war die in- 
dividuelle Verweigerung - aller- 
dings auch mit der häufigen 
Streichung der Sozialhilfe ver- 
bunden - weit verbreitet. Von 
über dreitausend, die zur 
Zwangsarbeitsstelle vorgela- 
den wurden, erschienen 1300 
erst gar nicht dort, und weitere 
1000 nahmen die zugewiesene 
Arbeit nicht auf oder brachen 
sie vor Ableistung der drei Mo- 
nate ab. Nach eigenen Schät- 
zungen des Sozialamts konnten 
über 5%aller Sozialhilfeempfän- 
gerInnen mit dieser Zwangsar- 
beitspraxis für längere Zeit aus 
der Sozialhilfe herausgeschmis- 
sen oder abgeschreckt werden. 
Es kam für uns also darauf an, 


die Streichung der Sozialhilfe 
bei Arbeitsverweigerung zu ver- 
hindern. 

Da es keine Basis für eine 
massenhafte politische Bewe- 
gung unter den Sozialhilfeemp- 
fängern gab, konnten wir zu- 
nächst nur rechtliche Regelun- 
gen zu benutzen versuchen. Wir 
propagierten auf den ersten 
Flugblättern solche Möglichkei- 
ten, wie schriftliche Bescheide 
zu verlangen, Widerspruch ein- 
zulegen, bis hin zur Klage vorm 
Verwaltungsgericht (solche Kla- 
gen hatten einzelne Sozialhilfe- 
empfänger in den vorangehen- 
den Jahren bereits erfolgreich 
eingelegt), um die Einweisung in 
Zwangsarbeit zumindest hin- 
auszuzögern. Bei den Leuten, 
die das mit uns zusammen 
machten, war diese Praxis sehr 
effektiv. Auf den Ämtern waren 
die rechtlichen Vorschriften fast 
unbekannt, eingewiesen wurde 
per mündlicher Verfügung, und 
eskostete die Verwaltungeinige 
Zeit, um den rechtlichen Erfor- 
dernissen zu entsprechen, neue 
Formblätter zu entwerfen usw. 

Das wichtigste war aber, daß 
wir von Anfang an versuchtep 
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auf den Ämtern präsent zu sein. 
Wir erklärten den Leuten, daß 
wir sie in ihrer Auseinanderset- 
zung mit den Sachbearbeitern 
unterstützen würden. Wenn wir 
mit Leuten, die eingewiesen 
werden sollten, zum Amt turn- 
ten, gingen wir immer mit einer 
Reihe von Leuten rein, machten 
die Auseinandersetzung auch 
für andere im Warteraum öffent- 
lich. Der Versuch der Amtsär- 
sche, uns daran mit Bullenge- 
walt zu hindern, war auch nicht 
sehr effektiv für sie, da uns sol- 
che Rangeleien nur noch mehr 
Publizität einbrachten. Das So- 
zialamt versuchte daher, die 
Einweisungspraxis rechtlich 
wasserdicht zu machen und 
wenn Leute mit uns zusammen 
auftauchten, verzichteten sie 
auch schon mal auf die Einwei- 
sung. 

Durch unsere Präsenz auf 
den Ämtern, in geringerem Maß 
auch durch Leute, die zu unse- 
rem wöchentlichen offenen 
Treff kamen, erfuhren wir zum 
einen von den versteckten 
Sauereien (»Sie können ja auch 
bei Mc Donalds arbeiten«), zum 
anderen vom täglichen Verhal- 
ten der Leute gegen die Arbeit: 
viele ließen sich krankschrei- 
ben, erzählten, sie würden gera- 
de eine Lehrstelle suchen usw. 
Einige berichteten auch von 
dem Verweigerungsverhalten in 
der Arbeit, das wir dann propa- 
gierten: »langsam arbeiten, 
bummeln, sich um die Vorarbei- 
ter nicht scheren. Oder ständig 
Mist bauen, alles falsch machen. 
Dann biste schneller aus der Ar- 
beit raus, als du denkst. Ohne 
daß sie dir was anhaben oder 
Leistungen kürzen können.« 


Von unserer Zielsetzung her 
ging es uns in erster Linie da- 
rum, daß sich die Zwangsarbei- 
terInnen selbst gegen die Arbeit 
zusammenschließen, daß sie es 
sch” n, durch ihre kollektive 

»STREIK !« - die Arbeit 
Über die Ämter ließ 
ırnichtorganisieren, 

ig auf neue Leute 


5 ©, nerbei einzelnen 
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Aktionen blieb und die Leute 
nach erfolgreicher Freistellung 
von der Arbeit das Interesse an 
der Initiative verloren. Der näch- 
ste Schritt war daher, die Aktio- 
nen auf die Arbeitsstellen zu tra- 
gen. Nur auf größeren Einsatz- 
stellen wie den Friedhöfen hat- 
ten wir, allerdings recht erfolg- 
los, unsere Flugis verteilt, einige 
hundert Zwangsarbeiter sind 
über zig Arbeitsstellen im gan- 
zen Stadtgebiet verteilt und 
meistens fehlte die Hälfte der 
Leute sowieso schon: krank ge- 
schrieben, für Ämterbesuche 
usw. freigestellt. 


zialamt. Die Leiter der Einsatz- 
stellen bangten um die Arbeits- 
bereitschaft einer ganzen Ko- 
Ionne, schickten die Leute so- 
fort weg, und die Kritik wurde an 
eine größere Öffentlichkeit ge- 
tragen. Zunächst wurden solche 
Leute auch sofort vom Sozial- 
amt aus der Arbeit herausge- 
nommen. In einer späteren Pha- 
se versuchten sie dann aber, 
denLeuten, die Aktionen auf der 
Arbeit machten, die Hilfe auf 
Grund von »Arbeitsverweige- 
rung« zu kürzen oder zu strei- 
chen. In einem Fall schickten sie 
einen Sozialhilfeempfänger 


Weg mit der Zwangsarbeit 


für Sozialhilfeempfänger ! 


Um innerhalb der Arbeit den 
Widerstand entwickeln zu kön- 
nen, versuchten wir mit Leuten, 
die eingewiesen werden sollten, 
andere Aktionen zu machen: 
erstmal nichts gegen die Einwei- 
sung unternehmen, die Arbeit 
antreten, um Kontakt mit den 
anderen Arbeitern zu kriegen 
und dort den Wirbel veranstal- 
ten! In diese Richtung haben wir 
nur ganz wenige Aktionen hin- 
gekriegt, da die meisten Leute, 
die zu uns kamen, von uns nur 
die Freistellung von der Arbeit 
erwarteten. Einanderes Malflog 
eine Zwangsarbeiterin in dener- 
sten paar Stunden aus der Ar- 
beit, weil sie ihren Kolleginnen 
ein Flugblatt verteilt hatte. Dort, 
wo wir größere Aktionen auf den 
Arbeitsstellen machten, wie ei- 
ne Demo auf dem Friedhof, war 
es der stärkste Druck aufs So- 


nach der ersten Aktion noch zu 
zwei anderen Arbeitsstellen. 
Nachdem wir ihn auch dort wie- 
der in seinem Protest unter- 
stützt hatten, konnten wir die an- 
schließende Streichung der So- 
zialhilfe erst durch Klage vorm 
Verwaltungsgericht wegkrie- 
gen. : 

Es ist uns aber nie gelungen, 
ein kollektives Verhalten der 
Leute auf den Arbeitsstellen zu 
erreichen, was sicher auch an- 
der Durchmischung der Kolon- 
nen und der extremen Fluktua- 
tion lag: fest eingestellte städti- 
sche Arbeiter, ABM-Kräfte, 
deutsche Soziempfänger und 
Asylanten. Fast alle Leute, mit 
denen wir Aktionen machten, 
kannten wir über die besetzten 
Häuser, den SSK oder die politi- 
sche Szene. So richtig unser An- 
spruch war und ist, daß es um 


den kollektiven Widerstand der 
Leute selbst geht, erstin zweiter 
Linie um die Wirksamkeit in der 
bürgerlichen Öffentlichkeit, so 
illusorisch ist die Vorstellung, sie 
würden sich als Sozialhilfeemp- 
fängerInnen organisieren. Gera- 
de hinter der stark ansteigen- 
den Zahl von Sozialhilfeempfän- 
gerInnen verbirgtsich eine stän- 
dige Fluktuation. Sozialhilfe in 
Kombination mit Zwangsarbeit 


ist nur eine von vielen Formen, | 


wie wir uns mit dem Arbeits- 
zwang auseinandersetzen müs- 
sen: ABM, Sklavenhändler, 
Sperrzeiten usw. Das Sozialamt 
ist zwar als zentrale Institution 
des Arbeitszwangs leicht an- 
greifbar, aber entlang einzelner 
institutioneller Formen wird sich 
der Haß auf die Arbeit nicht kol- 
lektiv organisieren. 


Als wir mit der Initiativenar- 
beit begannen, wollten wir uns 
nicht ausschließlich gegen die 
Sozi-Zwangsarbeit wenden, 
sondern gegen alle anderen 
Formen des staatlich vermittel- 
ten Arbeitszwangs: die Ausbeu- 
tung in Klapsen, Heimen und 
Knästen; die Verwertung der 
Penner in Asylen und Arbeiter- 
kolonien. Zum Teil werden die 
Penner auf denselben Arbeits- 
stellen wie die Soziempfänger 
eingesetzt, organisiert von der 
selben Stelle »Hilfe zur Arbeit«, 
aber mit dem Repressionsmit- 
tel, daß sie bei Arbeitsverweige- 
rung ihre Unterkunft verlieren. 
Über die Situation der Penner 
haben wir hauptsächlich darü- 
ber etwas erfahren, daß zeitwei- 
se ein Genosse in der Initiative 
war, der 1981 in Stuttgart zu- 
sammen mit Berbern ein Haus 
besetzt hatte, später mit ihnen 
zusammen Platte machte und 
sie auf den Ämtern unterstützte. 
Einen Zugang zu der Ausbeu- 
tungssituation in der Klapse hat- 
ten wir. durch personelle Über- 
schneidungen der Initiative mit 
dem Kölner »Beschwerdezen- 
trum Psychiatrie«. 

In all diesen Bereichen ist es 
aber viel schwerer, Widerstand 
gegen den Arbeitszwang zu or- 


Die Entwicklung der Zwangsarbeit in Köln 


Die Zwangsverpflichtung von Sozialhilfeempfängern zur gemeinen und 
nützlichen Arbeit wird in Köln von der SPD schon seit 25 Jahren beirie- 
ben. Aber in den letzten Jahren des sogenannten 
Wirtschaftswunders wurde sie kein Thema, weiles 
nur »Randgruppen« wie Penner, Obdachlose, Haftentlassene betraf. Das 
änderte sich mit dem Krisenangriff des Kapitals seit 1973, der immer mehr 
Arbeitslose zum Sozialamt trieb. Sozikohle wurde in den folgenden Jah- 
ren massenhaft benutzt, um die Arbeit und die a Ausbeutungsan- 
sprüche des Kapitals Fe n zu können. In ; 
den Jahren 74-76 wurde die Einweisung in Zwangsarbeit in Köln massiv 
ausgedehnt: bereits 1976 wurden 750 zur Arbeit auf den Friedhof 
oder Grünflächen geschickt. Von Änfang an verhielten sich die Soziemp- 
fängerInnen extrem ablehnend: nur 280 nahmen die Arbeif auf, und 
von denen organisierten einige sich im Mai als »Interessengemeinschaft 
der Pflichtarbeiter«, starteten eine erste Kampagne gegen den »Arbeits- 
dienst«, sorgten für Presseöffentlichkeit (Stern Ausbeutung per Gesetz«) 
und verteilten Flugblätter auf den Einsatzstellen. Die zentrale Zwangsar- 
beitsstelle (Abt. »Hilfe zur Arbeit«) reagierte hektisch. Sie verfaßte eine aus- 
führliche interne Stellungnahme und sah sich schließlich genötigt, über 200 
ZwangsarbeiterInnen aus der Arbeit herauszunehmen - nur um später 
ungestörter weitermachen zu können. Die »Interessengemeinschaft« 
fiel bald danach wieder auseinander. 

In den Jahren 77/78 wurden aber jährlich nur etwa 300 Leute in 
Zwangsarbeit eingewiesen, wohl auch wegen der nun größeren Möglich- 
keiten, sie auf den »freien« Arbeitsmarkt abzudrängen. Seit 79 wird die 
Zwangsarbeit wieder ausgedehnt. Wie in der ganzen BRD beginnt mit dem 
Kriseneinbruch die massive Terrorisierung der Asylantlnnen mit Zwangs- 
arbeit, wobei diese in Köln täglich 8 Stunden arbeiten müssen, während 
deutsche SoziempfängerInnen nur vier Stunden arbeiten müssen (außer 
den nach $ 72 eingewiesenen Pennern, die auch zu 8 Stunden gezwungen 
werden). 81 wird diese rassistische Spaltung nach einem Urteil unhaltbar. 
Auf Grund der rechtlichen Verunsicherung stellt das Sozialamt die Einwei- 
sungen für einige Monate ganz ein, um sie dann mit der einheitlichen Rege- 
lung fünfeinhalb Stunden täglich auf jährlich etwa 2000 in den Jahren 82 
bis 84 auszuweiten. 
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ganisieren. Einmal, weil es nicht 
so leicht wie bei der Sozi- 
Zwangsarbeit ist, den Kontakt 
zu diesen Arbeiterinnen zu hal- 
ten, zum anderen, weil diese 
»klassischen« Ausbeutungsfor- 
men von »Randgruppen« bei 
den Leuten selbst wie in der Of- 
fentlichkeit als »normal« gelten. 
Abgesehen von einigen Versu- 
chen, blieb es daher bei der Pro- 
paganda gegen diese Ausbeu- 
tungsformen. 


In unserem Kampf gegen die 
Zwangsarbeit in Köln mußten 
wir uns auch ständig mit der lin- 
ken und bürgerlichen Öffent- 
lichkeit auseinandersetzen. Das 
war zum einen die Benutzbar- 
keit der Öko- und Alternativbe- 
wegung für die Durchsetzung 
der Zwangsarbeit. Während 
sich zig Kölner Gruppen um Ver- 
kehrsberuhigung und Fahrrad- 
freundlichkeit sorgten, lernten 
wir Asylanten kennen, die als 
Zwangsarbeiter die Radwege 
rot anstreichen mußten. Aus der 
Langenfelder Psychiatrie erfuh- 
ren wir, daß dort Gefangene von 


»fortschrittlichen« Arbeitsthera- 
peuten zum Anbau von Bioge- 
müse verdonnert wurden. Und 
einige Initiativen im Sozialbe- 
reich ließen bereits Sozialhil- 
feempfängerlnnen die Zwangs- 
arbeit bei ihnen ableisten. Hier 
machte das Sozialamt die er- 
sten Versuche, alternative 
Gruppen in die Organisation der 
Zwangsarbeit einzubeziehen, 
woran es mit dem neuen Pro- 


gramm 1985 anknüpfen konnte 


(s.Teil 2 im nächsten Heft). 
Zum zweiten mußten wir uns 
mit Gruppen aus dem Spektrum 
Kirche, Gewerkschaften, Grü- 
ne, DKP auseinandersetzen, die 
mit ihrer Kritik an der Zwangsar- 
beit das öffentliche Interesse an 
diesem Thema bestimmten. Die- 
ser Kritik ging es darum, die 
Ablehnung der Zwangsarbeit 
mit der Forderung nach »besse- 
ren« Arbeitsgelegenheiten zu 
verbinden. Mit dem Begriff Neue 
Armut, der zu dieser Zeit auf- 
kam, wurde die linksliberale Em- 
pörung über die Entgarantie- 
rung’ausgedrückt - aber gerade 
nicht als Kritik der im Kapitalis- 
mus systematischen Armut. Als 
das Kölner Arbeitslosenzen- 
trum (Evang. Sozialwerk) im Ju- 
ni eine Veranstaltung zur Neuen 
Armut machte, griffen wir dort 
neben der Zwangsarbeit auch 
die Ausbeutung in Klapsen oder 
Arbeiterkolonien an, wobei in 
Gestalt der anwesenden Kir- 
chenverteter auch die Betreiber 
dieser Kolonien auf dem Po- 
dium saßen. In einem internen 
Kritikpapier am Ablauf der Ver- 
anstaltung beschwert sich der 
Zuständige vom Evangelischen 
Sozialwerk darüber, daß die 
»Neue Armut« nicht säuberlich 


genug von der »alten«, den 
»Randgruppen« abgegrenzt 
worden sei: 

»Die Probleme von Nichtseß- 
haften, Inhaftierten, Hausbeset- 
zern usw. sind nicht kennzeich- 
nend für die neue Armut.« Und 
ebenso konzentrierte sich das 
Interesse der Medien allein auf 
die Entgarantierung. Eine Rund- 
funkreporterin, die zu unserem 
Treff kam, wandte sich ent- 
täuscht ab, als wir ihr nicht mit 
einem zur Zwangsarbeit ge- 
schickten Akademiker als Sen- 
sationsfal dienen konnten 
(»hätten Sie nicht was Passen- 
des für mich?«), sondern sie nur 
Leute antraf, die es noch nie zu 
Amt und Würden gebracht hat- 
ten. 

Die Spaltungslinie in der spä- 
teren Umstellung der generellen 
Pflichtarbeit für 1.50 DM auf ein 
differenzierteres _Arbeitspro- 
gramm war hier schon angelegt: 
für diejenigen, die sich auf 
Grund ihrer Ausbildung und der 
ihnen im System versprochenen 
sozialen Stellung gegen die 
Zwangsarbeit empörten, wur- 
den verbesserte und für sie 
attraktive Arbeitsgelegenheiten 
geschaffen, während der Druck 
auf die »alte«x Armut nach Ab- 
flauen der öffentlichen Kritik in 
einem neuen Anlauf gesteigert 
werden konnte. 

Im Teil 2 werden wir diese 
Weiterentwicklung der Zwangs- 
arbeit zum zweiten Arbeits- 
markt in der ständigen Ausein- 
andersetzung der Stadtverwal- 
tung mit den verschiedenen 
Verhaltensweisen gegen die Ar- 
beit darstellen und unsere Ent- 
wicklung zur »Initiative gegen 
den Arbeitszwang« begründen. 


»Der Notstand seht weiter - mif anderen Mitteln« 


Inierview mif einem ifalienischen Genossen 


—-zur Wiedereingliederung der politischen 
Gefangenen in die Gesellschaft 


—zur Geschichte der Mailänder 
Kolonne »Walter Alasia«, der Roten Brigaden 


Das italienische Knastsystem hat sich in den 
letzten Jahren ständig ausgeweitet. Trotz mehre- 
rer Massenamnestien steigt die Knastbevölke- 
rung unaufhaltsam an und ebenso die Zahl der 
»Neuzugänge«, die U-Häftlinge machen heute 
bereits zwei Drittel der Gefangenen aus; es gehen 
also mehr Proletarier als je zuvor durch den Knast 
hindurch. Gleichzeitigwurde das Knastsystem im- 
mer weiter differenziert, es ist heute eines der dif- 
ferenziertesten in Westeuropa und reicht von den 
Todestrakten (mit sensorischer Deprivation, lee- 
ren Nachbarzellen, ein Buch im Monat, ein Brief 
oder Telegramm darf im Monat geschrieben wer- 
den usw.) bis zum Freigängerstatus und Haus- 
arrest. Die letzte große Knastrevolte fand 1981 in 
San Vittore/Mailand statt. Obwohl die Knackis da- 
mals mit neuen Kampfformen bis weit ins »demo- 
kratische Lager« hinein Unterstützung fanden, 
wurde dieser Kampf buchstäblich im Bluterstickt: 
die Knastbürokratie schlug ihn auf derart brutale 
Weise nieder, daß das auch als Symbol verstan- 
den wurde, daß solche Kämpfe in Zukunft unmög- 
lich sein sollten... 


Doch darüber geht das folgende Interview nur 
am Rande. Wir haben es mit einem Genossen ge- 
macht, der in den letzten Jahren viel dazu beige- 
tragen hat, die Situation in den Knästen öffentlich 
zu machen, Kämpfe drinnen zu unterstützen, 
organisierte Strukturen unter den Verwandten der 
politischen Gefangenen aufzubauen. Der Anlaß 
für das Interview war, daß wir das Buch 
»Frammenti«mit Prozeßerklärungen der »Walter 
Alasia« übersetzt haben und in Deutsch heraus- 
bringen wollen. Dazu arbeiten wir gerade an ei- 
nem längeren Vorwort, um den deutschen Genos- 
sInnen denHintergrund dieser Kolonne, ihre Inter- 
vention in den Mailänder Fabriken usw. deutlich 
zu machen. Einige Teile des Interviews fanden wir 
dann von allgemeinem Interesse und wollten sie 
einer breiteren Leserschaft zugänglich machen. 

Zusätzliche Aktualität bekam das Ganze dann 
durch die »Berichterstattung« der TAZ, die am 22. 
Februar als Überschrift auf der ersten Seite »Ita- 
liens Guerilla winkt Gnade« hatte und damit voll 
die Distanzierungs-Kampagne des italienischen 
Staates aufgreift. 
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In der westdeutschen revolutionären Linken wur- 
den die 4000 politischen Gefangenen, die es 
1980/81 in Italien gab, die Sondergesetze und Fol- 
terungen an Festgenommenen sehr oft als »militä- 
rische Lösung ä la Chile« diskutiert. Im Moment 
(Mitte Februar ’86) sitzen noch etwas über 900 poli- 
tische Gefangene in den Knästen - könntest Du be- 
schreiben, wie es zu dieser Situation gekommen 
ist? 


Es sind niemals 4000 politische Gefangene gewesen, 
ich glaube die höchste Zahl - Faschisten inbegriffen - wa- 
ren 3400 politische Gefangene. 

Die Repression hat vor allem auf zwei Bereiche ge- 
zielt: einerseits auf die Gruppen des bewaffneten Kamp- 
fes, andererseits auf eine verbreitete subversive Tendenz, 
die im großen und ganzen mit der „Autonomia Ope- 
raia”übereinstimmte. Staatsanwälte, Politiker und ihre 
Experten sahen in der Autonomia das Rekrutierungsfeld 
für die bewaffneten Gruppen (denn praktisch haben ja 
die meisten Zeitungen der Autonomia zwischen '75 und 
'78 eine bewaffnete revolutionäre Politik propagiert). 
Der Staats-anwalt Calogero ging in dieser Richtung am 
weitesten und behauptete, daß beide Bereiche eine einzi- 
ge Organisation darstellten mit einer legalen Struktur, die 
sich Autonomia Operaia nennt, und einer illegalen 
Struktur von Dutzenden bewaffneten Gruppierungen. 
Zur Untermauerung dieser These diente die Tatsache, 
daß es 1977/8 den Versuch einer Vereinigung von »Bri- 
gate Rosse« und »Prima Linea« gegeben hat. Dies war al- 
so eine politische These, die sich dann juristisch und mili- 
tärisch in den Versuch umgesetzt hat, die gesamte Intelli- 
genzia der »Autonomia Operaia« zu verhaften und die 
bewaffneten Gruppen zu zerschlagen. 

Hinter dieser »politischen Lösung« stand aber eine viel 
wichtigere Sache: nämlich tiefgreifend in die Strukturen 
in den Fabriken und den Wohnvierteln einzuwirken, auf 
die reale Konstitution der Klasse, auf die Arbeitermacht 
in den Fabriken. Nachdem die Arbeitermacht in den vor- 


„heufe gibf es noch efwa 
900 polifische Gefangene” 


hergehenden Jahren schon stark eingeschränkt wor- 
den war, sollte nun jeglicher Widerstand gegen die Um- 
strukturierung aus der Fabrik rausgeworfen werden. Die 
Staatsanwaltschaft erhielt einen Freibrief, der es ihr er- 
laubte, ihre eh schon großen Rechte weiter auszudehnen 
und auch illegal gegen die bewaffneten Gruppen vorzu- 
gehen. So kommt es auch zu einzelnen Folterungen von 
Fesigenommenen, aber das sind im Verhältnis zur Ge- 
samtzahl der Festgenommenen nicht sehr viele. Die 
Staatsanwaltschaft bekommt also diese außerordentliche 
Macht und übt sie zusammen mit den Carabinieri, der 
DIGOS und der Polizei aus. Die politische Bedeutung 
dieser Kampagne liegt auch darin, daß sich in ihr alle po- 
litischen und gewerkschaftlichen Kräfte vereinigen. So 
kommt es zur berüchtigten »politica di emergenza« (Not- 
standpolitik), die auf der einen Seite aus Sondergesetzen 
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besteht, die vom Arbeitsgericht bis zum politischen Pro- 
zeß die demokratischen Rechte beschneiden, auf der an- 
deren Seite schließen sich alle Parteien in einem Block 
zusammen und frieren die Auseinandersetzungen unter- 
einander ein, um ein Jahrzehnt von Kämpfen, sozialen 
Auseinandersetzungen und revolutionären Entwicklun- 
gen auszulöschen; so kommt es zur »Regierung der natio- 
nalen Einheit«. 

In diesem Sinn ist es also eine politische Lösung, inso- 
fern sie darauf zielt, die Arbeiteravanigarden, politisier- 
ten Arbeiter und Kampfstrukturen aus den Fabriken zu 
werfen und die Stadtteilstrukturen zu zerstören. Es ge- 
lingt ihnen tatsächlich, die ganzen Organismen zu isolie- 
ren. Sie begehen also nicht den Fehler, 15000 Leute zu 
verhaften, sondern nachdem sie 1979 den bewaffneten 
Gruppen und der Autonomia gegenüber so verfahren 
waren, weiteten sie das Kriterium auf die ganze Gesell- 
schaft aus: in den Schulen, Fabriken, Stadtteilen, überall: 
entweder du beteiligst dich an der Demokratie oder du 
bist Terrorist. 


Kannst Du genauer erklären, wie sich die Zahl der 
politischen Gefangenen so schnell reduziert hat? 


Der Hauptgrund für die Verringerung der Gefangenen- 
zahlen ist die Haftentlassung wegen Auslaufen der maxi- 
mal möglichen U-Haft-Zeit. Diese Zeit war zunächst 
durch die Sondergesetze auf zwölf Jahre heraufgesetzt 
worden, weswegen Italien auch international stark kriti- 
siert wurde. Mit einem Gesetz wurde 1984 dann die 
höchstmögliche U-Haft-Dauer auf sechs Jahre begrenzt, 
sie darf maximal die Hälfte der zu erwartenden Strafe be- 
tragen. Da die allermeisten Leute 1979/80 verhaftet wur- 
den, kommen jetzt viele raus. Die sind nun zwar auf 
freiem Fuß, warten aber noch auf ihren Prozeß; sie sind 
also nach wie vor erpreßbar. Eine weitere wichtige Sache, 
die zur Verringerung der politischen Gefangenen beige- 
tragen hat, ist die Dissoziation... 


Dazu kommen wir gleich. Könntest Du vorher 
noch kurz sagen, wieviele wo im Knast sind? 


Die Haftbedingungen sind natürlich stark 
differenziert. Cossiga hat ja in seiner Zeit als Minister 
noch ein Extra-Gesetz für die Verräter, die sogenannten 
»Pentitic gemacht, das Strafminderung für diejenigen 
vorsah, die alles zugaben und ihre Genossen verrieten — 
du mußst bedenken, es hat über 300 sogenannte Pentiti 
gegeben! Für die wurde sogar ein besonderer Knast ein- 
gerichtet, in Alessandria, dort kamen die (wenigen) Pen- 
titi hin, die nicht sowieso auf freien Fuß gesetzt wurden, 
das sind heute noch etwa 50, die dort wie im Hotel leben. 

Auch die Dissoziierten kriegen niedrigere Strafen und 
zwar nicht so wie die Pentiti, sondern dadurch, daß sie 
wewgen etwas anderem angeklagt werden (z.B. kriminelle 
anstatt terroristische Vereinigung, d.Ü.). Dadurch kommen 
die dann früher aus der U-Haft. Heute gibt es etwa 900 
politische Gefangene, von denen etwa 350-360 soge- 
nannte »Irriducibili< (Unbeugsame) sind; die sitzen in 
Voghera (Frauen), Novara, Cuneo, Marina del Tronto 


und in ein paar kleineren Knästen. Die ande- 
ren 400 sind im wesentlichen Dissoziierte, die so schwe- 
rer Verbrechen angeklagt sind, daß sie sechs Jahre in 
U-Haft bleiben müssen und diese sechs Jahre noch nicht 
erreicht haben, sowie einige, die schon endgültig verur- 
teilt sind und ihre Strafe absitzen müssen. 
Eine Worterklärung für die deutschen Genossin- 
nen: es hat sich in Italien eingebürgert, die Verräter 
»Pentiti«, also Reumütige zu nennen, während die 
eigentlichen »Reumütigen«. die ihre Vergangen- 
heit öffentlich bereuen und oft auch zurBuße bereit 
sind, aber niemand anderen belasten, »Dissocia- 
ti«, also etwa »Distanzierer« genannt werden. Man 
kann wohl sagen, daß die Rolle der »Pentiti« darin 
bestanden hat, Hunderte von Genossinnen in den 
Knast zu bringen und ihre Rolle damit ausgespielt 
war, während die Dissociati für das Regime poli- 
tisch viel wichtiger sind, gerade ja auch für die 
aktuelle Entwicklung... 


Was die Geschichte der Dissoziation betrifft, müssen 
wir mindestens bis 1982 zurückgehen: damals haben die 
Gefangenen des ?. April 79 (der in der BRD bekannteste ist 
wohl Negri, d.Ü.) ein Dokument herausgegeben, in dem sie 
sagten, sie seien Theoretiker gewesen, 


„Die Dissoziierten,..” 


die nie etwas mit bewaffneten Aktionen zu tun gehabt 
hätten, sondern im Gegenteil sogar gegen die bewaffnete 
Politik vorgegangen seien. Damit distanzierten und ver- 
feindeten sie sich mit allen anderen Gefangenen, die nach 
wie vor den bewaffneten Kampf befürworteten. Deshalb 
verlangten sie, in »homogenen Bereichen« zusammenge- 
legt zu werden, um vor den Militanten des bewaffneten 
Kampfes geschützt zu sein. In diesen »homogenen Berei- 
chen« sollten all diejenigen zusammengelegt werden, die 
nicht mehr - oder ihrer These zufolge: noch nie - mit den 
bewaffneten Gruppen einverstanden waren. Diese For- 
derung der »51 von Rebibbia« (Knast von Rom, d.Ü.) wur- 
den anfangs nur von »Manifesto« (ital. linksreformistische 
Tageszeitung) unterstützt. 

So entstehen auf der einen Seite Knäste mit den Mili- 
tanten der bewaffneten Gruppen und auf der anderen 
Seite Knäste für die Dissoziierten. Die meisten politischen 
Parteien lehnen diese Differenzierung zunächst ab, aber- 
die Knastverwaltungen und besonders deren oberster 
Verantwortlicher, Dr. Amato, nehmen diesen Vorschlag 
sehr bald auf: sie richten Bereiche ein, in denen die Haft- 
bedingungen sehr viel angenehmer sind als die der 
anderen politischen Gefangenen. 

Als nächstes kommt dann die Dissoziierung von Leu- 
ten, die bewaffnet gekämpft hatten, und das nun zugeben 
und bereuen. Und die verlangen nun auch, in homogenen 
Gruppen zusammengelegt zu werden, weil sie ja noch 
mehr als die anderen bedroht sind: jene waren Feinde der 


bewaffneten Gruppen, sie aber Verräter. So entstehen 
nun Knäste, in denen es verschiedene Abteilungen gibt; 
die einen sind mit Gefangenen belegt, die weiterhin am 
bewaffneten Kampf festhalten, die anderen mit Gefange- 
nen, die sich davon distanziert haben. Bergamo war der 
erste Versuch in dieser Richtung. Die politischen Gefan- 


„praktisch das gesamie Parfeien- 
spektrum bemühs sich um ihre 
Wiedereingliederung...” 


genen sitzen heute also in drei Arten von Knästen: den 
Sonderknästen, den großen Vollzugsanstalten mit den 
homogenen Bereichen und in kleineren Knästen, in de- 
nen die Repression nicht so hart ist. In den Sonderknä- 
sten gibt es noch die Todestrakie, in die die gefährlichsten 
Gefangenen gesteckt werden, zur Zeit sind das zwölf 
Gefangene. 

Eine sehr wichtige Rolle bei dieser ganzen Sache 
spielt die katholische Kirche. Schon das Wort Pentito 
kommt aus der katholischen Tradition Italiens, denn sie 
sind ja, wie Du gesagt hast, nichts anderes als die klassi- 
schen Verräter und-Spitzel. Der Großteil der über 2000 
Dissoziierten sind die eigentlich Reumütigen in dem Sina, 
daß sie sagen: »Ich bereue, was ich getan habe«. Die 
katholische Komponente hat eine lange Geschichte, ich 
will sie nur ganz kurz streifen: einige der historischen lin- 
ken Gruppen haben eine katholische Wurzel, von »Lotta 
Continua« bis zu den Marxisten-Leninisten. Sie hatten ei- 
ne ausgeprägte christliche Jugenderfahrung, sie kamen 
aus christlichen Basisgruppen. Sie waren Studenten an 
katholischen Universitäten und hatten diese Unis bewußt 
gewählt. Sie kamen aus den Stadtteilen mit der typisch 
italienischen Kultur: halb christlich, halb kommunistisch. 
Hinter dem gewalttätigen Wortschwall von »Dem Volke 
dienen« und »Lotta Continua« steckt ein katholischer 
Kern, das Recht auf Gewaltanwendung wurde damals 


„...DOlifische Gefangene leiten 
Kooperafion von enflassenen 
normalen’ Geangenen.” 


auch mit Beispielen von militanten Priestern in Süda- 
merika untermauert. Oder mit Schriften von Don Milani, 
dessen Buch damals zu den meistgelesenen gehörte, an- 
derthalb Millionen Auflage in Italien! Die ganze Linke seit 
1966 hat das gelesen. 

Die Kirche hat mit ihren Gefängnispfarrern auch in 
den Knästen einen sehr ausgedehnten und aufmerksa- 
men Apparat. Die waren unter den ersten, die gegen die 
unmenschlichen Hafibedingungen protestiert haben -— 
und wurden dabei meistens von ihren Bischöfen gedeckt. 
Viele Dissoziierte haben im Gefängnispfarrer einen Be- 
rater und Freund gefunden. Und diese Kirche hat den 
Dissoziierten am besten verstanden, nämlich als jemand, 
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der seine Taten bereut; christlich bereut, das menschliche 
Leben nicht geachtet zu haben. Sie haben die Dissoziier- 
ten praktisch adoptiert, und die christliche Gewerkschaft 
CISL und der Kardinal Martini haben als erste das Pro- 
blem der Wiedereingliederung der Gefangenen in die 
Gesellschaft gestellt. Die Dissoziierten haben in der Kir- 
che somit nicht nur einen Gesprächspartner über den 
Knast hinaus gefunden, sondern sie haben Buße began- 
gen — wobei ich nicht weiß, inwiefern das immer ganz ehr- 
lich war und nicht funktional, um Vorteile zu bekommen, 
aber viele gehen zur Messe, empfangen die Kommunion 
usw., manche sind sogar praktizierende Patres gewor- 
den. 


Die Differenzierung der Gefangenen setzt sich 
dann draußen fort... 


Nun, die politischen Parteien hatten anfangs wie ge- 
sagt ein sehr kritisches Verhältnis zur Dissoziation. Da 
mußte man schon Pentito sein, um Vergünstigungen zu 
kriegen. Aber nachdem die Sozialisten und die Christde- 
mokraten sich den Dissoziierten zugewandt haben, hat 
das nun auch die KPI aufgegriffen. Das ist auch deshalb 
wichtig, weil ja die ganzen mit der Sache befaßten Unter- 
suchungsrichter und Staatsanwälte größtenteils aus dem 
Umfeld der KPI kommen oder sogar Parteimitglieder 
sind. Heute bemüht sich praktisch das gesamte Parteien- 
spektrum darum, die Dissoziierten wieder in die Gesell- 
schaft einzugliedern. 

Sie kriegen weitgehend Hausarrest, Freigänger- 
Status und in einigen wenigen Fällen Verbannung auf 
eine kleine Insel oder in ein Dorf. Hausarrest haben heute 
Hunderte und das hat für sie den Vorteil, daß die Zeit 
nachher auf die Strafe angerechnet wird. Wenn man sich 
im Hausarrest gut führt, bekommt man nach einiger Zeit 
möglicherweise Arbeitserlaubnis. Die Parteien und die 
Kirchen, die sich sehr stark für diese alternativen Straf- 
maßnahmen eingesetzt haben, sorgen dann dafür, daß 
diese Leute eine Arbeitsstelle kriegen. Und in einigen auf- 
sehenerregenden Fällen sind die nun damit beschäftigt, 
als Sozialarbeiter jugendliche Straftäter wieder in die 
Gesellschaft einzugliedern. So werden z.B. Kooperativen 
von entlassenen Gefangenen von politischen Gefange- 
nen geleitet. In der Provinz Parma gibt es zum Beispiel 
einen landwirtschaftlichen Betrieb, der Hühner und 
Schweine züchtet, in dem eine solche Kooperative arbei- 
tet, wo die politischen Gefangenen die Funktion der Wie- 
dereingliederung und Kontrolle haben. Diejenigen politi- 
schen Gefangenen, die Professoren oder sowas waren, 
werden von Unis und Gewerkschaften mit Forschungsar- 
beiten beauftragt. Und sie tragen dazu bei, die Geschichte 
der 70er Jahre aus dem Gesichtspunkt der Dissoziation 
neu zu schreiben. Die politischen Gefangenen werden al- 
so wiedereingegliedert und zwar als Sozialarbeiter, als 
Kontrolleure von sozialem Verhalten, als kulturelle Kon- 
trolle, Produzenten von Konsens. Das heißt aber gerade 
nicht, daß die Politik des Notstands vorbei wäre, sie 
nimmt nur eine andere Form an. 
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Wir haben gerade ein Buch übersetzt, das 
hauptsächlich aus ProzeßBerklärungen einiger Ge- 
nossen aus der Kolonne „Walter Alasia” derRoten 
Brigaden besteht. Dieses Buch habt Ihr im Novem- 
ber 84 in Italien herausgebracht. Nun haben wir und 
habt Ihr das sicherlich nicht gemacht, weil wir die 
Prozeßführung dieser Genossen alsbesonders ge- 
lungen betrachten. Könntest Du dazu - gerade vor 
dem Hintergrund der Dissoziation - etwas sagen? 


Die Genossen der »Walter Alasia« treten beim 
Prozeß in einer Weise auf, wie sie vorher in Guerilla- 
prozessen in Italien noch nie vorgekommen war: die 
Hälfte von ihnen erklärt sich bereit, ihre Geschichte zu er- 
zählen, ohne sich davon zu dissoziieren. Sie sagen, wir ge- 
ben nichts zu und leugnen nichts, wir erzählen einfach un- 
sere Geschichte. Während der andere Teil einen typi- 
schen »Guerillaprozeß« führt, also die Verteidigung und 
überhaupt das ganze Gericht ablehnt. Indem sie ihre Ge- 
schichte erzählen, suchen sie eine politische Auseinan- 
dersetzung mit dem Gericht auf moralischer Ebene. Sie 
präsentieren sich als Verkörperung moralischer Werte, 
die nicht außerhalb der Klasse stehen, und wollen sich 
darüber auseinandersetzen: »Wenn Ihr Richter die 70er 
Jahre versteht, werdet Ihr sehen, daß wir weitgehend 
recht hatten, auch wenn unsere Erfahrung nun beendet 
ist. Und weil wir anders sind als die Irriducibili, die Disso- 
ciati und die Pentiti, verlangen wir einen selbstverwalte- 
ten Bereich, das Selbstverwaltungsrecht über die Knast- 
bedingungen.« Das ist eine alte Forderung der politischen 
Gefangenen, die man nicht mit der Differenzierung ver- 
wechseln darf. Dieser selbstverwaltete Bereich wird ih- 
nen lange Zeit verweigert. Stattdessen bietet ihnen die 


„in der Fabrik 
verbindliche Arbeiter...” 


Knasiverwaltung einen homogenen Bereich an, was 
sie aber ablehnen, denn sie sagen: wir sind keine Disso- 
ziierten. Auch »Prima Liniea« hat das verlangt, sie haben 
gesagt: wir sind eine Organisation und wollen das auch 
im Knast bleiben, und haben ein ganzes Stockwerk im 
Knast von Fossombrone verlangt. »Prima Liniea« hat sich 
durch ihre Kader kollektiv verteidigt, wobei sie sich offen 
dissoziierten. Auch ihnen wurde dieser Bereich nicht zu- 
gebilligt. 

In der »Walter Alasia« entsteht also diese Spaltung 
zwischen denen, die ihre Geschichte erzählen, und den 


anderen, die das nicht tun; außerdem gibt es noch ein 
paar Dissoziierte und Pentiti. Und das Ergebnis ist, daß in 
der ersten Instanz alle sehr hart vereurteilt werden. Nach 
diesen harten Urteilen verlieren sie den Glauben an die 
Möglichkeit, sich mit der Gesellschaft politisch auseinan- 
derzusetzen. In der Berufungsinstanz sind sie in viele 
Gruppen zersplittert. Einige wichtige Gründungsmiiglie- 
der der »Walter Alasia« dissoziieren sich jetzt, so z.B. 
Vittorio Alfieri, der eine lange, erbärmliche Erklärung 
abgibt, in der er seine eigene Geschichte bereut und um 
Vergebung bittet. Er sei sich bewußt, daß sie, obwohl sie 


tante, die nationale Aufgaben der Roten Brigaden hatten 
und nicht speziell zur Mailänder Kolonne gehören, als 
auch diejenigen, die das Konzept der breiten Metropolen- 
guerilla vertreten und sagen, es sei ein Fehler, die »Kämp- 
fende Kommunistische Partei« aufzubauen, weil die mo- 
derne Meiropolengesellschaft nach dem Modell einer 
weitverbreiteten horizontalen Guerilla ohne zentrale Lei- 
tung und ohne dieses drittinternationalistische Modell 
verlange. Sie nennen sich »offene Kabel der Metropole« 
(fili scoperti della metropoli). Sie messen allen sozialen Be- 
wegungen in den Metropolen ein großes Gewicht bei, so- 
wohl den bewaffneten Gruppen wie RAF und CCC als 
auch den Aufständen in den englischen Ghettos und den 
deutschen Autonomen. Sie betrachten die Metropole als 
Versuchslabor des Kommandos für die Peripherien. Da- 
durch spalten sie sich von allen anderen Resten der Ro- 
ten Brigaden ab, die diese Position als spontaneistisch 
und operaistisch verurteilen. 


Am interessantesten finden wir an den Erklärun- 
gen, die wirübersetzt haben, daß sie die Geschich- 
te des Klassenkampfs im Mailand der 70er Jahre 


diese Sachen damals richtig fanden, der Gesellschaft gro-erzählen: im Stadtteil, in der Großfabrik, den klei- 
ßen Schaden zugefügt hätten. Er bittet die Gesellschaft umnen Fabriken, den Schulen... Allerdings muß man 


„und auf der zweien 
Ebene der bewaffnefe Kampf.” 


Verständnis und Vergebung und schließlich um Wie- 
dereingliederung. Es wird eine zerstörerische Selbstkri- 
tik. Alfieri kriegt dadurch in der zweiten Instanz 30 Jahre 
anstatt-lebenslänglich, andere kriegen 12 oder 18 Jahre 
anstatt 28. Die anderen, die auf ihren Positionen behar- 
ren, kriegen hingegen alle lebenslänglich. 

In der Berufungsverhandlung gab es sechs Käfige für 
die Angeklagten. Auf der linken Seite standen drei Käfige 
mit den Dissoziierten. Im ersten waren die einfachen Dis- 
soziierten, die keine bestimmten Taten zugaben, so wie 
Alfieri. Dann gab es den Käfig mit den geständigen Disso- 
ziierten, die ihre eigenen Taten zugaben. Dann gab es den 
Käfig der Pentiti. Auf der rechten Seite standen die ande- 
ren drei Käfige: im vierten Käfig saßen drei oder vier An- 
geklagte, die äußerst schwer einzuordnen, aber sehr 
wichtig sind: unter ihnen z.B. Moretti, wahrscheinlich der 
letzte große Führer der Roten Brigaden, der im Prozeß 
überhaupt nichts sagt, höchstens ironisch eingreift und 
das Gericht an seine Würde erinnert, sich aber anschei- 
nend mitniemand identifiziert und über den Fakten steht. 
Im fünften Käfig sitzen die, die sich auf die »erste Posi- 
tion« der Roten Brigaden beziehen, die auf nationaler 
Ebene die Oberhand behalten haben und die »zweite Po- 
sition«, also den historischen Kern, ausgeschlossen ha- 
ben. Also die, die jetzt den Ex-Oberbürgermeister von 
Florenz und vorher den Gewerkschaftsfunktionär Taran- 
telli erschossen haben, und die ihre Erklärungen unter- 
schreiben mit »für den Aufbau der Kämpfenden Kommu- 
nistischen Partei«. Im sechsten Käfig sitzen sowohl Mili- 


einschränkend sagen, daß die Genossen diese Er- 
fahrungen sehr linear erzählen, als habe es außer- 
halb ihrer Organisation keine andere gegeben und 
als sei die einzige Möglichkeit revolutionärer Kon- 
sequenz der Eintritt eben in die »Walter Alasia« ge- 
wesen. Wir wissen ja, daß sich gerade die Mailän- 
der revolutionäre Linke durch eine beinahe 
unübersehbare Fülle von Organismen, Gruppie- 
rungen, Strömungen usw. - und das alles auch auf 
bewaffneter Ebene - auszeichnete. Könntest Du 
einige Sätze zur Einordnung dieser speziellen 
Mailänder Kolonne der Roten Brigaden sagen? 


Die Militanten der »Walter Alasia« kommen zum gro- 
Ben Teil aus der Peripherie von Mailand und dem dazu- 
gehörigen Hinterland. Ihre ersten politischen Erfahrun- 
gen machen sie in autonomen Stadtteilkollektiven oder in 
Kämpfen an den Schulen. Das Besondere an Mailand ist, 
daß es sehr viele solcher Organismen gibt und nur zwei, 
drei große Organisationsmodelle, und zwar eine „Arbei- 
terströmung”, die aus »Lotta Continga” hervorgegangen 
war und die Zeitung »Senza Tregua« (Ohne Waffenstill- 
stand) machte, das waren 500 Leute, die sehr stark auf Fa- 
brikebene vertreten waren; dann gab es die Zeitung 
»Rosso«, die eine historische Zeitung der Autonomia ist; 
und dann vielleicht noch die Zeitung »Arbeiterstimme« 
als Nachfolgeprojekt von »Dem Volke dienen«, was so ei- 
ne Art markistisch-leninistische Autonomia geworden 
war. Jede dieser drei Organisationen hatte Hunderte von 
Mitgliedern. Daneben bilden sich im südlichen ünid nörd- 
lichen Arbeitergürtel der Stadt sicher 90 bis 100 selb- 
ständige Kollektive, die auch Zeitungen rausgeben und 
sich als Gegenmacht, als Vertreter der revolutionären 
Macht in ihrer Zone begreifen. Sie werden allgemein als 
»Autonome« bezeichnet, obwohl es zwischen ihnen viele 
Unterschiede gibt. Die Mitglieder dieser Kollektive 
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kommen alle aus dem jeweiligen Stadtteil und kannten 
sich bereits’ vor ihrer politischen Praxis als Jugendban- 
den. Sie sind in ihren Stadtteilen sehr stark legitimiert, 
weil sie die anderen Bewohner von Kindesbeinen an ken- 
nen und ihre politische Arbeit darauf zielt, die solidari- 
schen Strukturen im Stadtteil zu stärken: gegen das 
Heroin, gegen die Schwarzarbeit, gegen die Umweliver- 
schmutzung durch einige Fabriken. Das ist im Stadtteil 
unmittelbar verständlich (siehe dazu genauer den Artikel 
über das Autonome Kollektiv aus der Barona in der SZ 34). 
Vor diesem Hintergrund gehen sie in die Fabriken - 
aber zu einem Zeitpunkt, als sich die Stadtteilstrukturen 
schon in der Auflösung befinden, das Heroin in die Stadt- 
teile eindringt, viele aus der fer Bewegung sich ins Pri- 
vatleben zurückziehen, in den Fabriken die Arbeiter- 
rigidilät auf dem Rückzug und die Restrukturierung mit 


. Kündigungen, Kurzarbeit usw. schon in vollem Gang ist, 


Und sie müssen feststellen, daß die Autonomia gerade 
zum Zeitpunkt des stärksten Umstrukturierungsangtriffes 
die Fabriken im Stich läßt, das Terrain der Fabrik verläßt 
und den »gesellschaftlichen Arbeiter« thematisiert. Und 
so kommt es zu einem Schritt, der zur Hälfte politisch, zur 


„Sie waren wahrscheinlich 
die besten Kader, die die Mailänder 
Metallarbeiter je halte...” 


Hälfte eihnisch-moralisch ist: ihr Eintritt in die Roten 
Brigaden ist eine definitive, disziplinierte Entscheidung 
gegen den Zerfall der politischen Organisationen in der 
Fabrik; sie bauen eine Kolonne der Roten Brigaden auf, 
die ihre Militanten schr sorgfältig auswählt: es sollen alles 
Arbeiter sein. Also eine rigoros operaistische und marxi- 
stistisch-leninistische Kolonne. Darüber hinaus wissen sie 
aber, daß das alte Rote-Brigaden-Modell mit zentraler 
nationaler Führung zum Aufbau der kämpfenden kom- 
munistischen Partei nur teilweise funktioniert hat. Und 
sie denken, daß eine politisch-militärische Organisation 
direkter Ausdruck der ökonomischen, sozialen und poli- 
tischen Verhältnisse der Stadt, aus der sie kommen, sein 
müsse. Sie kennen die Geschichte der letzten Jahre aus- 
wendig, sowohl die Geschichte der politischen Organisa- 
tionen Mailands, als auch die Geschichte der Arbeiter- 
klasse - und zwar nicht, weil sie sie gelernt haben, son- 
dern weil sie ihnen von Brüdern, Schwestern, Müttern 
und Vätern weitergegeben worden ist. Sie halten es für 
möglich, eine doppelte Ebene aufzubauen: in der Fabrik 
ein vorbildlicher Arbeiter’zu sein, der gerade in dieser 
Phase von Zerseizung Kämpfe führt, die im Interesse der 
Arbeiler liegen, und von ihnen in dieser Rolle anerkannt 
wird. Sie werden also zu äußerst fähigen Gewerkschaf- 
tern, wahrscheinlich den besten Kadern, die die Mailän- 
der Metallarbeiter-Gewerkschaft je hatte. Und sie führen 
reformistische Kämpfe, un ?t> Ferumgerschaäften der Ar- 


beiter in der Fabrik zu verteidigen. Von den radikalen 
Arbeitern werden sie olt als Reformisten bezeichnet, weil 
sie die Vermittlung mit dem Unternehmer suchen. Auf 
der zweiten Ebene führen sie den bewalfneten Kampf, um 
die Kämpfe zu beschleunigen. Dabei wählen sie militäri- 
sche Ziele, die fast nur für die Arbeiter verständlich sind. 
Sie erschießen Industriemanager wie Mazzani und 
Briano, die fast nur denen, die bei Marelli oder in den an- 
deren Fabriken arbeiten, bekannt sind. Und so ist es auch 
bei ihrer wichtigsten Aktion, der Entführung von 
Sandrucci, den hat vorher außerhalb von Alfa Romeo 
fast keiner gekannt. Er war dort verantwortlich für die 
Arbeitsorganisation. 500 Arbeiter sollten in Kurzarbeit 
geschickt werden, was quasi ihre Entlassung bedeutet. 
Die »Walter Alasia« entführte Sandrucci und forderte, 
diesen Beschluß zurückzuzichen. Das ist es also, was 
man »bewalfneten Reformismus« nennt. 


Einerseits hat also die Differenzierungs-Disso- 
ziierungs-Strategie weitestgehend funktioniert, an- 
dererseits ist es heute so gut wie unmöglich, mit 
den »Irriducibili« noch politische Diskussionen zu 
führen. Siehst Du hier noch Möglichkeiten, das auf- 
zubrechen? Wird das Problem von »neuen Bewe- 
gungen«, wie denen der Schüler und Studenten, 
überhaupt noch thematisiert? 


Die Schüler-und Studentenbewegung ist erst vor ein 
paar Monaten entstanden und hat sich bereits in mehrere 
Gruppen gespalten. Die geben auch ein paar Zeitungen 
heraus. Und die haben sich vor ein paar Monaten auch 
dem Problem Knast zugewandt, und zwar den politi- 
schen Gefangenen. Sie haben schr viele Berichte darüber 
gelesen - die sind ja noch schr jung und wissen nicht viel 
darüber - und dann haben sie mit mir und zwei, drei an- 
deren Genossen eine Diskussion geführt, um Genaueres 
zu erfahren. Wir haben ihnen halt die Aufspaltung er- 
klärt: wer sind die verschiedenen Dissoziierten, wer sind 
die Irriducibili, die ja keine einheitliche Gruppe sind, usw. 
Und nun wollen sie den verschiedenen Gefangenen im 
Namen des Mailänder Schüler-und Studenten-Komitees 
einen Brief schreiben und sie auffordern, Kontakt mit ih- 
nen aulzunchmen. Und aus den verschiedenen Antwor- 
ten wollen sie dann ein Buch zusammenstellen. Ich weiß 
nicht, ob das gelingen wird. 

Man sicht also, daß ein Interesse besteht, aber das 
scheint im Moment auch das einzige zu sein. Ob es mög- 
lich sein wird, die Kommunikation mit den Irriducibili 
wieder aufzunehmen, weiß ich nicht. Sie schicken zwar 
von Zeit zu Zeit lange Proklamationen, aber sie machen 
keine Analysen mehr. Die Genossen aus der »Walter 
Alasia« und andere Gefangene haben angefangen, über 
die Metropole nachzudenken, aber das Ist noch ganz am 
Anfang. Die Gefangenen, die zur »ersten Position der 
Roten Brigaden gehören, werden auf die Briefe wahr- 
scheinlich wieder mit ellenlangen Proklamationen ant- 
worten. Immerhin ist es nach Jahren der erste Versuch, 
die Isolierung der Gefangenen aufzubrechen und die 
Kommunikation mit ihnen wieder aufzunehmen. 


Die militante Geschichte 
Frankfurts 


Teil 1: 


Die Entscheidung, die Frankfurter linksradikale Geschichte der 70er 
zehn bis fünfzehn Jahre später noch einmal aufzurollen, genauer zu 
betrachten und zu untersuchen, beruht im wesentlichen auf zwei . 
Gründen: 

— Es liegt schon seit langem der Gedanke in der Luft, daß die politi- 
sche Orientierungs- und Substanzlosigkeit der Autonomen, ihre 
Phantasie- und Perspektivlosigkeit.zu einem Gutteil auf die histori- 
schen und politischen Brüche der autonomen Bewegung seit den 
70ern zurückzuführen sind. 

Das Freischaufeln der Geschichte, der frühen Ansätze und der damit 
gemachten Erfahrungen könnte dazu beitragen, wieder politische 
Kriterien für Verhaltensweisen, Kampfformen und Kampfinhalte ge- 
gen dieses kapitalistische System zu entwickeln — Widerstands- | 
geschichte als Vehikel zum besseren Verständnis der gesellschaftli- 
chen Verhältnisse und auch als Mittel, verschüttete Kreativitätfreizu- 
setzen. 

— Im Zusammenhang mit der Ermordung von Günter Sare im 
September letzten Jahres präsentierte sich die Frankfurter Grüne/ 
Ex-Sponti-Fraktion wieder einmal in aufdringlichster Weise als Lei- 
chenfledderer mit ihrer geschichtsklitternden Version der »gemein- 
samen Vergangenheit. Dies unterstrich für uns noch einmal die Not- 
wendigkeit, eine authentische Aufarbeitung der Kämpfe der 70er zu 
versuchen, und dabei auch die Spuren derer nachzuzeichnen, die 
getreu der Parole von Willy Brandt (sinngemäß) »Ein guter Sozialde- 
mokrat muß auch einmal Jungsozialist gewesen sein« heute die He- 
bel der Macht gegen jedwede sozialrevolutionäre Bewegung zu set- 
zen bereit sind. 

— Die Aufarbeitung der Geschichte der Frankfurter autonomen Lin- 
ken in den 70ern hat mehr Schwierigkeiten bereitet, als wir uns das 
haben vorstellen können. Nur sehr wenige GenossiInnen waren be- 
reit, diesen Teil ihrer eigenen Geschichte noch einmal aufzurollen 
und einer politischen Auseinandersetzung zur Verfügung zu stellen. 
Wobei natürlich von vornherein klar war, daß dafür nur diejenigen in 
Frage kommen, die heute weder als Betreiber noch als Sympathi- 
sant grüner Politik auf der anderen Seite stehen — und das ist 
leider ne kleine Minderheit. Daß auch unter denen viele eine ge- 
wisse Scheu an den Tag legten, können wir uns nur mit einer 
Angst vor den Konsequenzen erklären, der Furcht, damit auch 
das eigene Verhalten und vor allem die nachfolgende resigna- 
tive Untätigkeit in Frage zu stellen. 
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. Diese Verweigerung hat uns gezwungen, unser ursprüngliches Kon- 
zept einer Auseinandersetzung im großen Rahmen, in die eine Viel- 
zahl subjektiver Einschätzungen einfließt und die es uns möglich 
macht, die Ereignisse möglichst authentisch dazustellen und zu ob- 
jektivieren, weitgehend aufzugeben. Deshalb beschränkt sich der 
erste Teil, der in dieser Nummer abgedruckt ist, zunächst auf 
eine Annäherung; er stellt einige Mythen der 70er Bewegung gege- 
neinander — löst sie aber (noch) nicht auf. Nicht zuletzt einige Ge- 
spräche mit GenossiInnen aus der 80er Bewegung haben uns die na- 
hezu vollkommene Unwissenheit und Desinformation über die 70er 
Jahre gezeigt, wir mußten also sehr breit Informationen einstreuen; 
dadurch gehen ständig drei Ebenen durcheinander: Infos, politische 
Wertungen und politische Kontroversen zwischen denen am Ge- 
spräch beteiligten Genossinnen. Deshalb hier eine kleine »Gliede- 
rung«. 


Das Ganze kreist um drei Bereiche: 

1) Das Verhältnis der Bewegung zum institutionalisierten Refor- 
mismus in Form der SPD, aber auch zu reformistischen Tendenzen 
innerhalb der Bewegung; 

2) Die Verbindung von Untersuchung, Massenagitation und Bewe- 
gung war kein Selbstläufer, gleichwohl hat diese Verbindung dazu 
beigetragen, daß sich der Häuserkampf überhaupt in dem Ausmaß 
entfalten konnte und sie war sicherlich das politisch fruchtbarste 
Moment des Frankfurter Häuserkampfs; 

3) Vor diesem Hintergrund entsteht eine Diskussion über orga- 
nisierte Militanz. Dies haben wir dargestellt anhand der Putzgruppe 
und ihrem (widersprüchlichen) Verhältnis zur Bewegung — was eine 
sehr kontroverse Diskussion über die Möglichkeiten von Organisa- 
tion überhaupt ausgelöst hat. Diese Punkte sind aber auch in diesem 
ersten Teil nur angeschnitten und müssen in der nächsten Nummer 
weiter diskutiert werden. 


Nun noch kurz was zum historischen Zusammenhang. Aus der Auflö- 
sung des SDS 1969 gingen im wesentlichen drei Fraktionen hervor. 
Als erste die, die an der Reformuni blieben, um dort ihre akademi- 
sche Karriere zu machen. Als zweite die K-Gruppen, die getreu dem 
Motto Maos »laßt hundert Blumen blühen« sich in unzählige Sekten 
zersplitterten. Und als dritte die Spontis, die sozusagen die Autono- 
men der 70er Jahre waren. Die Spontis machten vorwiegend »Rand- 
gruppenarbeit« (Obdachlose, Knackis, Fürsorgezöglinge usw.), 
Lehrlings- , Schüler- und Solidaritätsarbeit. (Black Panther), Stadt- 
teil- und Betriebsarbeit. 

Die von Anfang an unter den Spontis dominierende Gruppe war der 
Revolutionäre Kampf (RK), der sich 1969 als Betriebsgruppe konsti- 
tuierte und zunächst bei Opel in Rüsselsheim die Betriebsarbeit 
begann, später auch in Frankfurter Betrieben, und dies bis Mitte der 
70er Jahre fortführte. Der RK wurde auch zur organisierten Struktur 
des Häuserkampfs. 

Um die Thematik überhaupt in den Griff kriegen zu können und die 
Uferlosigkeit zu vermeiden, haben wir sie in drei Teile gegliedert: 
Betriebsintervention, Häuserkampf und Militanz/bewaffneter 
Kampf. Und mit dem »Häuserkampf« fangen wir an. 

Der Frankfurter Häuserkampf war wesentlich mit der Umstrukturie- 
rung der »Bank- und Handels-Metropole Frankfurt« verbunden. 


Frankfurt liegtja zentral innerhalb der BRD, ist Verkehrsknotenpunkt 
(Frankfurter Kreuz, Rhein-Main-Flughafen usw.) Und Metropole 
heißt ja auch immer räumliche Expansion. Und für die Banken und 
Versicherungen war kein Viertel der Stadt so prädestiniert wie das 
Westend; es grenzt unmittelbar an die City, das Bankenviertel, den 
Hauptbahnhof einschließlich Puffzentrum, Messe und Uni. Es hat 
also eine sehr gute Verkehrsanbindung und es hat bestimmte Stadt- 
teilqualitäten, denn es war ja früher der Sitz der Frankfurter Bour- 
geoisie, also repräsentative Villen, großbürgerliche Mietshäuser, 
relativ ausgedehnte Erholungsgebiete, Grünanlagen. Parks, 

Palmengarten. 

Die »Sanierung« des Westend erfolgte in zwei Schritten. Zunächst 

kauften die Banken und Versicherungskonzerne entweder direkt 

ganze Grundstückskomplexe auf, oder sie bedienten sich der 

Spekulanten. Das waren bis auf den Frankfurter Schah-Bankier Ali 

Selmi meistens Juden, die hier fürs Finanzkapital die Drecksarbeit 

machten und sich als hochdotierte Aggressionsobjekte für den 

latenten Antisemitismus präsentierten. 

Der nächste Schritt war die massive Einquartierung von Arbeitsemi- 

granten im Viertel. Das beschleunigte zum einen die Abwanderung 

der traditionellen bürgerlichen Westendbewohner und ermöglichte 

zum anderen kurzfristige horrende Mieteinnahmen durch Wucher- 

mieten und katastrophale Überbelegung ganzer Straßenzüge. 

Das war also die Situation, in der es zu den ersten Besetzungen kam: 

die absolute Anzahl der Westendbewohner war drastisch zurückge- 

gangen, die Fluktuation der Bewohner hatte nicht weniger drastisch 

zugenommen. Die Mieten waren in astronomische Höhen getrieben 

worden: ungefähr so hoch wie heute bei damals etwa halb so hohen 

Löhnen. Für Leute aus der Scene war's so gut wie unmöglich, Häuser 

oder große Wohnungen für WG’s zu mieten — und das Zusammen- 

leben hatte damals einen ganz hohen Stellenwert. Brisanz bekam 

diese Problematik dann im Zusammenhang mit den Spekulations- 

praktiken, also dem Leerstehenlassen der Häuser und der Wohn- 

situation der Arbeitsemigranten. Und die aus Italien vorübergehend 

in die BRD emigrierten italienischen Genossen trugen dazu bei, sol- 

che Forderungen wie »10%vom Lohn für die Miete« auch hier popu- 

lär zu machen. 

Und dieses Gemisch gab dem Frankfurter Häuserkampf seine 

Bedeutung: die eigenen Bedürfnisse plus die reale Intervention in 

die objektiven Bedingungen. Und das hat ja auch weitreichende 

Folgen noch bis heute: noch immer sind die Mieten teilweise einge- 

froren (auch im Verhältnis zu anderen Städten), die in den letzten 

Jahren praktizierte »schonende« Sanierung war mit viel Knete auch Fensterbarrikade 
für die Bewohner verbunden usw. Selbst in den negativen Folgen 
wirkt noch der Häuserkampf nach: frühere Häuserkämpfer sind 
heute Sanierungsstrategen, andere sind heute Hausbesitzer, die 
neuen Mittelschichten, undkriegen Hunderttausende, ja Millionen in 
den Arsch geblasen. 

Die ersten drei Hausbesetzungen in Frankfurt, überhaupt die ersten 
Hausbesetzungen in der BRD finden also zwischen September und 
November 1970 statt. Die Initiative dazu ging von dem Teil der ehe- 
maligen Studentenbewegung aus, der sich auf Obdachlosen-, 
Fürsorgezöglings- und Gefangenarbeit bezog und auch Stadtteil- 
arbeit machte. Dazu kam die Zusammenarbeit mit italienischen 
Genossen von »Lotta Continua« (»Permanenter Kampf«, einer der 
wichtigsten linksradikalen italienischen Organisationen Ende der 
60er/Anfang der 70er), die man ja auch von der Betriebsarbeit des 
RK beim Opel her kannte. Diese ersten drei Besetzungen waren also 
keine reine Scene-Angelegenheit, sondern es waren gemischte 
Gruppen, Emigranten, deutsche Prolis und Studies .... 


FrankfurterHäuserkampf 
im Überblick (1970-74) 


Diese Chronik ist unvollständig. 
Sie erfaßt weder alle besetzten, 
noch alle im Mietstreik gewese- 
nen Häuser. 


1970 

19.9. Eppsteiner Str. 47 
besetzt 

15.10. Corneliusstr. 24 besetzt 

Nov. Liebigstr. 20 besetzt 


1971 
Mai Jügelstr. (Stud.Wohn- 
heim) teilweise besetzt 
Ulmenstr. 20 erklärt Miet- 
streik 

Altkönigstr.10 im Miet- 
streik 

OB Möller initiiert 
Sozialbindungspapier 
Grüneburgweg 113, ge- 
scheiterter Besetzungs 
versuch mit anschließen- 
der Straßenschlacht 


10.8. 


Sept. 


29.9. 


2.10. Bockenheimer Land- 
str.111, Dietmarstr. 
besetzt, Mieterdemo wg. 
Grüneburgweg 113 
Bundestag verabschie- 
det Gesetz zur Verbesse- 
rung d. Mietrechts mit 
Verbot d. Zweckentfrem- 
dung von Wohnraum 

. Güntherstr.26 besetzt 
Bockenheimer Land- 
str. 93 besetzt 

16.12. Kettenhofweg 59 teil- 

weise besetzt 


4.1. Razziain.d. Jügelstr. 
Mietstreik Beethoven- 
platz 4 (später Sponti- 
villa genannt, Stud.WH) 
7.2. Ketienhofweg 51 bes. 


25.2. Mietstreik Eschersh. 
Landstr. 220 
4.3. Mieterdemo 


8.3. Razzia und Räumung in 
der Jügelstr. 


12.4. Razzia Corneliusstr. 
14.1. Spekulantentribunal 
15.4. Mieterdemo 


2.5. Adalbertstr. 15 besetzt 
(von Jusos, 3. Anlauf) 


Reformisten 


„die mußten 
sich an unseren Kampf dran- 
hängen, nicht umgekehrt...” 


D: Damals gab's ja bereits seit ei- 
niger Zeit die »Aktionsgemeinschalt 
Westend«, eine Bürgerinitiative, die 
sich besonders auf Vorstandsebene 
zum größten Teil aus SPD- und Kir- 
chenfunktionären zusammensetzie, 
und die ihren Protest gegen die Zer- 
störung des Stadtteils durch Flugblät- 
ter, Bürgerversammlungen und Peti- 
tionen artikulierte. 

E: Dazu kommt, daß der Frank- 
furter Magistrat zu dieser Zeit aus ei- 
ner SPD/CDU/FDP-Koalition be- 
stand, wo die SPD auf der einen Sei- 
te die CDU für die Mißstände verant- 
wortlich machte, um auf der anderen 
Seite diese Politik natürlich mitzu- 
tragen. 

R: Das alte Spiel des staatstra- 
genden Bürgerprotests, das ja heute 
wie noch nie landauf, landab Usus ist 

- und das haben wir mit den Beset- 
zungen damals völlig überrolli. Wir 
haben uns nicht an deren »Protest« 
drangehängt, sondern die mußten 
sich an unseren Kampf dranhängen, 
um sich nicht völlig zu isolieren. 


Türbarrikade 


A: Unsere Forderungen waren 
die propagandistische Kopplung von 
Lohn und Miete, also »10 % vom 
Lohn für Miete«, und überhaupt an- 
ständige Wohnungen, die ein kollek- 
tives Zusammenleben ermöglichen. 

N: Die völlig neue Aktionslorm 
und die gezielte Auswahl der Häu- 
ser, die damit zu Spekulationssym- 
bolen wurden, ließen dem Magistrat 
eine »polizeiliche Lösung« nicht rat- 
sam erscheinen. Die Hauptrolle da- 
bei dürfte sicher auch die Zusam- 
mensetzung der Beseizer gespielt ha- 
ben. 

F: Wobei man natürlich sagen 
muß, daß diese Zusammensetzung 
nicht widerspruchsfrei war. Bei der 
ersten Hausbesetzung, der Eppstei- 
ner Sir. 47, war es so, daß sich das 
Besetzerkollektiv, alles Studenten, 
nach einer kinderreichen, armen 
deutschen Familie umsah, die dann 
schließlich nach zäher Überzeu- 
gungsarbeit in das besetzte Haus ein- 
208. Außerdem waren ein oder zwei 
italienische Emigrantenfamilien mit 
von der Partie. Resusltat war jeden- 
falls, daß der deutsche Familienvater 
auch weiterhin besoffen seine Töch- 
fer verprügelte - und ich glaub 


auch seine Frau - und den Beseizern 
auf dem Flur lauthals anriet, endlich 
mal schaffen zu gehen... 

A: Einerseits entsprach das den 
politischen Ansprüchen, anderer- 
seits diente es als Absicherung ge- 
genüber dem Magistrat, der ungern 
deutsche Familien auf die Straße 
wirft. Also alles ein durchaus ambi- 
valentes Verhältnis. 

N: Und später gab es dann auch 
auf der Ebene der Bewegung eine 
Art Trennung: zwar haben sich die 
Genossen, die die Mietstreiks mit ini- 
tiierten, auch in die Hausbesetzun- 
gen eingeklinkt, umgekehrt war das 
aber - leider muß man sagen - weni- 
ger der Fall. 

@: Ich fänd’s aber besser, diese 
zwei Schienen jetzt auch in der Dis- 
kussion getrennt abzuhandeln, da 
die Probleme, Schwierigkeiten, Wi- 
dersprüche und Konflikte doch zum 
Teil sehr unterschiedlich waren! 


Nach diesen drei »gemischten« 
Besetzungen lief der Häuser- 
kampf auf zwei Schienen ab: die 
Mietstreiks der italienischen 
und türkischen Emigranten (et- 
wa vom Frühjahr 72 bis zum 
Frühjahr 73) einerseits und die 
Hausbesetzungen durch die 
Scene mit dem RK als dominie- 
render Gruppe andererseits 
(von Oktober 71 bis etwa Früh- 
jahr/Sommer 72). Ziemlich ge- 
nau ein Jahr nach den ersten 
drei Hausbesetzungen kam der 
nächste Besetzungsversuch, 
diesmal nur von Spontis, im Grü- 
neburgweg. Die SPD griff zur 
»polizeilichen Lösungs, ließ räu- 
men und provozierte damit eine 
Straßenschlacht. Das führte je- 
doch zu einer Solidarisierung in 
weiten Teilen der Bevölkerung 
wie auch in Teilen der Medien. 


$: Diese Solidarisierung ist aller- 
dings nicht vom Himmel gefallen, sie 
war ganz klar Produkt der breiten 
und massiven Propagandaarbeit! 

P: Sie brachte aber auch die Re- 
formisten in der SPD (Alexander 
Schubart, Jusos) ordentlich in Zug- 
zwang, um nicht noch mehr Boden 
unter den Füßen zu verlieren. Die 
haben dann auch Häuserratsflug- 
blätter mitunterschrieben und zu den 
Demos mitaufgerufen. 

©: Vor lauter Schreck über die 
breite Resonanz und die Solidarisie- 
rung machte die SPD-Führung als- 
bald eine Kehrtwendung: der SPD 
OB kündigte die Revision der nach 
den ersten drei Besetzungen erlasse- 
nen Verfügung an, derzufolge weite- 
re Hausbesetzungen von der Polizei 
verhindert und bestzte Häuser auf 
Antrag der Eigentümer geräumt 
werden sollten. 

N: In dieser Situation machte der 
RK exakt das Richtige. Die, um es 
mal so zu sagen, »militärische« Nie- 
derlage am Grüneburgweg wurde in 
einen politischen Sieg umgemünzi, 
indem die breite Solidarität nach 
dem Grüneburgweg umgehend am 
darauffolgenden Wochenende in ei- 
ne breite multinationale Mieterde- 
monstration umgesetzt wurde. Und 
die wurde gekrönt mit der erfolgrei- 
chen Besetzung der Bockenheimer 
Landstr. 111. 


18.6. 
25.6. 


31.7. 
Sept. 


18.9. 
Nov. 


Mietstreik Elbestr. 36 
Mietstreik Eppsteiner 
Str. 44 

Schubertstr. 27 besetzt 
und sofort geräumt 
Mietstreik Gräfstr. 45, 
Westendstr. 58-62 etc. 
Razzia Sponti-Villa 
Mietstreik Rob.-Mayer- 
Str.36, Beethovenstr.32 
Westendstr. 89 etc. 
Verordnung über Zweck- 


.entfremdung v. Wohnr.: 


‘Sozialbindungspapier‘ 
Rudi Arndt OB 
Kommunalwahlen 


9 Jugoslawen ver- 
brennen nach »ungeklär- 
ter« Brandstiftung in 

der Niedenau 12 

Mietstr. Bergerstr.252 
Mieterdemo wg. AGB u. 
Hellerhof (gemeinnütz. 
WoBauGes.) nach bis zu 
50%iger Mieterhöhung 
Mörfelder Landstr.40, 
Räumung verhindert 
Go-in des Häuserrats 

im Römer (Bauausschuß- 
sitzung wg. Kettenhofw.) 
Räumungstermin, erste 
Schlacht um den Ketten- 
hofweg 


. Tribunal an der Hauptwa- 


che, Straßentheater, 
Stände in Stadtteilen 
Demo und 2.Schlacht 
um den Kettenhofweg 
Razzia im Mietstreik- 
haus Schwindstr. 14 
ABG-Klagg gegen Mieter 
Razzia Bockenh. 111 
Gescheiterte Besetzg. 
durch Frauengruppe in 
der Frh.-v.- Stein-Str. 
Leipziger Str.3 besetzt 
Häuserrat mauert das 
Wohnungsamt zu 
Straßenfest Bergerstr. 
nach verbotener Demo, 
m. WaWe niedergewalzt 
Auseinandersetzungen 


. fastdie ganze Nachtüber 


11273 


quer durch d. Innenstadt 
Demo gegen Bullenein- 
satz in der Bergerstr. 
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Ab August: Giftgas-Einsätze 
23.8. Selmi-Hochaus brennt 
27.8. Demo, organisiert von 
Unione Inquilini + Jusos 
in deren Verlauf das 
»grüne Haus« i.d. Gün- 
thersburgallee mit leer- 
stehenden Luxuswoh 
nungen von ital. Emigran- 
tenfamilien besetzt wer- 
den sollte. Die Bullen 
waren informiert und 
besetzten ihrerseits das 
Haus vorübergehend. Als 
Reaktion darauf besetz- 
ten am 

ital. Emigranten die 
Friesengasse 5 u. 7, sie 
wurden gleich geräumt 
27.10. Demo für Bockenheimer 


Landstr. 111 (Block) 
31.10. versammeln sich wegen 


d. erwarteten ‘Block'‘- 
räumung zum 1.11. 4000 
Genossinnen in der 
angrenzenden Uni zum 
nächtlichen Teach-in. 

19.12. Demo für Bockenheimer 
Landstr. 111 

31.12. Fest im ‘'Block‘, zu dem 
auch viele Westend- 
bewohner kommen 


22. 


1974 

ab 1.1.Frankfurter Polizei 
untersteht jetzt dem 
hess. Innenmin. 

Tribunal »Häuserrat 
gegen Magistrat« 
Asta-Durchsuchung 
Räumung Block Bok- 
kenh. Landstr.111-113, 
Schumannstr. 69-71 

Der »blutige Samstag« 
Demo von 10000 Leuten 
durch Innenstadt und 
Westend zu den Ruinen 
d. geräumten Häuser 
(Uni-Viertel), der mit 
einem der heißesten 
Straßentänze der 7oer 
Jahre in Ffm endete 
einem der heißesten 
Straßentänze der 70er 
Jahre in Ffm endete 
Faschingssonntag: mit 
der Begründung, daß von 
»Politrockern« der 
Faschingsumzug gestört 
werden sollte, viele 
Festnahmen von der 
Straße weg u. Vorbeuge- 
haft, u.a. 30 Leute der 
Rockergruppe »Bones« 


Jan. 


30.1. 
21.2. 


23.2. 


24.2. 
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T: Von da an ging’s dann Schlag 

auf Schlag. Günthersir., die (Bocken- 
heimer Landstr., d.V.) »93«, Kettenhof- 
weg undsoweiter. Wohlgemerkt alles 
Sponti-Besetzungen. 
Kurz darauf setzten dann auch ver- 
stärkt und massiv die Mietstreiks der 
Emigranten ein, die natürlich durch 
die erfolgreichen Besetzungen beflü- 
gelt wurden. 

I: Selbst die Jusos sahen sich ge- 
nötigt, sich an einer Hausbesetzung 
zu versuchen. Die gelang schließlich 
im dritten Anlauf, nachdem zweimal 
ihr Möbelwagen von den Bullen ab- 
gefangen worden war. 


„Die inneren Probleme in den 
Häusern überlagerten die poli- 
tischen Auseinandersetzungen” 


B: Der erste Return der Bullen 
setzte wie immer am schwächsten 
Punkt an. Das war die Jügelstraße. 
Das warein Block von acht kleineren 
Gebäuden auf dem Unigelände, wo 
die neue Mensa gebaut werden sollte. 
Als das Geld für den Mensabau aus- 
ging, überließ die Uni die Gebäude 
teilweise dem Asta. Nach und nach 
wurden die restlichen schleichend 
besetzt: von verschiedenen Fachbe- 
reichsgruppen , also »Rote Zellen«, 
dem KSV (später KSB, Studentenorga- 
nisation des KBW, d.V.) und 'ner Menge 
»Freaks«, Knackis, Fixern und so. Na 
ja, und nachdem es zu Schlägereien 
gekommen war, rief der KSV die 
Bullen zu Hilfe, die diese Einladung 
prompt mit einer Räumung und der 
Zerstörung der Räume verband. 

E: Jetzt mal abgesehen von den 
durchgeknallten KSVlern, für die die 
»Freaks« bloß Asoziale waren, ge- 
nauso wie sie uns als »wildgewor- 
dene Kleinbürger« bezeichneten und 
die RAF ebenfalls. Das Problem gab 
es ja mehr oder weniger in allen Häu- 
sern. Die Häuser waren Anlaufpunkt 
von all denen, die keinen anderen 
hatten: entlassene oder abgehauene 
Knackis, durchgebrannte Kinder 
und Jugendliche, Alks und Fixer, 
Penner - und Spitzel. 


$: Gerade was die Spitzel betrifft, 
war die Trennung oft schwierig und 
die Übergänge manchmal auch flie- 
Bend. Weil das in der Regel ja keine 
Bullen waren, sondern Typen, die 
von den Bullen erpreßt wurden. 

E: Das gleiche Problem hatten 
wir ja mit den Spitzeln überall inner- 
halb der Scene: meistens Typen, de- 
nen die Bullen Brüche und Überfäl- 
le nachweisen konnten und die sie 
mit der Drohung »5 oder 10 Jahre 
Knast oder...« weichkochten. Genau 
damit haben sie ja im übrigen ziem- 
lich bald den Gefangenenrat ge- 
knackt. 

T: In einem Haus gingen die Pro- 
bleme mit Bewohnern bis hin zu Zu- 
hälterei und Vergewaltigung. Da 
blieb als einziger Ausweg nur noch 
ein Rollkommando. Und natürlich 
wurde das von Bullen und Medien 
weidlichst ausgeschlachtet. 

2: Außerdem haben die inneren 
Konflikte, die ganzen Probleme um 
die Frage, wie man mit den zugelau- 
fenen Kindern, den Fixern und so 
umgeht, die politischen Auseinan- 
dersetzungen überlagert oder sogar 
weggedrückt. 


Das Gegenstück dazu war - 
sowohl von der Bewegung her 
als auch von der Reaktion des 
Magistrats - die letzte Beset- 
zung. Das war im Sommer 1972 
die Schubertstraße. Hier warte- 
ten schon die Zivis auf die Be- 
setzer. Ein Großteil der Scene 
war zu der Zeit im Urlaub. Die 
SPD zog alle reformistischen 
Register: räumte zunächst und 
quartierte später die Besetzer 
legal über die »Städtische 
Wohnheim GmbH« wieder in 
das Haus ein. 


H: Nun war es zu diesem Zeit- 
punkt aber noch lange nicht so, daß 
SPD und Bullen im Aufwind gewe- 
sen wären. Im Gegenteil, es lief eher 
eine Blockade von innen. Inzwischen 
hatte sich im Häuserrat, der ja nur 
dem Namen nach der »Rat der be- 
setzten und bestreikten Häuser« war, 
in Wirklichkeit aber ein Häuflein 
Spezialisten war, beidenen hatte sich 
also ’n ziemlicher Frust über die vie- 
len erfolgreichen Besetzungen breit 
gemacht, weil sie die personelle Basis 
des Häuserkampfs nicht wirklich er- 
weiterte. D.h. der Wohnungskampf 
der Besetzer erschöpfte sich weitge- 
hend mit der geglückten Besetzung 
und der Teilnahme an den Demos. 
Reaktiviert wurde er in der Regel nur 
dann, wenn die eigene Räumung 
drohte. 

A: Z.B. beim Kettenhofweg war's 
ja so, daß erst die Frage war, ob die 
Leute 'ne bestimmte Mietwohnung, 
die sie in Aussicht hatten, kriegen. 
Und erst als klar war, daß das nicht 
läuft, wurde alternativ der Ketten- 
hofweg besetzt. Und wenn dann un- 
ter solchen Voraussetzungen Beset- 
zungen laufen, führt das ganz schnell 
dahin, daß sich nur 'n paar interes- 
sieren und quasi den Idiot für die an- 
deren machen und der Rest wohnt 
halt billig und freut sich über die 
schönen Stuck-Altbauten - und man 
kann sich auch noch in dem Ruhm 
sonnen, in 'nem besetzten Haus zu 
wohnen. So Dinger sollt mer halt 
auch net unnerschätze. 

U: Aber das ist doch erstmal 'ne 
ganz normale Geschichte. Klar war 
das für die Häuserrätlis 'n ziemliches 
Problem, nur kann keiner erwarten, 
daß alle Hausbesetzer nur noch 
Stadtteilarbeit und Wohnungskampf 
machen. 

$: Fakt war aber, daß die Scene- 
Hausbesetzungen vom Häuserrat 
zugunsten der Emigrantenarbeit sa- 
botiert wurden. Das kann man schon 
rein zeitlich nachvollziehen, denn 
das Ende der Hausbesetzungswelle 
ging im Frühjahr 72 einher mit dem 
Beginn der Mieistreikwelle. 

E: Es wurde zwar so nicht gesagt, 
aber wer sich seine geplante Hausbe- 
setzung nicht vom Häuserrat geneh- 
migen ließ, wurde nicht unterstützt. 

R: Das war z.B. in der Schubert- 
straße der Fall. 


A: Es wurde also eine Liste ange- 
legt, auf der die ganzen Kandidaten 
vermerkt wurden. Auf Platz 1 der 
Rangliste stand ein Zentrum für die 
Emigranten. Da diese Besetzung nie 
zustande kam, ereilte die folgenden 
Ränge zwangsläufig dasselbe 
Schicksal. 


ren auch hierzu zwei Seiten. Die be- 
reits angesprochene Zurückhaltung 
von großen Teilen der Scene bezüg- 
lich mühsamer Kleinarbeit bzw. die 
Delegation dieser Arbeit an so ein 
paar Hansel schafft doch letzlich die 
Strukturen, die sowas ermöglichen 
und produziert so selbst interne 
Machtstrukturen — zumindest trägt 
das zu der Entwicklung dieser Struk- 
turen bei, die letztlich den verhaßten 
und belächelten Parteihierarchien 
gar nicht so unähnlich sind. 


Vielleicht sollten wir hier mal'ne 
Linie ziehen und an der Emi- 
grantenarbeit und den Miet- 
streiks weiterreden. Ich denke, 
das paßt hier sowohl von der an- 
gesprochenen Thematik als 
auch zeitlich ganz gut rein. 


E: Okay, ich fang mal mit der Ent- 
wicklung der Mietstreikkampagne 
an. Die anfängliche Zusammenset- 
zung waren ein paar deutsche Stu- 
denten, hauptsächlich Juristen, zwei 
italienisiche MLer und zwei süditalie- 
nische Arbeiter. Die sind irgendwie 
über die Emigrantenhausbesetzun- 
gen zusammengekommen. 

M: Die italienischen Genossen 
hatten zu dieser Zeit bereits in Mai- 
land konkrete Aktionen — massen- 
hafte Mietstreiks - organisiert. Auf 


dem Hintergrund der Mailänder Er- 
fahrungen (Unione Inquilini, Revi-Mie- 
tergewerkschaft, d.V.) wurde beschlos- 
sen, auch hier in Frankfurt unter den 
Emigranten Mietstreiks zu organisie- 
ren. 

I: Monatelang wurden von uns 
mehrsprachige, also italienische, tür- 
kische, spanische und deutsche Flug- 
blätter vor Kinos, Konsulaten und 
den Emigrantenhäusern - dort in die 
Briefkästen - verteilt. Die Parolen 
waren meist: Schluß mit den zu 
hohen Mieten! Wir wollen nicht in 
Löchern wohnen! Die Bosse beuten 
uns Emigranten auch hier noch zu- 


| sätzlich aus! Wehrt Euch gemeinsam 


durch Mietstreiks! 10 % des Lohns 
für Miete! 

G@: Wir organisierten mit den ita- 
lienischen Genossen eine Fragebo- 
genaktion. Die Fragebögen gingen 
über Wohnsituation, Fabrik, Emigra- 
tion. Mit den Fragebögen zogen wir 
im Westend von Emigrantenhaus zu 
Emigrantenhaus und initiierten da- 
durch oft eine Diskussion rund um 
das Verhältnis: Zustand der Woh- 
nungen, Miethöhe und — Streikmög- 
lichkeiten. 


„Die Emigranten ergriffen zum 
Teil selbst die Initiative” 


R: Die italienischen Genossen 
schrieben die Flugblätter, eine Tür- 
kin und ein Spanier mußten überset- 
zen und wir kritisierten immer nur 
die »reine« Wohnungsagitation. 
Multinational war sie schon, die Agi- 
tation, aber mehr auch nicht. 

A: Die ersten beiden Mietstreiks 
in der Ulmenstraße und Altkönig- 
straße waren mehr Überredungs- 
kunststücke als bewußte Aktionen 
aller Bewohner. 

W: Die entscheidende Verände- 
rung stellten die Aktionen um die 
Eschersheimer Landstraße und die 
Baustraße dar. Die Eschersheimer 
war zunächst geprägt von der homo- 
genen Nationalitätenstruktur — Sizi- 
lianer und Kalabresen.Doch das 
wichtigste war, daß die Bewohner 
selbständig einen »friedlichen« Aus- 
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weg aus ihrer 

hatten finden wollen. Sie waren 
selbst bei der Caritas und beim Ge- 
richt gewesen. Die Aktiven im Haus 
suchten nicht nur den Kontakt zu den 
Genossen, sie waren selbst der vor- 
antreibende agitierende Kern im 
Haus. Auch sie waren es, die initiativ 
eine neue Öffentlichkeit, eine breite- 
re Basis für ihren Kampf suchten und 
“schafften. | 


„Der Häuserkampf verband 
Mietstreik- und Hausbesetzer- 
bewegung zu einer neuen poli- 
tischen Dimension” 


T: Faszinierend für uns war der 
neue Lebenszusammenhang, der 
sich hier durch den gemeinsamen 
Kampf herstellte. Man feierte zusam- 
men Feste, und oft wurden Hausver- 
sammlungen unversehens dazu. 

E: Es bestand auch das Bedürfnis, 
uns mit einzubeziehen, weil es — wie 
sie sagten — Scheiße sei, nur gemein- 
sam Politik zu machen. Im Haus 
wurde zusammen gekocht, Arbeiten 
gemeinsam organisiert. Und auchdie 
Beziehungen zwischen den Genera- 
tionen änderten sich. Doch es war 
auch deutlich, daß dieser Verände- 
rungsprozeß im direkten Verhältnis 
zur politischen Aktivität und der Si- 
tuation in den Häusern stand - inden 
Abschlaffphasen nämlich kamen 
wieder die Isolierung, die alten Nor- 
men und Mechanismen zum Vor- 
schein. Hinzu kamen auch die Maß- 
nahmen der »Unione« zur Familien- 
reitung vor den Linken. 

R: Ein Ergebnis dieses politisier- 
ten Lebenszusammenhangs und 
Kampfes waren jedenfalls die Lieder 
der Eschersheimer Landstraße. 
Spottlieder auf Hausbesitzer und Ju- 
stiz, Protest gegen die Emigration 
und so weiter. Der Hessische Rund- 
funk brachte die Lieder und Diskus- 
sionen der Bewohner in seiner»- 
Sendung für die italienischen 
Gastarbeiter«. 

Mi: Die Besetzung des Kettenhof- 
wegs fiel in die Zeit der Aktionen um 
die Eschersheimer Landstraße. Miet- 
streik- und Hausbesetzerbewegung 
bekamen gerade durch ihre Verbin- 
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dung im Häuserkampf eine neue po- 
litische Dimension. Ich glaube, dieser 
Punkt war uns eigentlich nie wirklich 
bewußt, 

B: Es gab zwar immer durch ein- 
zelne Genossen und ein, zwei kleine 
Grüppchen eine Verbindung zwi- 
schen den beiden Bewegungen, aber 
der Zusammenhang wurde meist nur 
in punktuellen Aktionen und Defen- 
sivkampagnen gesucht. Diese ge- 
meinsamen Aktionen wurden von 
der SPD auch als politische Attacke, 
als politisch gefährlich angesehen. 
Die Koniterpolitik des Magistrats 


‚richiete sich im wesentlichen darauf, 


diese Verbindung zu zerstören. 

E: Nur in punktuellen Aktionen 
wurde die politische Bedeutung die- 
ser Vereinigung auch von der Bewe- 


gung begriffen. So haben die Spontis 2 


in der Aktion um die Baustraße die 
Emigranien als politische Kraft ent- 
deckt. 

T: Bei der Baustraße war das so, 


daß der Hausbessitzer Schläger 


schickte, die das Nachbarhaus 
demolierten und die Bewohner be- 


drohten. Die Genossen organisierten 
Nachtwachen zum Schutz der Be- 


wohner — und entdeckten die Miei- 


streiker. Und wir Spontis taten nichts 
anderes als das, was jede andere po- 
litische Gruppe in traditioneller Wei- 
se auch tut — wir okkupierten sie für 
uns. Wir machten alles für sie und 
wunderten uns dann, daß die Initia- 
tive nicht mehr von ihnen ‚ausging, 
sondern sie ein apathisches Verhält- 
nis zu uns bekamen. 


„Wir okkupierten die Emigran- 
en für uns” 


N 
ER, : 


=, 


'$: Es war eigentlich das extreme 
r Gegenstück zur -Eschersheimer 
dstraße. Wir hatten die politische 
Initiative, nicht die Bewohner. Wir 


FT: Zur gleichen Zeit hatten sich 

beim OPEL in Rüsselsheim die Emi- 
granten im Sturm auf die demische 
E jetriebsversammlung unter der vom 
Ri \ propagierten Forderung »Eine 
Mark mehr für allel« zum ersten Mal 


wirkten in derselben Richtung die er- 
sten Streiks von Arbeitsemigranten 
in Frankfurt, z.B. der Streik bei 
VDM. 

R: Jedoch ist unbesireitbar, daß 
die ersten gemeinsamen Aktionen 
mit den Emigranten schon eine poli- 


tisierende Wirkung auf die Genossen 


ausübten. So konstituierten sich im 
Gefolge dieser Geschichte Untersu- 
chungsgruppen, die im Wesiend und 
Nordend von Haus zu Haus gingen 
und Informationen über Emigran- 
tenhäuser sammelten, eine Untersu- 
chung versuchten. 

E: Die Genussen im Ketienhof- 
weg erweiterten ihre Aktivitäten auf 
die Unterstützung der ausländischen 
Arbeiter, vor allem Türken, in der 


politisch geäußert. Und parallel dazu 


Nachbarschaft, die ja - wie die Leute 
im besetzten Haus — im Zuge der 
Westendsanierung ihre Wohnungen 
verlieren sollten. 

I: Aus diesen Untersuchungs- 
gruppen entstand auch mehr oder 
weniger die Initiative in den Türken- 
Häusern im Westend. In vielen Miei- 
streikhäusern berichteten uns die 
Emigranten später, daß schon früher 
einmal Studenten dagewesen seien, 
die über die Miete gesprochen hät- 
ten. Und daß in vielen Häusern da- 
durch ein Anstoß zu internen Dis- 
kussionen gegeben worden sei, die 


. die Notwendigkeit des Streiks the- 


matisierten. 

K: In der Folgezeit gab es immer 
neue Mieistreiks, die einfach über 
unsere Kräfte gingen. Wir konnten 
nur noch sehr beschränkt politische 
Diskussionen in den Häusern führen, 
die Genossen hetzten von Hausver- 
sammlung zu Hausversammlung, 
sammelten Material für die Anwälte. 
Vor lauter Terminen kamen wir 
nicht einmal mehr dazu, die Erfah- 
rungen aus den Häusern zu diskutie- 
ren. x 
$: Bei alldem sollten auch die 
reformistischen _Gegenstrategien 
nicht vergessen werden. Schon im 
November 1971 wurde im Bundes- 
tag ein Gesetz zur Verbesserung des 
Mietrechts verabschiedet, das 
das Verbot der Zweckentfremdung 
von Wohnraum enthielt. im Sommer 
72 wurde dann das Frankfurter 
»Sozialbindungspapier« verabschie- 
det, das ebenfalls das Verboi der 
»Zweckentfremdung von Wohn- 
raum« zum Inhalt hatie und sich 
außerdem mit der Umwandlung von 
normalem Wohnraum in Emigran- 
tenwohnheime befaßte, was als 
erheblicher sozialer Sprengstoff be- 
griffen wurde. Autor war übrigens 
Alexander Schubart, der gleichzeitig 
zum Justitiar des Amtes für Woh- 
nungswesen ernannt wurde. Der hai- 
te dann auch die Umsetzung dieses 
Papiers durchzuführen. Von der 
dem Wohnungsamt — dessen Chef 
ein Juso wurde — uniersiehenden 
»Wohnheim GmbH« wurde u.a. die 
nachträgliche Legalisierung, die Nut- 
zung und die Verwaltung der beseiz- 
ten Häuser organisiert. 
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Neben den Mietstreiks der italie- 
nischen Emigranten gab's auch 
eine türkische Mietstreikwelle 
(Mitte-Ende 72)... 


A: Ja, nur war die politisch viel 
problematischer. Die Zersplitterung 
bzw. Unfähigkeit der türkischen 
Organisationen schlug hier voll 
durch. Es hing alles an den deutschen 
Genossen - und die wurden von den 
Mietstreikern auch ganz schön funk- 
tionalisiert. 

U: Auch in den Konflikten der 
Türken untereinander machte sich 
das fest. Hausversammlungen waren 
kaum möglich und die Leute waren 
sehr bald resigniert und verunsichert. 

D: Im Prinzip war das Schema 
immer sehr ähnlich: Die Häuser sind 
Spekulationsobjekte, der Abriß ver- 
zögert sich, die Besitzer lassen die 
Häuser - besonders Heizung und 
Warmwasser — zerstören, treiben 
aber weiter Wuchermieten ein. Zum 
Beispiel 250 Mark für ein Zimmer, 
400 Mark für eine kleine, verrottete 
2-Zimmer-Wohnung und das bei da- 
maligen Netto-Löhnen um die 1000 
Mark! Den Leuten platzt der Kragen, 
die deutschen Genossen machen die 
juristischen Sachen, organisieren 
Hausversammlungen. Es folgen die 
Kündigungen und Räumungspro- 
zesse. Die Mietstreiker kriegen kalte 
Füße, die Prozesse dauern oft bis zu 
eineinhalb Jahren, - und ziehen aus. 
Die Kontakte verflachen, eines Tages 
sind die Häuser leer oder halt über- 
füllt mit neuen Leuten. 

W: Das waren alles so mehr oder 
weniger spontane Rebellionen, wo- 
bei sich diemangelnde politische Au- 
tonomie der Türken und die doch 
vorhandene Sozialarbeiter- oder 
Juristenmentalität der deutschen 
Genossen verhängnisvoll ergänzten. 
Da war auf der einen Seite das schon 
traditionelle Dilemma der türki- 
schen Linken, die Isolierung der Tür- 
ken im Stadtteil und im Betrieb, zu- 
mindest damals noch gegenüber den 
italienischen Emigranten. Auf der 
anderen Seite versackten die deut- 
schen Genossen im juristischen 
Hickhack und wurden von den Emi- 
granten auch noch funktionalisiert 
zur Erledigung der ganzen juristi- 
schen Sachen, mit denen sie Schwie- 
rigkeiten hatten. Die Genossen rie- 
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ben sich in dieser Arbeit auf, was für 
viele auch ein Grund für das Ende ih- 
rer Mitarbeit war und andere Genos- 
sen davon abhielt, überhaupt mitzu- 
machen. 


Wie sah das eigentlich 
»deutscherseits«e mit Miet- 
streiks aus, also sowohl von der 
deutschen Wohnbevölkerung 
als auch von der Scene her? 


$: Dominierend war da der Kon- 
flikt zwischen der ABG (Aktienbauge- 
sellschaft für kleine Wohnungen, d.V.) 
und ihren Mietern. Die ABG ist eine 
sogenannte gemeinnützige Woh- 
nungsbaugesellschaft, die in Frank- 
furt ca. 10000 Altbauwohnungen 
hat. 


„Die Linken selber riskierten 
selten einen Mietstreik” 


AbMitte der 60er Jahre gab's da ei- 
ne Serie von Mieterhöhungen in im- 
mer kürzeren Abständen. Der 
Auslöser war dann eine Mieterhö- 
hung Ende 72 von bis zu 50 %. Das 
erstreckte sich über fünf Stadtteile. 
Ich will dazu nur ganz kurz zweierlei 
anmerken. Erstens: Aufgrund der im 
Verhältnis zum »freien«e Wohnungs- 
markt trotzdem noch relativ niedri- 
gen Mieten war die Motivation der 
rebellierenden Mieter weniger mate- 
rielle Not als vielmehr an den 
Mieterhöhungen festgemachter 
Protest gegen die breit einsetzenden 
Versuche, überall durch Preiserhö- 
hungen die Lohndynamik in den 
Griff zu kriegen - was damals von 
den beteiligten Genossen erst viel zu 
spät erkannt wurde. Und zweitens 
war begünstigt durch dieZusammen- 
setzung - fast ausschließlich Deut- 
sche, v.a. kleinere städtische bzw. 
staatliche Angestellte und viele Rent- 
ner - die Hegemonisierung des Pro- 
tests durch DKP und Jusos über 
Vereinsgründung etc. möglich, wo- 
rauf sich unseligerweise auch die Ge- 
nossen aus der Stadtteilgruppe 


Bockenheim einließen. 

€: Scenemäßig fällt mir nur der 
Mietstreik im Kolbheim (Studenten- 
wohnheim, d.V.) ein, das war im Fe- 
bruar 72. Da haben sich bald zwei 
Gruppen rausgebildet, die eine, die 
juristisch argumentiert hat, diegenau 
ausgerechnet haben, im Verhältnis 
zu den Frankfurter Mietpreisen darf 
das nur soundsoviel kosten und so- 
viel überweise ich auch, damit ich ab- . 
gesichert bin. Eine Mietreduzierung 
also letztendlich. Und der große Rest 
hat gesagt, wir bezahlen gar nichts. 
Wobei die ersteren argumentiert ha- 
ben, daß das eine Stiftung sei und 
wenn wir nichts bezahlen würden, 
dann gingen die bankrott und wir 
seien damit verantwortlich für den 
Niedergang von 3-400 Zimmern. 
Daß so ein dämliches Argument ge- 
griffen hat in einem Haus, wo du sa- 
gen konntest, dawohnen 160 explizit 
Linke, war eigentlich unglaublich! 
Und das ohne größere Diskussion! 
Das hat später dann auch dazu ge- 
führt, daß die es relativ leicht hatten 
bei den Rausschmeißereien, die Leu- 
te festzumachen. Also zu gucken, 
wer bezahlt hat und wer nicht, und 
wer nicht bezahlt hat, fliegt raus und 
kriegt seine Zwangsräumung — und 
dem Rest passiert nichts. Der hatte 
halt drei Jahre billiger gewohnt und 
das ziemlich reibungslos. 

Das war halt auch so ein Bruch 
innerhalb der Spontiscene, daß die 
da, wo sie selbst gewohnt haben, teil- 
weise formal juristisch argumentiert 
haben, während sie dann sehr radi- 
kal geworden sind, wo sie sich selbst 
nicht so bedroht gefühlt haben. 


8: Ja, das haben wahnsinnig viele 
gemacht, daß sie diese sozialdemo- 
kratischen Angebote benutzt haben. 
Da gab's ja bestimmte Anwälte, die 
auf der Grundlage des damals neuen 
Frankfurter Mietspiegels ganz legal 
übers Wohnungsamt ein Gerichts- 
verfahren gemacht haben. Das hieß 
halt, ich nehm’ erstmal die teure 
Wohnung und geh dann am näch- 
sten Tag zum Anwalt und dann zum 
Gericht . 

N: Dazu muß man anmerken, 
daß das heute nur noch 'ne Chance 
hat, wenn die Miete 25 % über dem 
Vergleichswert liegt, also nur bei ab- 
solutem Wucher. Und außerdem ist's 
diese Ebene natürlich damals wie 
heute reichlich individualisiert und 
mit viel Lauferei und Hickhack ver- 
bunden. 

E: Eine ganz andere Sache ist 
noch, und die sollte net unerwähnt 
bleiben, daß es wirklich ganz schöne 
oder besser schreckliche Ausblen- 
dungen gegeben hat. Zum Beispiel 
die Brandstiftung in der Niedenau 12 
1973. Da hatte der Spekulant die 
Leute nicht rausgekriegt, dann kam’s 
zu dieser, bis heute »ungeklärten« 
Brandstiftung — und dabei sind neun 
Jugoslawen umgekommen - und 
kein Arsch hat sich drum geküm- 
mert! 


Kommen wir von den Miet- 
streiks auf den Häuserkampf zu- 
rück - und damit auf die Vertei- 
digung der besetzten Häuser. 
Das Jahr 73 und der Anfang von 
74 wurde ja vor allem von den 
Auseinandersetzungen um die 
Räumung des Kettenhofwegs 
und des „Blocks” (vier Häuser Ecke 
Schumannstr./Bockenheimer 

Landstr..d.v.) bestimmt. Wobei 
diese beiden Räumungen 
Extrempunkte bezeichnen: die 
Auseinandersetzung um den 
Kettenhofweg wurde trotz Räu- 
mung als Sieg gefeiert und weit 
über Frankfurt hinaus zum Mythos, 
die Räumung des „Blocks” war eine 
vernichtende Niederlage für die 
Spontis Woran machtesich dasfest? 


Y: Rekapitulieren wir erstmal 
den Kettenhofweg. Nach der Beset- 
zung war zwischen Besetzern und 
Spekulanten ein Vergleich geschlos- 
sen worden, der den Besetzern miet- 
freies Wohnen bis Ende Februar 73 
zusicherte. Ab Dezember 72 wurde 
die anstehende Auseinandersetzung 
von dem Hauskollektiv systematisch 
vorbereitet, über Flugis, Wandzei- 
tungen, Pressekonferenzen und 
Fernsehen wurde systematisch mo- 
bilisiert. Es gab regelmäßige Aus- 
schüsse, Versammlungen und Ar- 
beitsgruppen. Der vertraglich 
festgelegte Auszugstermin verstrich 
und vom Häuserrat wurde beschlos- 
sen, und das finde ich sehr wichtig, 
nicht abzuwarten, sondern die Offen- 
sive zu suchen. 

M: Die Offensive, das war ein 
Go-in in einer Bauausschußsitzung, 
in der Beschlüsse über das Viertel 
gefällt werden sollten. Das Go-in im 
Römer verlief nicht ganz friedlich, 
die Kalten Platten wurden wegge- 
fressen und das führte zu einem klei- 
nen Handgemenge. Die Bilder frühe- 
rer OB's wurden mit roter Farbe be- 
sprüht. 

N: Die Reaktion der Presse war 
heftig: »Terror im Römer« und ähn- 
lich lauteten die Schlagzeilen. Die 
Bullen lancierten Stories vom über- 
fallenen Brötchenfahrer bis hin zu 
einem Bombenauto in der Einfahrt 
und Mollies in einem besetzten Haus. 

T: Tja, und der Gerichtsvollzie- 
her, der sich freundlicherweise ange- 


kündigt hatte, wurde von ca. 700 
Leuten empfangen und wieder nach 
Hause geschickt. Und da wir nach 
wie vor nicht bereit waren, uns von 
Bullen und Magistrat das Gesetz des 
Handelns aufzwingen zu lassen, zo- 
gen wir spontan in die Innenstadt, 
machten auf der Hauptwache ein Sit- 
in und sprachen über die städtische 
Wohnungspolitik. 

R: Die Bullen lösten uns auf der 
Zeil auf und prügelten auf alles ein, 
was sich bewegte — und das waren 
auch viele Passanten. Wir zogen da- 
raufhin zum eigentlichen Konflikt- 
punkt, dem Kettenhofweg, zurück, 
und bauten Barrikaden auf der Stra- 
Be Es gab 'ne stundenlange Straßen- 
schlacht, die sich ins ganze Westend 
ausdehnte. Dabei wurden wir auch 


„Die Sympathie der Bevölke- 
rung war nach der Straßen- 
schlacht nicht zerstört sondern 
vertieft worden” 


von Teilen der Bevölkerung und 
Angestellten aus den umliegenden 
Büros unterstützt. Da wurde verletz- 
ten Demonstranten geholfen, Blu- 
mentöpfe aus den Fenstern auf die 
Bullen geschmissen und Wasser- 
eimer über sie ausgeleert. 

U: Unsere Euphorie über die Ver- 
hinderung der Räumung war groß 
und vermittelte uns selbst und auch 
nach außen das Gefühl unserer Stär- 
ke gegenüber der Bullenmaschine- 
rie. Und der Magistrat mußte erken- 
nen, daß er die Sympathie der Bevöl- 
kerung trotz der vorausgegangenen 
Kriminalisierungsversuche nicht zer- 
stört, sondern eher vertieft hatte. 

€: Außerdem war klar geworden, 
daß unsere enorme Propagan- 
daabeit ihre Wirkung nicht verfehlt 
hatte, daß man also begriffen hatie, 
daß der Kettenhofweg das Exempel 
für eine gewaltsame und gewaltige 
Räumungswellle sein sollte. Der 
SPD wurde klar, daß sie den Kon- 
flikt, den sie hatte begrenzen wollen, 
ausgedehnt hatte. 
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B: Das ist, glaube ich, der ent- 
scheidende Punkt gewesen, diese 
Verbindung propagandistischer 
Massenarbeit und Massenmilitanz, 
die nie zum Selbstzweck wurde oder 
'ne Eigendynamik entwickelte, son- 
dern ganz klar mit den Inhalten des 
Kampfes vermittelt war. 

V: Am nächsten Tag wurde ein 
Flugblatt mit der am Mittwoch spon- 
tan entstandenen Parole »Wider- 
stand ist möglich« in einer Auflage 
von ungefähr 50000 in der ganzen 
Stadt verteilt und am übernächsten 
Tag, dem Freitag, wurde auf der 
Hauptwache ein Spekulantentribu- 
nal veranstaltet. 3000 Leute mach- 
ten die Hauptwache zu einem politi- 
schen Diskussionsforum und in den 
Stadtteilen gab es außerdem Stra- 
Bentheater und Stände. Am darauf- 
folgenden Tag, dem Samstag, dann 
wieder eine große Demo mit stun- 
denlangen Straßenschlachten, bei 
denen massenhaft Frankfurter Kids 
mitmischten. 

L: Dazu muß man sich in Erinne- 
rung rufen, daß es bei diesen Kämp- 
fen nicht nur um das besetzte Haus, 
sondern um ein ganzes Viertel ging, 
wo Emigranten wohnten, mit denen 
man zusammen geredet und Aktio- 
nen gemacht hatte. Ich denke, daß 
das der ausschlaggebende Punkt 
war für die Möglichkeit, den Konflikt 
als politischen und nicht nur als mili- 
tärischen zu vermassen. Die neue 
Dimension oder Qualität des Ketten- 
hofwegs war jedenfalls die Verquik- 
kung von politischer Massenarbeit 
und Massenmiilitanz, die breit akzep- 
tiert wurde...Z: Genau das wurde 
dann ja auch in den Medien reflek- 
tiert, z.B. die »Frankfurter Neue 
Presse«: »Inmitten der Großstädte 
entstehen Bürgerkriegsnester... Es ist 
nicht auszuschließen, daß sich nach 
dem Frankfurter Beispiel inmitten 
der Großstädte eine Art Nebenregie- 
rung bildet, gestern die Uni-Räte, 
heute die Häuserräte, morgen viel- 
leicht die ‘Räte der besetzten Fabri- 
ken'«. 
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Der Kettenhofweg wurde dann 
ja in der folgenden Woche 
nachts von einem großen Bulle- 
naufgebot geräumt. Darauf 
gab’s dann die nächste Putzde- 
mo, allerdings mit vielen Verhaf- 
teten, vor allem auswärtigen Ge- 
nossinnen und Genossen. Wie 
wurde das denn in der Bewe- 
gung diskutiert und welche Kon- 
sequenzen hatte das? 


D: Gerade die Demo nach der 
Räumung hatte klargemacht, daß 
der neu entstandenen Massenmili- 
tanz unsererseits keine adäquaten 
organisätorischen Strukturen ent- 
sprachen. Auf dieser Demo wurden 
wir von einer aus mehreren Bundes- 
ländern zusammengezogenen 
Bullenarmada regelrecht aufgerollt. 
Darauf eine Antwort zu finden, war 
für die militanten Kader in den fol- 
genden Monaten zentrales Thema. 
Aber, damit es nicht falsch rüber- 
kommt, die Frage war nicht: »wie be- 
siegen wir die Bullen?«, sondern: 


„hier stellt sich die Frage nach 
der politischen Verantwortlich- 
keit” 


»wie schützen wir Massende- 
mos?«. Und das war eine ziemlich 
existenzielle Frage. Denn wenn wir 
diese neue politische Qualität, die in 
der Mobilisierung über den Ketten- 
hofweg entstanden war, politisch 
fortführen wollten, mußten wir 'ne 
Lösung finden, wie wir eine Demo 
von mehreren tausend Leuten durch- 
führen und durchsetzen können, 
trotzdem die Bullen sie aufrollen 
wollen. 

I: Von den Tausenden waren ja 
die wenigsten Straßenkämpfer. Da 
waren viele alte Leute und Kinder 
drunter und die meisten anderen - 
uns nicht ausgeschlossen - überkam 
regelrechte Panik bei den Angriffen 
der Bullen. Das war ja damals nicht 
anders als heute. Die, die Angriffe 
machten, kamen in der Regel unge- 
schoren davon, und getroffen hat's 
immer die anderen. Das war einfach 
eine politische Verantwortlichkeit. 
Eine Verantwortlichkeit, die man 
heute, so bitter es ist, das 


festzustellen — vergeblich sucht. Je- 
denfalls ist sie nicht erkennbar. 

E: Ich glaube auch, daß es heute 
wieder einmal notwendig wäre, den 
politischen Sinn und Zweck von 
Massendemonstrationen nicht in 
Frage zu stellen, aber neu und ganz 
genau zu bestimmen. Insbesondere 
die Frage der Grenzen und Möglich- 
keiten von massenmilitanten Aktio- 
nen v.a. im Rahmen von Demos. 
Aber darüber können wir ja später 
noch mal genauer reden. 


3,4 Kleingruppen können eine 
ganze Hundertschaft zum Lau- 
fen bringen...” 


P: Unsere erste Antwort war die 
Bildung von Kleingruppen, maximal 
vier Mann oder Frau. Maximal vier, 
weil selbst das in Paniksituationen 
schon zuviele waren, um nicht aus- 
einandergesprengt zu werden. Diese 
Organisationsform dehnte sich dann 
auf große Teile der Scene aus. Es 
wurden erste wichtige Erfahrungen 
gemacht: Zivis aufgemischt und vor 
allem die Erfahrung gemacht, daß 3, 
4 solcher Gruppen auch 'ne ganze 
Hunderischaft zum Laufen bringen 
können. 

U: Der nächste Schritt war dann 
die Zusammenfassung der »Fetzig- 
sten« in einer großen Gruppe von ca. 
50 Leuten mit regelmäßigem ge- 
meinsamen Training, die sich »Putz- 
gruppe« nannte. In der Halle Karate 
und sonntags im Spessart richtige 
Übungen im Freien. Wobei ein Teil 
den Bullenpart übernahm und der 
andere unseren eigentlichen Part. 
Subjektiv sehr wichtig war dabei, 
daß wir für dieses Training auf kom- 
pleite, erbeutete Bullenausrüstungen 
zurückgreifen konnten. Es zeigte sich 
dabei, daß im Nahkampf die Genos- 
sen, die die Bullen mimen mußten, 
die schlechtesten Karten hatten, weil 
sie mit ihrer martialischen Ausrü- 
stung total behindert waren. Das war 
eine Erkenntnis, die uns gewaltig Mut 
. machte und die die Bullen dann auch 
hinreichend zu spüren bekamen! Da- 
bei war jeder Handgriff, Schlag und 
Tritt total eingepaukt. 


T: Ich finde, du übergehst eine 
wichtige Kontroverse: Die Tatsache, 
daß nur Typen Training gegen die 
Bullen organisierten, löste heftigste 
Diskussionen mit den RK-Frauen 
aus, weil sie davon ausgingen, daß 
die Typen wieder einmal die Gegen- 
gewalt monopolisieren und ihren 
»Gewaltvorsprung« als Machtmittel 
gegen die Frauen ausspielen werden. 
Der Konflikt löste sich auch nicht da- 
durch, daß eine Reihe von Frauen 
selbst eine Militanzgruppe aufbau- 
ten. 


Wie waren die Demos dann 
organisiert? 


T: Je nach Zielsetzung war das 
unterschiedlich. In der Regel ging ein 
Teil an der Spitze des Zuges, von wo 
normalerweise die Angriffe liefen 
und wo auch immer die Vorstadt- 
gangs versammelt waren. Dessen 
Aufgabe war, die Konzeption zu ver- 
mitteln und zu gewährleisten, daß 
der Zug nicht von vorne blockiert 
wurde. Der Rest hielt sich hinten und 
nach Möglichkeit auch in der Mitte 
auf, weil die Bullentaktik war, die 
Demos zu zersplittern. Der undank- 
barste Job war natürlich hinten. 

Z: Eine andere Form waren die 
sogenannten »Ängestelltendemos«, 
die wir aus Frankreich von der Ligue 
Communiste (militante trotzkistische 
Gruppierung, die 1973 verboten wurde, 
d.V.) übernommen hatten. Das war 
eine zeitlang nach dem Kettenhof- 
weg eine spezielle Organisations- 
form für verbotene Demos, wo klar 
war, daß es zumindest unsererseits 
schwierig und verlustreich sein wür- 
de, das Demoverbot zu durchbre- 
chen. Da sind dann z.B. am Samstag 
mittag Punkt 12 Uhr aus Kaufhäu- 
sern und U-Bahnschächten bis zu 
mehreren hundert gutgekleideter 
Damen und Herren Genossen ge- 
strömt, haben sich schlagartig zu ei- 
ner vielleicht zehnminütigen Demo 
formiert und wenn's kritisch wurde, 
wieder rechtzeitig im Einkaufstrubel 
aufgelöst. Voraussetzung war dafür 
natürlich eine organisatorische 
Struktur und ein paar kleine Abma- 
chungen. 
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G: Mit unserem zunehmenden 
organisierten Auftreten wurde es all- 
mählich zum Problem, mit unserer 
Ausrüstung überhaupt zum Demo- 
treff hinzukommen. Meistens konn- 
{en wir das über geparkte Autos und 
an der Route liegende Wohnungen 
lösen. Die heiße Ware allerdings 
wurde von fesch gekleideten Genos- 
sen am Straßenrand übergeben. 

R: Das Musterstück war eigent- 
lich die Samstagsdemo nach der 
Räumung des „Blocks”. Eine Demo 
von an die 10000 Leute zog kilo- 
meterlang durch die Stadt, ohne daß 
größer was passierte. Am Demoziel, 
den geräumten Häusern, bewachte 
eine Hundertschaft die Trümmer. 
Diese wurde von der Demospitze so- 
fort angegriffen, während gleichzei- 
tig der Weitermarsch der Demo als 
ganzes gewährleistet wurde. In den 
folgenden zwei, drei Stunden wurde 
den Bullen die wohl vernichtendste 
Niederlage in der Frankfurter Ge- 
schichte (ohoNbeigebracht. Ne Un- 
menge Bullen, darunter auch eine 
Soko, aufgemischt und einige auch 
entwalfnet. Zu einem bestimmten 
Zeitpunkt wurde dann der organi- 
sierte Rückzug angeireten, ohne 
auch nur einen einzigen Verhalteten. 

U: Dabei unterschlagt Ihr aber, 
daß es noch kurz vor der „Block”- 
Räumung eine Diskussion in der 

Pupille« gegeben hat, wo sich zum 
ersten Mal große Teile der Bewe- 
gung offen dazu bekannt haben, daß 
sie bei den Konfrontationen mit den 
Bullen einfach nur noch Schiß ha- 
ben. Auch ich habe bei den Ausfällen 
der Bullen regelmäßig nur noch Pa- 
nik gekriegt. Dabei hat mireine mehr 
oder weniger anonyme Putzgruppe 
überhaupt nix genutzt. Einzig wenn 
X - Mitglied der Putzgruppe und 
Wohngenosse - neben mir war, hab’ 
ich mich relativ sicher gefühlt. 

P: Aber eben darum ging's uns 
doch, das in den Griff zu kriegen. Das 
war doch auch für uns ein allmähli- 
cher Prozeß und vergiß nicht, daß es 
die Putzgruppe erst relativ spät ge- 
gen Ende des Häuserkampfs gab. 


46 


E: Ich will an der Putzgruppe 
doch gerade das kritisieren, daß sie 
sagte: wir schützen die Demos. Das 
ist doch einfach überkandidelt bei 
Demos von 10000 Leuten. Das gilt 
vielleicht für 2000, was aber ist mit 
den restlichen 8000? Da wurden 
doch von irgendwelchen abgeschot- 
teten Strukturen Entscheidungen 
über den Verlauf der Demos getrof- 
fen, von denen die restlichen 95 % 
ausgeschlossen blieben. Was hilft 
mir das als Individuum, wenn die 
Putzgruppe weiß, was wo und wie 
abgeht, also vorbereitet ist, ich aber 
gar nix weiß, dem also ausgeliefert 
bin? 

D: Die Widersprüche, die Du da 
formulierst, möchte ich nicht zudek- 
ken, wir haben ja damals schon viel 
darüber gestritten. Ich möchte aber 
was gegen die »95 %« sagen: Ich 
denk’, das Charakteristische damals 
war gerade, daß es zumindest im An- 
satz mehrere solcher Gruppen gab, 
daß sehr breit die Probleme von 
Militanz und organisierter Gegenge- 
walt diskutiert und angegangen wur- 
den. Trotz aller Widersprüche gab es 
regelmäßige Besprechungen und 
Rückkopplungen. Das war alles we- 
der politisch noch organisatorisch 
isoliert. Und damit dürfte es wohl 
auch zusammenhängen, daß die 
Putzgruppe nicht hochgenommen 
oder kriminalisiert wurde - obwohl 
deren Zusammensetzung ganz oder 
zumindest in Teilen für die Bullen re- 
konstruierbar gewesen sein dürfte. 
Wobei wohl auch die Eingrenzung 
der Mittel und der Zielsetzungen eine 
Rolle gespielt haben dürfte, es wur- 

den relativ selten Mollies eingesetzt 
und die Ziele waren auf Schutz von 
Demos usw. eingeschränkt. 


Kommen wir zu der anfängli- 
chen Fragestellung zurück: Was 
unterschied die Auseinander- 
setzung um den „Block” qualita- 
tiv vom Kettenhofweg? 


D: Platt gesagt, daß das, was um 
den Kettenhofweg mehr oder weni- 
ger spontan zusammengekommen 
war, Massenarbeit und Massenmili- 
tanz in großem Ausmaß, sich in der 
Folgezeit zunehmend fraktionierte. 

E: Das war schon eine ganze Zeit 
vor dem Kettenhofweg angelegt und 
der zentrale Punkt ist ja hier auch 
schon benannt worden: die Blockie- 
rung jeder weiteren Hausbesetzung 
durch diejenigen, die den »Häuser- 
rat« darstellten. Das war wohl weni- 
ger Bösartigkeit oder Counter, son- 
dern eher eine Mischung aus Resi- 
gnation oder auch Müdigkeit. 

M: Das finde ich zu unpräzise. 
Wenn diejenigen, die den Woh- 
nungskampf mit den Emigranten pri- 
mär {rugen, nach der Hausbesel- 
zungswelle frustriert waren, weil sich 
die Hausbesetzer um den Kleinkram, 
die mühselige Kleinarbeit nur wenig 
scherten, so find’ ich das berechtigt 
und gebongt. Daraus aber den Ent- 
zug jeglicher Unterstützung zu ent- 
wickeln, das finde ich, wohlwollend 
formuliert, politisch töricht oder gar 
katastrophal. Hier gibt's für uns 
keinen Status quo. Entweder es geht 
aufwärts oder es geht abwärts. Jeder 


Versuch, einen Status quo zu halten, 
endet im Roll-back. So frustrierend 
das für viele gewesen sein mag, die 
großen Demos, die Besetzungen 
usw. haben die Mieterkämpfe voran- 
getrieben und nicht umgekehrt. 

A: Ich hatte damals den Eindruck, 
daß nach der „Block”-Räumung tat- 
sächlich erstmal die Luft raus war. 
Die Stimmung im „Block” in den 
letzten Wochen vor der Räumung 
war nicht von Resignation, sondern 
von Überforderung und Entnervung 
bestimmt. Die Bullen machten zwei 
Wochen lang jede Nacht einen 
Scheinangriff mit Beleuchtungsanla- 
ge und allem Drum und Dran, um 
uns zu zermürben und Reaktionen 
zu testen. Ich wohnte nicht im 
„Block” war aber an der Verbarrika- 
dierung beteiligt, die im ganzen Erd- 
geschoß und zum Teil auch im ersten 
Stock mit großem Materialaufwand 
betrieben wurde. Da habe ich eine 
Menge mitgekriegt, daß nicht wenige 
so fertig waren, daß sie die Räumung 
fast herbeisehnnten, damit der Streß 
endlich gelaufen ist. Ne ganze Menge 
Leute teilten zu der Zeit das Gefühl, 
zu Kampfmaschinen zu werden, die 
nur so lange akzepptiert werden, wie 
sie dem Druck standhalten - zum 


„Führungsstrukturen” 


Teil zusammen mit der Arbeit in 
den Betrieben. Ich will die 
nachfolgende Abschlaffphase nicht 
auf diese Gründe reduzieren, aber 
man sollte einfach nicht vergessen, 
daß ein breites Feld von Aktivisten 
einfach überfordert war, eine neue 
Offensive einzuleiten. Klar, daß in ei- 
ner solchen Phase eine Entsolidari- 
sierung des »Häuserrats« besonders 
reinhaut. 


$: Was für mich die Qualität des 
Kettenhofwegs ausmachte, sind ne- 
ben den bereits genannten Punkten, 
Offensive, die nicht nur rein militanz- 
mäßig zu verstehen ist, dann die für 
Frankfurt neue Form von Militanz, 
und daß außerdem nicht darauf ver- 
traut wurde, daß sich das schon ir- 
gendwie lösen wird, oder man sucht 
sich in der Hinterhand schon mal ’ne 
neue Wohnung. Das war ja beim 
„Block” ziemlich anders. Die hatten, 
also mit Sicherheit die Polit-Promi- 
nenz aus der 111, alle ihre Zweit- 
und Drittwohnung an der Hand. Im 
Prinzip haben die ja gar nicht mehr 
drin gewohnt. Die Häuser sind also 
weniger von ihnen als von Leuten 
verteidigt worden, die dort gar nicht 
wohnten. Das hat natürlich viel da- 
mit zu tun, daß der „Block” im Ge- 
gensatz zum Kettenhofweg absolut 
inhomogen war. Insofern war der 
„Block” von den Bullen auch ganz 
bewußt ausgewählt worden, das war 
eine politische Entscheidung. 


Wir sollten das vielleicht von ei- 
nem ganz anderen Blickwinkel 
her diskutieren, nämlich von 
den unterschiedlichen politi- 
schen Zielsetzungen der Leute, 
und damit von politischer Kon- 
trolle und von Führungsstruktu- 
ren, die sich einige aufgebaut 
hatten... 


E: Führungsstrukturen gab's ja, 
allein schon von der rigiden Art der 
Auseinandersetzung her. Bei diesen 
ganzen Strategiedebatten und über- 
haupt bei Diskussionen in größerem 
Rahmen hat sich der Großteil ja gar 
nicht getraut, das Maul aufzuma- 
chen. Das war innerhalb des RK 
schon so und erst recht auf den 
Teach-ins. Die Debatten wurden real 
von den paar Gurus geführt. Wenn 
du da nicht rhetorisch versiert warst 
und 'ne andere Meinung vertreten 
hast, bist du teilweise derart 
runtergeputzt worden, daß du dich 
das nächste halbe Jahr nicht mehr 
getraut hast, den Mund aufzuma- 
chen. 

I: Aber dabei ging's doch höch- 
stens am Anfang nur um Füh- 
rungsansprüche! Spätestens nach 
den Auseinandersetzungen um den 
Kettenhofweg und der breiten 


"Ausweitung von Militanz hat das 


doch 'ne politische Dynamik ge- 
kriegt. Das haben einige viel klarer 
und damit strategischer gesehen als 
wir in unserer Euphorie. Damit mei- 
ne ich weniger die, die nach außen 
hin als, Häuserrat” fungierten, das 
waren eben hauptsächlich die Juri- 
sten, sondern bestimmte Teile des 
RK, für die vor allem Cohn-Bendit 
steht, ohne daß ich das so auf diese 
Person projezieren oder reduzieren 
möchte. 

M: Der Kettenhofweg war viel- 
leicht einnfach ein Bruch, weil er 
stellvertretend für alle gesellschaftli- 
chen Bereiche symbolisierte, daß 
das nix wird mit Streiks bis hin zum 
Generalstreik, worüber die theoreti- 


‘schen Ahnen schon seit Rosa Lu- 


xemburg schwafelten, sondern daß 


„und mehr und mehr politi- 
sche Differenzen.” 


das sehr gewaltsam werden wird, 
und die Machtfrage schon sehr früh 
thematisiert wird. Nicht nur vom 
Staat oder einigen durchgeknallten 
Genossen, sondern auch von nicht 
unerheblichen Teilen der Bevölke- 
rung. Und genau darin könnte die 
neu erwachte Liebe zum Parlamen- 
tarismus ihren Ursprung haben. 

I: Aber das wurde ja nicht als of- 
fene Diskussion und Kontroverse ge- 
führt. Das äußerte sich ja mehr als 
Patisituation, daß also z.B. jeder 
Versuch, die enorme Mobilisierung 
durch den Ketienhofweg in eine neue 
Offensive des Häuserkampfs umzu- 
setzen, blockiert wurde. Das war 
auch ein gewaltiger Verdrängungs- 
prozeß seitens der Militanten, der 
dazu führte, daß wir uns in eine rein 
defensive Strategie, die zwangsläufig 
in einer Niederlage münden mußte,- 
drängen ließen. 

L: Kannst Du das mal ein bißchen 
genauer machen? 

I: Ja, das Problem der Auseinan- 
dersetzung um den „Block” war ja 
die Fixierung auf einen Konflikt hin, 
die Verhinderung der Räumung. 
Das ist auf lange Sicht selbst mit den 
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besten Strukturen im Rücken ein Un- 
ding. Das war auch allen Militanten, 
wenn auch manchmal nur unbe- 
wußt, klar. Deshalb gab es in den 
Diskussionen vielfältige Versuche, 
diese Fixierung zu verlassen. Diese 
wurden aber vollständig blockiert. 
Das extremste Beispiel dafür war die 
Nichtunterstützung von zwei Haus- 
besetzungen italienischer Emigran- 
tenfamilien in der Friesengasse im 
Spätsommer 73. Wohlgemerkt Emi- 
granten und nicht Scene! Wozu äber 
auch gehörte, und da muß eine gehö- 
rige Portion Selbstkritik ansetzen, 
daß wir mit der Organisierung unse- 
rer Militanz reichlich beschäftigt wa- 


„die Reformisten brauchen die 
Militanten...” 


ren. Alles andere wurde nur sehr 
halbherzig angegangen und den her- 
kömmlichen Häuserratsstrukturen 
überlassen — viel Bequemlichkeit, 
aber auch ein nicht zu übersehendes 
Stück Militanzgehabe. Dem kam ent- 
gegen, und damit wurde die Idiotie 
perfekt, daß von der Fraktion um den 
Cohn die Strategie für den „Block” 
dahingehend formuliert wurde, daß 
es dabei darauf ankomme zu zeigen, 
wie wir unsere Interessen gegen den 
Staat auf Massenebene militant und 
siegreich durchsetzen können. Es 
entstanden überall massenhaft 
Kleingruppen, die sich auf die mili- 
tante Verteidigung des „Blocks” vor- 
bereiteten oder, anders gesagt, die 
dahin getrieben wurden, sich ziem- 
lich ausschließlich darauf vorzube- 
reiten. Als Konzept wurde durchge- 
setzt, ein System auszuarbeiten, nach 
dem innerhalb von kürzester Zeit 
1000-1500 organisierte Genossen 
und Genossinnen bei einer Räu- 
mung mobilisiert werden können, 
bevor die Barrikaden geknackt sind. 
Das Konzept kam dann nicht einmal 
mehr zum wirklichen Einsatz, da erst 
alarmiert wurde, nachdem die Häu- 
ser längst geräumt waren. 

T: Das sind ja ganz ähnliche Er- 
fahrungen. Als eine Untergruppe der 
Putzgruppe hatten wir inder 111, wo 
wir ja gar nicht wohnten, die Barrika- 
den gebaut. Uns waren deren Schwä- 
chen wie die der gesamten Verteidi- 
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gungsstrategie klar; wir überlegten 
uns, wie wir dies und jenes verbes- 
sern könnten. Jedesmal wenn wir die 
Schwachpunkte der „Block”verteidi- 
gung thematisierten, wurden wir ge- 
rade vom Cohn derart runtergeputzt, 
das war wirklich unglaublich. 

A: Mich interessiert aber heute- 
weniger der Cohn und diese ganze 
Fraktion, als vielmehr die Fehler, die 
wir gemacht haben. Ein wichtiger 
Punkt ist dabei das Verhältnis zum 
Cohn - da haben wir ihn wieder. 
Von Teilen der Putzgruppe wurde er 
als »nützlicher Idiot« begriffen. Wir 
wußten, daß Militanz nicht seine Li- 
nie war, und trotzdem fühlten wir uns 
so stark, daß wir glaubten, ihn für uns 
funktionalisieren zu können. Eben 
wegen seiner unglaublichen Fähig- 
keit, als Redner Massen zu begei- 
stern! Und wir hockten dann immer 
da und haben genau beobachtet, ob 
seine Reden den richtigen Dreh krie- 
gen. Das war unglaublich dumm und 
naiv von uns, denn der war damals 
nicht nur ein »guter« Demagoge, son- 
dern auch ein äußerst cleverer Politi- 
ker. Nicht wir haben den Cohn, er 
hat uns funktionalisiert. Das müssen 
wir vor allem uns selbst vorwerfen. 

N: Inwiefern hat der Cohn uns 
funktionalisiert,das versteh’ ich 
nicht? 

K: Ganz einfach dadurch, daß 
wir dieser halbgaren Konzeption der 
massenmilitanten „Blockverteidi- 
gung” auf den Leim gingen. Was mit 
dieser Strategie wirklich beabsichtigt 
war, weiß in dieser Runde wohl kei- 
ner. Da fehlen die Interna. 

N: Ein paar Anhaltspunkte fallen 
mir da schon ein. So etwa die Tatsa- 
che, daß von seiten der Beseizer ja 
das Angebot existierte, die Häuser 


gegen Ersatzwohnraum zu räumen. 
Dann gab es von Bielefeld (damals In- 
nenminister, d.V.) gegenüber dem Asta 
die Zusicherung. vorerst auf eine ge- 
waltsame Räumung zu verzichten. 

T: Überlegt doch mal, schon auf 
dem großen Teach-in (am 31.10.73., 
d.v.) wurde ja diese Forderung nach 
ausreichendem Zrsarzwohnraum 
für die „Block”bewohner erhoben. 
Noch kurz vor der Räumung forder- 
te der »Häuserrat« den hessischen In- 
nenminister Bielefeld zu Verhand- 
lungen auf. Der sicherte auch den 
Räumungsverzicht für die Dauer der 
Verhandlungen zu. Von daher den- 
ke ich, daß die Strategie die war, 
durch die massenmilitante Mobilisie- 
rung derartigen Druck auf den Magi- 
strat auszuüben, daß der sich, noch 
mehr von der damals schon starken 
innerparteilichen Opposition in die 
Zange genommen, an den Verhand- 
lungstisch begibt und auf eine gewalt- 
same Lösung verzichtet. 

G: Eben die radikale Variante 
und ein Vorläufer der heutigen Grü- 
nen-Politik. Ohne die Einbindung 
der militanten Fraktion geht diese 
Rechnung nicht auf. 

W: Außerdem wurde auf diese 
Weise der Zusammenhalt des gan- 
zen Spektrums der Bewegung abge- 
sichert. Mit einer reichlichen Portion 
Naivität und dem Militanzbrett vorm 
Kopf checkten wir das damals nicht 
und sind dieser Strategie auch in der 
Folgezeit weiter auf den Leim gegan- 
gen. Ich fänd’ es aber wie gesagt 
wichtig, über wsere Fehler, und das 
heißt vor allen Dingen, mal genauer 
über unsere Vorstellungen zu disku- 
tieren. 


Fortsetzung in der nächsten 
Nummer. 


Der folgende Artikel geht um die Veränderung 
Turins, das jahrzehntelang ein Zentrum der Metall- 
industrie im berühmten Industriedreieck im italie- 
nischen Norden war - und auch ein Zentrum des 
Klassenkampfs nicht nur für Italien. Nach dem leız- 
ten großen Streik im Herbst 1980, den sogenannten 
„35 Tagen«, der mit der »Demonstration der Kapos« 
zur historischen Niederlage wurde, hat man lange 
Jahre nichts mehr von Arbeiterkämpfen in Turin ge- 
hört. 

Die Arbeitslosenrate stieg an zur höchsten in Ita- 
lien. Die Presse sprach von! Untergang eines Indu- 
striezweiges mitsamt seinem Zentrum Turin. Was 
seither geschehen ist und wohin die Entwicklung 
peht - keiner scheint sich eine Gesamtanalyse zuzu- 
twauen. Dabei gibt es haufenweise Material: Statisti- 
ken, Untersuchungen von Gewerkschaften, Stiftun- 
gen, Unternehmen, staatlichen Forschungsinstitu- 
ten usw. Ein paar Turiner Genossen, die alle in Ban- 
ken, also im »Tertiärscktor« arbeiten, haben ver- 
sucht, aus diesem Wust von Material Schlüsse für die 
gegenwärtige Situation zu ziehen. Sie schreiben, es 
sei schwer, sich freizumachen von den gängigen 
Mythen: einerseits der Unternehmerpropaganda 
vom Aufbau einer »Technocity« im Piemont und auf 
der anderen Seite vom abgrundtiefen Pessimismus 
der Linken, die die Krise immer noch als Natur- 
ereignis sicht, das sie vollständig überrollt hat. 


Wirbringen diesen Text, der im Herbst 85 in der 
Nr.16 von Wobbly/Collegamenti erschienen ist, 
weil wir denken, daß so etwas auch für bestimmte 
Regionen in der BRD machbar ist und sicherlich zur 
Aufklärung einige Mythen beitragen könnte. 

Wir finden an dem Artikel den analytischen An- 
satz gut: er kommt von den Mythen der Tertiarisie- 
rung zur produktiven Umstrukturierung und 
schließlich zur gesamtgesellschaftlichen Realität. 
Daß er dabei die Umstrukturierung bei FIAT als 
roten Faden nimmt, verleiht ihm Plausibilität; zwei- 
tens kommt er auf Termoli 3 zu sprechen, was für die 
Mythenbildung in der italienischen Linken so was 
ist wie die »Halle 54« bei VW oder die Montage- 
bänder des Kadett in Bochum für die hiesigen 
Schwarmgeister. Aber so wie die Genossen die wohl 
zur Zeit modernste Motorenfabrik analysieren, 
machen sie den Blick frei für neue Arbeiterkampf- 
formen - und das ist wohl eine der wichtigsten 
Sachen im Moment: zu kapieren, welche Erfahrun- 
gen die Arbeiter/innen in den umstrukturierten 
Fabriken gerade sammeln, wo sich ihre Kampfkraft 
konzentriert, wo sie Lücken im produktiven Kom- 
mando aufspüren. 

Damit der Artikel nicht gar zu lang ist, haben wir 
den Abschnitt über die Turiner Kommunalpolitik 
weggelassen und referieren nur die wesentlichen 
Punkte. Er beschäftigt sich hauptsächlich mit der 
vormaligen.KPI-Stadtregierung und geht dabei auf 
Besonderheiten ein, die für uns nicht weiter wichtig 
sind 
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„Ende der 70er Jahre ist ein Prozeß der Restruk- 
turierung der industriellen Produktion von außer- 
gewöhnlicher organisatorischer Bedeutung einge- 
leitet worden. Der am unmittelbarsten sichtbare 
Aspekt dieser gewaltigen Anstrengung ist, in Italien 
wie in anderen industrialisierten Ländern, daß die 


Unternehmer numerisch gesteuerte Maschinen und : 


Produktionsroboter anschaffen. Die Einführung 
dieser Innovationssysteme stellt trotzdem nur einen 
Aspekt des umfassenden Rationalisierungsprozes- 
ses dar, den die Unternehmen angehen mußten, um 
wettbewerbsfähig bleiben zu können angesichts 
starker Veränderungen am Markt. 

In den 70er Jahren hat man wiederholt tiefgrei- 
fende Veränderungen in der Natur der Märkte er- 
lebt; eine im wesentlichen über den Preis bestimmte 
Konkurrenz wurde immer mehr überlagert, in eini- 
gen Fällen sogar ersetzt von einer Konkurrenz, die 
sich aufdie Fähigkeit gründet, die Produkte zu diffe- 
renzieren, sie immer mehr einer spezifischen Nach- 
frage des Kunden anzupassen. 

Dieses Bedürfnis nach Differenzierung stellt sich 
doppelt dar: a) als Ausweitung der Bandbreite der 
Produkte, die das Unternehmen gleichzeitig anbie- 
ten kann; b) als kontinuierliche Erneuerung dieser 
Produktpalette. Auf dieses Bedürfnis nach Produkt- 
differenzierung haben die Unternehmen mit unter- 
schiedlichen Strategien reagiert, die direkt die orga- 
nisatorische Umstrukturierung der Produktionsab- 
teilungen miteinbezogen. Für die : mechanische 
Industrie der Großserienfertigung, wie die Auto- 
industrie, geht es darum, operative Flexibilität zu- 
rückzugewinnen gegenüber dem starren Produk- 
tionssystem der Monoprodukt-Fließproduktion; 
d.h. um Rückgewinnung von Flexibilität gegenüber 
einem fordistischen Produktionssystem, das auf 
dem Transfer ein und desselben Stückes entlang 
einer obligaten Linie basiert, an der, auch wieder in 
vorgeschriebener Reihenfolge, elementare Opera- 
tionen produktiver Veränderung vorgenommen 
werden.« (P.Bianchi in Z industria, 483) 

In diesem Zitat sind klar die Motivationen umris- 
sen. die zu der dramatischen sozialen Auseinander- 
setzung im Obktober 80 geführt haben. Ein Produk- 
tionsmodell (das fordistische) erschöpft sich im 
Lauf des letzten Jahrzehnts aus einer Reihe von 
Gründen: einer davon ist ein langer Zyklus von Ar- 
beiterkämpfen auf hohem Niveau, die die Organisa- 
tion der kapitalistischen Arbeit anfechten und in die 
Krise bringen, indem sie ihre Schwachstellen aus- 
Nutzen. 

Ein substantiell stagnierender Markt erlaubt kei- 
ne quantitativen Expansionen mehr, er verlangt dra- 
stische Entscheidungen sowohl auf der Ebene des 
Produktionsprozesses als auch auf organisatorisch- 
technologischer Ebene. Er verlangt vor allem eine 
Veränderung des Kräfteverhältnisses zur Arbeiter- 
klasse. Auf einem Substitutionsmarkt muß man die 
Lohnstückkosten reduzieren, die Produktivität pro 
Beschäftigten erhöhen und den break-even point 
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Fünf Jahre nach den »35 Tagen«: 


(den Punkt des Ausgleichs oder die produktive Ebe- 
ne, auf der die Kosten reinkommen und Profite ge- 
macht werden) senken. 

Diese Operation ist beschlossen und umgesetzt 
worden mit dem massenhaften Rausschmiß der Be- 
schäftigten. (1980 produzierte FIAT 14 Autos pro 
Beschäftigten, 1985: 26,6.) 

Die Umstellung der produktiven Basis wurde 
weit übertroffen vom Rückgang der Beschäftigung. 
Die folgende Tabelle, die die Gesellschaft Analisi & 
Previsioni für die FLM ausgearbeitet hat, beweist 
den Belegschaftsabbau. 


Belegschaft der FIAT-A utomobilgesellschaft 


1978 1980 1981 1982 1983 


Arbeiter* 108.700 111.234 100.716 91.875 83.013 
% 100 90,16 82,22 74,29 
Angestellte 24.800 23.876 22.530 20.111 18.650 
% 100 94,36 87,23 78,11 
Gesamt 133.500 135.110 123.273 111.986 101.663 
% 100 91,23 82,88 75,24 


“einschließlich der Arbeiter in CIG 


Die Schere hat offensichtlich fast gleichermaßen 
Arbeiter und Angestellte getroffen, wobei letztere 
etwas weniger abbekommen haben (26 zu 22 %). 
Dieser Unterschied soll aber anscheind demnächst 
verschwinden, wenn die Automatisierungsmöglich- 
keiten auf die Büroarbeit angewandt werden. 

Sehr wichtig ist dabei. daß dieser drastische Be- 
schäftigungsabbäu keine Folge der Einführung der 
neuen Technologien ist. wie man gemeinhin glaubt. 


Produktionsstruktur 
und Arbeiterorganisation 


Inder Julinummer von Politicaed Economia hat Aldo 
Enrietti die Ergebnisse einer Untersuchung über die 
Auswirkungen der neuen Technologien auf die Be- 

‚schäftigung in der Auto- und Komponentenindu- 
strie veröffentlicht. Es kommt klar heraus, daß die 
Innovation nicht für das »große Schlachten« verant- 
wortlich gemacht werden kann. Im ganzen hat die 
Technologie etwa 3 000 Arbeiter ersetzt, davon nur 
I 600 in der Zeit von 1980 bis 1982. 

Wenn wir uns klarmachen, daß in den drei Jahren 
der Restrukturierung (1980-82) FIAT offiziell 
21 737 Arbeitsplätze gestrichen hat, zu denen 17 
000 Arbeiter in der Lohnausgleichskasse (CIG) 
kommen, die keine Stunde arbeiten, insgesamt sind 
es also 38 000 Arbeiter weniger, dann sehen wir, daß 
nur 4 % der Entlassenen auf die Technologie zu- 
rlickgehen. Es ist offensichtlich, daß die Strategie 
von FIAT in geringerem Maß auf die flexible Auto- 
matisierung gezielt hat; die entscheidende Rolle ha- 
ben hingegen andere Elemente gespielt : die Wende 
in den industriellen Beziehungen (Steigerung der 
Produktion und Reduktion des Absentismus), Ent- 
vertikalisierung des Produktionszyklus (Schließung 
des Werks Lingotto, vollständig von Zulieferern 
montierte und geprüfte Baugruppen), Rationali- 

sierung der Produktion (Standardisierung der 
Komponenten und neue Modellpalette), Reduzie- 
Kung des Lagerbestandes an Fahrzeugen. In der 
Substanz heißt das Neustabilisierung des Komman- 
‚dos in der Fabrik und Reorganisation des Vertriebs- 
netzes, Rationalisierung der Arbeitsorganisation 
ind »neue Art, Autos zu bauen«. Der wirkliche Be- 


schäftigungseinbruch aufgrund der neuen Techno- 
logien kommt möglicherweise noch: man rechnet 
damit, daß in der Welt-Autoindustrie bis 1990 min- 
destens 25000 Roboter installiert sein müßten, wo- 
durch die Beschäftigung voraussichtlich um 20 % 
sinkt. Das Anwendungsgebiet der Roboter, das im 
Augenblick eingeschränkt ist (vgl. Schaubild), wird 
in Zukunft vor allem der Montagebereich sein, eine 
Tätigkeit, die bislang noch sehr arbeitsintensiv ist. 
Das Schema der neuen Fabrik scheint nachzu- 
ahmen, was FIAT in 7ermoli 3( Molise) für die Pro- 
duktion des neuen technologischen Juwels, des 
Motor FIRE 1000 verwirklicht hat; ein Betrieb, der 
das höchste heute erreichte Niveau an industrieller 
Automatisierung im Automobilsektor darstellt. Ziel 
istes, die Zahl der direkten Arbeiter so weit wie mög- 
lich zu reduzieren (um 40 % im Vergleich zur Pro- 
duktion des vorigen Motors mit 903 ccm), bei maxi- 
maler Flexibilität in der Produktion und technischer 
Zuverlässigkeit. Das Projekt ist über umfangreiche 
öffentliche Zuschüsse finanziert worden, woraus 
wieder die öffentlich-private Verflechtung bei der 
gegenwärtigen Umstrukturierung deutlich wird. 
Der neue Motor ist billig, leicht, aber stark; er er- 
laubt eine Benzineinsparung von 15% und den Her- 
ren von FIAT großartige Projekte. Mit dem FIRE 
1000 werden die neuen Modelle der unteren Mittel- 
klasse ausgerüstet: der Y 70, der neue Uno, also das 
Auto, mit dem FIAT seinen großen Wiederauf- 
schwung gemacht hat. Im Januar 83 auf den Markt 
geworfen, Ergebnis von Investitionen in Forschung 
und Entwicklung von mehreren Milliarden DM, ist 
der Uno von Beginn an ein »Behälter von Innovatio- 


"nen«: automatischer Zusammenbau der Karosserie, 


automatischer Produktions- und Montageprozeß 
der Karosserie, elektronische Prüfungen. 

Den Markterfolg des neuen Autos sieht man 
schon an den Produktions- und Verkaufszahlen. 
FIAT hat in den sechs Jahren von 79 bis 85 zwanzig 
Milliarden DM investiert - und die waren gut ange- 
legt. Das Auto ist wieder zum Zugpferd geworden, 
FIAT hat heute in Italien einen Marktanteil von 55 % 
und ist in Europa mit 13 % auf Platz eins. Die Bilan- 
zen der Gruppe strotzen vor Profiten in jeder Zeile 
und in allen Sektoren. Die FIAT-Gruppe hat 1984 
mit 2,4 Milliarden DM Unternehmensgewinn abge- 
schlossen, einem Umsatz von isber 40 Milliarden 
und einem Nettogewinn von fast einer Milliarde 
(1981 lag er bei 135 Millionen, in drei Jahren ist er 
also auf das Siebenfache gestiegen!). In der Zwi- 
schenzeit hat FIAT die Eigenkapitalfinanzierung er- 
höht, seine Finanzen ausgeglichen und seine Abhän- 
gigkeit von den Banken vermindert. Von 81 bis 84 
hat sich das Verhältnis von Nettogewinn zu Netto- 
vermögen fast vervierfacht (von 2,5 % auf 9,9 %), 
den Anhängern des »tendenziellen Falls der Pro- 
fitrateszum Trotz! 

In einer wenig günstigen europäischen Situation 
hat FIAT-Auto seine Quote noch steigern können. 
Für den Dreijahreszeitraum 85-87 sind weitere 
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Investitionen von 13,6 Milliarden DM vorgesehen. 
Damit erweist sich das Auto wieder als Kernsektor 
der Gesamtwirtschaft, sowohl was die Innovationen 
beim Produkt, als auch die im Produktionsprozeß 
betrifft. Dies meint auch Volpato von der Universi- 
tät Venedig: »Das Auto ist heute ein strategischer 
Sektor mit grundlegend neuen strategischen Merk- 
malen im Vergleich zu den traditionellen Möglich- 
keiten, zusätzlichen Wert und Beschäftigung zu 
schaffen. Strategisch wichtig ist seine Fähigkeit, 
Innovationen auszuprobieren, die sich dann in den 
übrigen Industriesektoren ausbreiten werden. Es 
handelt sich um eine industrialisierende Industrie.« 

Dies erklärt, daß neben einer wiedergewonnenen 
wirtschaftlichen und produktionstechnischen Zen- 
tralität die Autoindustrie ihre Beschäftigungszahlen 
ständig senkt, während auch die anderen Unterneh- 
mensbereiche der FIAT-Gruppe Arbeiter hinaus- 
werfen (von 301000 im Jahre 1981 sanken die Ba- 
schäftigten auf 230000 i.J. 1984). 

Statt mehr Beschäftigung zu prodzuzieren, sucht 
FIAT Konsens und Legitimation auf anderen We- 
gen, wie zum Beispiel durch kulturelle Aktivitäten 
und Sozialforschung. Dazu gehört der Erwerb des 
Palazzo Grassi in Venedig durch die Agnelli-Stif- 
tung, und überhaupt wird diese Stiftung wieder 
stärker gepuscht, z.B. hat sie all ihre Ressourcen in 
die Reklame für Technocity geworfen. 

Technocityist kein Hirngespinst, man will explizit 

an Märchen wie Silicon Valley (Kalifornien) an- 
knüpfen, an das Gebiet rund um Boston (Massa- 
chussetts), die Bay Area (San Francisco), Sophia An- 
tipolis (Frankreich), Tsukuba (Japan), die inzwi- 
schen zur Legende geworden sind. Das Dreieck 
Turin-Ivrea-Novara soll, wenn es nach unseren 
Protagonisten geht, Symbol und italienischer Kern 
der neuen Technologien werden und zwar wegen 
seiner besonderen Stärke bei Innovation und For- 
schung, wegen der hohen Konzentration von 
Schlüsselindustrien und wegen seiner verbreiteten 
Industriekultur. »Von Turin sind die erste und die 
zweite Technologiewelle ausgegangen«, bekräfti- 
gen abwechselnd Romiti, Agnelli und Ghidella, »die 
erste mit dem Auto und der Chemie, die zweite mit 
der Massenproduktion. Jetzt geht es darum, die drit- 
te Welle auszulösen, die der Informatik.« Und un- 
vermeidlich folgt an dieser Stelle eine Aufzählung 
der Möglichkeiten: 14 000 in Forschung und Ent- 
wicklung Beschäftigte zwischen Turin und Ivrea, 
zwei Drittel der in Betrieb befindlichen Industriero- 
boter Italiens, die Hälfte der gesamten Laser-Potenz 
in der EG: allein in der Provinz Turin sind 55 % der 
in der Roboterproduktion Beschäftigten konzen- 
triert, im Piemont ist ein Viertel der Gesellschaften 
ansässig, die bei der IMI Staatszuschüsse für ange- 
wandte Forschung beantragt haben, und im Piemont 
werden allein 15 % der italienischen Industriepaten- 
te angemeldet. Wenn man die amerikanische Klassi- 
fizierung von Hochtechnologie übernimmt, 
arbeiten hier im Dreieck Turin-Ivrea-Novara 90 000 
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Beschäftigte gegenüber 190 000 Beschäftigten in 
der kalifornischen Bay Area. Und es gibt noch einen 
Entwicklungspol mit Spitzenstellung wie das Poly- 
technikum (Forschungsaufträge für die Industrie 
1984 über 4,5 Mio DM), es gibt reichlich For- 
schungsinstitute: das der RAl in Turin, das von FIAT 
in Orbassano, das von Pininfarina in Cambiano, das 
CSELT, das zur staatlichen IRI-Gruppe gehört, für 
Kommunikationstechnik, das von Olivetti (345 Mio 
DM 1984 für Forschung), das des Nationalen For- 
schungsrates. Außerdem führende Unternehmen 
des Werkzeugmaschinen- und Roboterbaus (Micro- 
tecnica u. Aeritalia) und der Chemie (Donegani in 
Novara). 

Die Veränderung wird also über diese Sektoren 
gesteuert, die Produktionsstrukturen und Techno- 
logiepark erneuern können, da sie riesige Kapital- 
massen und Forschungsgelder im Rücken haben. 
Diese Gelder sind im Zeitraum 79-83 um 37 % ange- 
wachsen, das nationale Mittel liegt bei 12-13 %. 
Mehr als zwei Drittel der Ausgaben sind bestimmt 
für die Entwicklung von Prüfverfahren, Prototypen 
und Pilotanlagen, die sich binnen kurzem rentieren 
und fast immer selbst durchgeführt werden (an ex- 
terne Labors gingen 1984 nur 7,2% der Mittel). Der 
Zyklus geht also von den Großbetrieben aus und 
dehnt sich dann auch auf die kleinen und mittleren 
Unternehmen aus. In der Tat präsentiert sich die In- 
dustrie von Turin und Piemont fünf Jahre nach den 
»35 Tagen« grundlegend erneuert: die Restrukturie- 
rung ist gelaufen. Das beweist sowohl die quantitati- 
ve und qualitative Entwicklung der von Mediocredito 
Piemontesebewilligten Finanzierungen, als auch, daß 
die Cassa Integrazione im ersten Halbjahr 85 im 
Vergleich zu den vorangegangenen Jahren von den 
Unternehmen weniger in Anspruch genommen wur- 
de. 

Hier wird es interessant zu betrachten, wie sich 
die regionale Produktionsstruktur in diesen Jahren 
der Rezession/Innovation nach und nach verändert 
hat. Sofort in die Augen springt der Arbeitsplatzver- 
lust in den »reifenSektoren«, wo der Restrukturie- 
rungsprozeß besonders brutal aufgeräumt hat. Von 
den Problemen im Automobilsektor haben wir 
schon gesprochen. Im Textillsektor ist im Piemont 
im Lauf von zehn Jahren die Zahl der Unternehmen 
von 3 806 auf 4 964 (+ 30,4 %) gestiegen, aber die 
Arbeitsplätze haben um 27,5 % abgenommen. Die 
mittlere Beschäftigtenzahl pro Fabrik ist von 24,6 
auf 14,6 gefallen, gleichzeitig nimmt die Bedeutung 
der Region im nationalen Vergleich ab (19 % weni- 
ger Betriebe, 29,5 % weniger Beschäftigte). Im 
wesentlichen hat eine starke Prozeßinnovation statt- 
gefunden mit einer drastischen Reduzierung der 
Beschäftigten und eine Produktionsverlagerung in 
Gebiete, die von der gesellschaftlichen Situation 
und der Bevölkerungsstruktur her günstiger sind. 
Im Baugewerbe sank die Zahl der Beschäftigten in 
den letzten drei Jahren von 70 000 auf 60 000. Der 
Metallsektor hat einen der schwindelerregendsten 


Einbrüche erlebt. Von den 360 000 Beschäftigten im 
Dezember 80 sind im September noch 291 000 
übrig. Diese Zahlen zusammengenommen liefern 
ein ausreichendes Bild von der heutigen Lebens- 
qualität in Turin 

Die neuen Daten für 1984 sprechen von einem 
Absinken der aktiven Bevölkerung (zum ersten Mal 
in den letzten neun Jahren), weil die Bevölkerungs- 
zahl sinkt und viele Leute die Suche nach Arbeit auf- 
gegeben haben. Dies, man beachte, bei einem An- 
stieg der Aktivitätsrate (Aktivität = dem Arbeits- 
markt zur Verfügung stehend, d.Ü.), was vor allem 
mit der Ausdehnung der Frauenarbeit zusammen- 
hängt, was aller Wahrscheinlichkeit nach wiederum 
auf den sinkenden Reallohn in den letzten Jahren 
zurückzuführen ist. In diesem Zusammenhang 
beachte man, daß die Rate der »aktiven« Frauen im 
betreffenden Zeitraum stark gestiegen ist (was of- 
fensichtlich nicht heißt, daß die Frauen dann 
wirklich Arbeit finden). 

Die Zahl der Arbeitssuchenden liegt bei 174 000 
Personen, davon sind 68 % aus Turin und Provinz. 
Die Provinz Turin einschließlich der Haupststadt 
hält weiterhin den Negativrekord bei der Arbeitslo- 
senrate; sie liegt bei 11,5 % (10,6 i.). 1983), gegen- 
über einem nationalen Durchschnitt von 10,4% und 
8,8 % im Piemont. Wenn man nun die Cassintegrati, 
die mindestens zwei Jahre Sozialgelder beziehen, 
hinzurechnet, springt die Rate in der Region auf 
11,7% und in der Metropole selbst sogar auf fast 
17% ! Im letzten Jahr ging die Beschäftigung in der 
piemontesischen Industrie um 75 000 zurück 
(-8,8%) „ um 56 000 allein in der Provinz Tu- 
rin(-11,8%). Das Anwachsen des Tertiärsektors und 
des öffentlichen Sektors hat diese Verluste nicht 
kompensiert, der Negativsaldo liegt bei 31 000 Ar- 
beitsplätzen. Im Lauf von zwölf Monaten hat die 
INPS (Staatliche Sozialversicherung, die auch die 
Kurzarbe itsgelderauszahlt, d.U.)326,5 Mio DM für 
ordentliche und außerordentliche Kurzarbeit be- 
willigt + 10,9 %gegenüber 1983), das sind 25 % 
der Mittel für das ganze Land! Die Provinz Turin 
bekommt mit einer Steigerungsrate von 16,5 % 
20,5 %Wder Gesamtsumme. Bemerkenswerte Ver- 
änderungen gibt es auch bei der Zusammenset- 
zung der Arbeitslosen: der Anteilderer, die ihre er- 
ste Beschäftigung suchen, ist im Verhältnis zur 
Gesamtzahlder Arbeitssuchenden von 38 %1977 
auf 55 Wim Jahre 1983 gestiegen. Es steigt also 
die Zahl. - derjenigen, die nie mit der Arbeit in Be- 
rührung gekommen sind, wenigstens nicht mit der 
institutionalisierten, geregelten, geschützten (zu- 
sammengefaßt: einem Arbeitsplatz). Von daher 
wird der Vorschlag nach außerordentlicher Früh- 
pensionierung verständlich, wie ihn letzten Sep- 
tember (84)derCGIL-SekretärBertinottigemacht 
hat, mit dem Ziel, zum Beispiel 9 000 Fünfzigjährige 
aus FIAT rauszuholen und sie durch ebensoviele 
Junge zu ersetzen, die noch nicht ausgepumpt vom 
Fließband und voller Enthusiasmus sind. Für eine 


labouristische Politikerschicht wie die Turiner Ge- 
werkschaftsführung muß es eine Katastrophe sein, 
wenn der Lebenszyklus unterbrochen wird, der von 
der Handwerksklitsche in die Großfabrik führt ent- 
lang einer Pflichtlaufbahn, die zumindest eine ge- 
wisse Mobilität und einen beruflichen und politi- 
schen Reifeprozeß garantiert. Nun läuft der Nach- 
wuchs Gefahr, nicht in Kontakt mit der Produktion 
zu kommen und somit auch keine gewerkschaftspo- 
litischen Erfahrungen’ zu machen. 

Die Dramatik der Situation veranschaulicht eine 
Episode, die sich kürzlich zugetragen hat: An einem 
Wettbewerb, den die ENEL für elf Arbeiter-Arbeits- 
plätze ausgeschrieben hatte (das übliche Auswahl- 
verfahren bei öffentlichen Unternehmen in Italien, 
d.Ü.), beteiligten sich im letzten April 10 000 Perso- 
nen, darunter zahlreiche Leute mit Uni-Abschluß, 
sogar einige Ingenieure waren dabei. 

Neben der Massenarbeitslosigkeit, 70 
000Kurzarbeitern (davon 80 %in Turin), den 2 665 
Haushalten ohne jegliches Einkommen, gibt es 
einen ausgedehnten Schwarzmarkt, Schwarzarbeit 
und Doppelarbeit. Formelle und informelle Wirt- 
schaft, Nischen des Arbeitsmarktes, Anpassung von 
Angebot und Nachfrage sind inzwischen bekannte 
Daten, die in den institutionellen Untersuchungen 
debattiert und beanstandet werden. Eine neue Un- 
tersuchung von Professor Gallino zeigt einige inte- 
ressante Elemente auf. Ungefähr 100 000 gehen 
einer Zweitbeschäftigung nach, das sind 15 % aller 
Arbeitenden. Im Normalfall sind es die Männer (in 
90 % aller Fälle) im Erwachsenenalter (im Schnitt 
35 Jahre alt), die im Durchschnitt 15 Stunden pro 
Woche zusätzlich arbeiten. Sie machen die Doppe- 
larbeit seit ungefähr acht Jahren, sie stellt nicht nur 
eine »Abrundung«, sondern eine regelmäßige Ein- 
kommensquelle dar, um den Lebensstandard der 
Familie durch 35 % festes zusätzliches Verdienst an- 
zuheben. Die durchschnittliche Zahl für Turin liegt 
annähernd am nationalen Durchschnitt (16 %), aber 
es gibt starke Unterschiede von Zone zu Zone. Inder 
Gegend von Cuneo zum Beispiel haben 28 % eine 
Nebenbeschäftigung, und zwar fast alle in der Land- 
wirtschaft. In Venaria hat man entdeckt, daß 27 % 
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der Beschäftigten eines Privatbetriebes eine Neben- 
beschäftigung ausüben, im öffentlichen Sektor 32 % 
und bei der Post gar 52 %. Ein Sonderfall sind die 
Lehrer technisch-wissenschaftlicher Fächer, von de- 
nen es an einer Turiner Schule 72 % schaffen, noch 
freiberuflich zu arbeiten oder an einer anderen 
Schule zu unterrichten.Den offiziellen Statistiken 
entgehen alle »handwerklichen« Tätigkeiten im Be- 
reich von Haus- und Familienwirtschaft. Die Ge- 
samtheit der informellen Wirtschaft stellt offensicht- 
lich eine zumeist unbekannte Insel dar, mit der die 
Lebens- und Produktionsbedingungen wahrschein- 
lich tiefgreifender verändert werden können, als wir 
uns das vorstellen und als es gemeinhin dargestellt 
wird. Da leben zum Beispiel Leute, die Einkommen 
aus zwei Quellen beziehen, mit Jugendlichen zu- 
sammen, die nie den offiziellen Arbeitsmarkt betre- 
ten haben. In einer solchen Familie stellt sich das 
Problem auf einer ganz anderen Ebene und damit 
sind all die Pläne für eine Umverteilung der Arbeit, 
wie sie beispielsweise die Gewerkschaft vorschlägt, 
wieder infrage gestellt, weil Qualifikationen und 
neue Erfahrungen auftauchen, und das in einer Ge- 
sellschaft, in der ein Teil der Tätigkeiten immer 
komplexer und die ganze ausführende Arbeit enorm 
vereinfacht wird. 

Könnte die Arbeitszeitverkürzung mit gleichzei- 
tiger Einkommenskürzung (wie sie die CISL vor- 
schlägt) zu einer wirklichen Umverteilung der vor- 
handenen Arbeit führen oder, wie es viel wahr- 
scheinlicher ist, wird dadurch die Doppelarbeit des 
garantierten 35jährigen noch weiter ansteigen, weil 
der Konsum eben nach unten hin starr und unverän- 
derlich ist? Und wer kann außerdem genau sagen, 
welche Arbeiten man wirklich umverteilen kann, 
welche Tätigkeiten dagegen erworbene Erfahrung 
erfordern (wobei es nebeneinander denjenigen 
gibt, der eine bestimmte Aktivität innerhalb der acht 
Stunden, und den, der sie in der »Freizeit« ausübt), 
welche Bereiche verhindern die Austauschbarkeit 
zwischen jugendlichen Arbeitslosen (gar ohne Qua- 
lifikation) und Beschäftigten mit festem Einkom- 
men? 

Hier wollen wir eine Zwischenbemerkung 
machen und versuchen, einige Hypothesen aufzu- 
stelllen über die Veränderung der Unternehmens- 
struktur; wir wollen also die Richtung ausmachen, in 
die die produktive Veränderung angelaufen ist. 

Ein Beispiel scheint uns erwähnenswert: was man 
1932 »Maschinenausstellung« nannte und 1950 zum 
»Techniksalon« wurde, hat im November 84 erneut 
den Namen gewechselt und heißt nun »Internatio- 
naler Salon für neue Technologien und Innovation«. 
Schon das erläutert den epochalen Übergang, derim 
Gange ist. Der Raum Turin-Piemont im allgemeinen 
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ist sicherlich nicht im Niedergang, der produktiven 
und technologischen Degradierung überlassen, an 
den Rand gedrängt mit seinen überflüssig geworde- 
nen Strukturen, wie man von einigen Seiten heute 
noch oft sagen hört. Diese Vision paßt schlecht in ein 
System, das doch große Vitalität besitzt, wie die Zah- 
len über die Neugründung von Unternehmen in 
Provinz und Region beweisen. Die Cerved-Zahlen 
sprechen für die ersten sechs Monate 1984 von 
20 000 neuen Unternehmen gegenüber 15 400 Un- 
ternehmensschließungen: das ist ein positiver Saldo 
von über 4 000 Firmen. Man müßte hier natürlich 
unterscheiden: wahrscheinlich darf man nicht die- 
ses ganze Phänomen einem untergründig vorhande- 
nen Unternehmergeist zuordnen; oft war die Ent- 
scheidung zur | Internehmensgründung erzwungen 
von Arbeitslosigkeit und Entlassungen: man wollte 
GIG-Gelder nicht verlieren; oft sind es Klitschen, die 
die berühmten »Nischen« ausnutzen. Dennoch ist 
ein substantieller Erneuerungsprozeß der Produk- 
tionsstruktur nicht zu leugnen; frische Energie und 
frisches Kapital strömen herein, und zwar genau aus 
den Sektoren, die während der sozialen Auseinan- 
dersetzungen »restrukturiert« wurden. Die Hälfte 
der Betriebe ist mit numerisch gesteuerten Maschi- 
nen ausgestattet, 10% haben roboterisierte Bearbei- 
tungssysteme eingeführt, 37 % verfügen über auto- 
matisierte Produktionsanlagen, 67 % haben eine 
computerisierte Lagerhaltung und Produktions- 
steuerung. Symptomatisch ist die Entwicklung der 
tertiären Dienstleistungen für die Industrie. die eng 
verbunden ist mit der Erneuerungskapazität der Un- 
ternehmen. Die Gegenüberstellung von Turin und 
Mailand im folgenden Schaubild zeigt, welchen 
Sprung nach vorn die technischen Dienstleistungen 
und die Dezentralisierung des Produktionsprozes- 
ses gemacht haben. 


Das alte Lingotto-Werk ın Turin Auf dem Dach die Teststrecke 
für die fertigen Autos. 


rurin Mailand 
Zunahme der Produktions- 
einheiten (1971-81, insg.) 42,5% 29 % 
Zunahme der Prod.Einh. 
\.d.Industrie 1971-1981 34,5% 15,1% 
Beschäftigte i. fortgeschr. 
Tertitärsektor 1971-1981 + 221 % +91% 
Neue Initiativen i. fortg. 
Tertiärsektor 1979-1983 +52 % +39 % 
Neu installierte Roboter 700 100 
Neue numerisch gesteuerte 
Produktionseinheiten 850 600 


Quellen: Polytechnikum Mailand 1982 


Die Geschwindigkeit, mit der die Dezentralisie- 
rung vor allem im industriellen Sektor vorangegan- 
gen ist, wird nur verständlich, wenn man berück- 
sichtigt, daß der Ausgangspunkt eine Produktions- 
struktur war, die einerseits stark zentralisiert war 
(die fordistische Großfabrik) und andererseits völ- 
lig aus dem Gleichgewicht geraten im handwerkli- 
chen Sektor. Es ist mit anderen Worten wahrschein- 
lich, daß die Zunahme der Produktionseinheiten, 
die rasche Entwicklung des Tertiärsektors, die be- 
schleunigte Automatisierung der Produktion in hö- 
heren Raten als im benachbarten Mailänder Raum 
bedingt sind durch zum großen Teil »rückständi- 
gen« Ausgangsbedingungen. Darüber hinaus üben 
die Neubestätigung des Autos als fundamentaler 
Knoten des Industriesystems, seine direkte Ver- 
knüpfung mit der Technologie der Kunststoffe, der 


Keramik, der Spezialstähle und derElektronik, seine 
Anforderungen an die Unternehmensführung einen 


‚ starken Rationalisierungsdruck auf die gesamte Pro- 


duktionsstruktur aus. Die enge Nachbarschaft spielt 
offensichtlich eine gewichtige Rolle bei der Einfüh- 
rung der »Rationalisierung« im gesamten System. 

Bei der Analyse der Daten über die Entstehung 
neuer Unternehmen wird der Prozeß der »Tertiari- 
sierung« der Wirtschaft noch deutlicher: im Zeit- 
raum April-Juni 84 gliedert sich der Nettosaldo von 
2 641 neuen Gesellschaften wie folgt auf: 


814 im Sektor öffentliche Dienstleistungen, 
331 im Großhandel, 

112 im Transportsektor, 

387 im Sektor Kreditinstitute/Versicherungen, 
288 in der Metallverarbeitung, 

101 im Textilsektor. 


Der Niedergang der traditionellen Sektoren ist 
offenkundig, genauso wie die Zerstäubung« der Di- 
stributionsstruktur. 

Im übrigen muß man sich vergegenwärtigen, daß 
die massenhafte Ansiedlung von Supermärkten in 
der Großstadt ein relativ neues Phänomen ist; sie 
verfügen gewöhnlich über eine sehr hohe finanzielle 
Liquidität, liegen oft auf ehemaligem Industriege- 
lände und werden oftmals von denselben Kapital- 
gruppen kontrolliert. Es handelt sich also in 
Wirklichkeit um »industrielles« Kapital, das im 
Großhandel umgeschlagen wird. Die wachsende 
und fortschreitende Verschiebung von sozialen Ge- 
wohnheiten hin zu diesem Typ der »Verproviantisie- 
rung« wird möglicherweise zu einer drastischen Re- 
duzierung der Zahl der kleinen Läden führen, womit 
ein anderes klassisches Auffangbecken für über- 
schüssige Arbeitskraft, das in den letzten Jahren als 
Puffer gewirkt hat, enger wird. 

Hier werden die kleinen Firmen, die fortgeschrit- 
tene Dienstleistungen anbieten, immer wichtiger 
und zentraler (sowohl wirtschaftlich also auch in 
Hinblick auf die Beschäftigung). Automatisierung 
von Fabrik und Büro, Telematik, Luft- und Raum- 
fahrt, Energieeinsparung, das »elektronische Haus«, 
Optoelektronik, das sind außer den schon erwähn- 
ten wie das »neue« Auto und die Elektronik, die 
Kernsektoren. 

Die Bedeutung des Piemonteser Raums ist alles 
andere als im Niedergang; 10 Billionen exportierte 
Industrieprodukte gegenüber 7,6 Billignen impor- 
tierten sagen viel über die Wettbewerbsfähigkeit 
der Unternehmen in Europa und auf dem Welt- 
markt; genauso wie die von 8 auf 9 % angestiegene 
Exportrate, die höher als die nationale ist. Kurz: der 
ökonomische Kapitalzyklus ist wieder voll in Gang. 
Wann nimmt das Proletariat wieder den Kampf auf? 
Wer weiß, ob es überhaupt noch existiert... 
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Zusammenfassung des Abschnitts über 
Kommunalpolitik: das Ende der »giunte rosse« 


Der Autozyklus beschäftigt in Italien zwei Millio- 
nen Menschen - klar, daß die Institutionen/der 
Staat bei Krisen immer stark interveniert haben, so 
auch in Turin. Die Lohngarantie für die auf Kurz- 
arbeit zu null Stunden gesetzten ehemaligen FIAT- 
Arbeiter (heute sind es nur noch 12 000) kostete 
allein 1985 die INPS 270 Mio DM. Aber auch die 
Umstrukturierung der FIAT-Werksanlagen lief und 
läuft mit öffentlichen Geldern - die noch von der 
Linksregierung zugesagt wurden, obwohl FIAT 
immer wieder alle Abmachungen über Beschäfti- 
gungsgarantien gebrochen bzw. nach unten hin ver- 
ändert hat. 

Da die in der umstrukturierten Industrie freige- 
setzten Arbeiter natürlich nicht alle im Tertiärsektor 
unterkommen können, hat die Stadt mehrere kom- 
munale Beschäftigungsprogramme finanziert, die 
Arbeitslosen aller Schichten für 6-12 Monate »sozial 
nützliche Tätigkeiten« zuweisen. Die Stadt gab eine 
Untersuchung in Auftrag, die das Ernährungsmini- 
mum nach den Kriterien des Gesundheitsamtes be- 
stimmen sollte - dies wurde dann Grundlage für die 
Sozialgelder, die an Arbeitslose ohne Einkommen 
gezahlt werden, wenn sie sich an Fortbildungskur- 
sen beteiligen: »Turin hält auch in der Krise ein rigo- 
ros produktivistisches Muster aufrecht«, schreiben 
die Genossen. 

Nach den Wahlen im Frühjahr 85 hat die Stadt 
zum ersten Mal seit zehn Jahren wieder eine bürger- 
liche Regierung; eine Fünfparteienkoalition, wie sie 
gerade im ganzen Land auf allen Ebenen entsteht. 
Freilich, der KPI trauert niemand groß nach: zu zer- 
störerisch war ihr Wille, alle Basisbewegungen zu 
dominieren, was in der Institutionalisierung der 
Stadtteilkomitees gipfelte, die als Organismen der 
Gegenmacht entstanden waren. Nicht vergessen ist 
auch ihr Fragebogen zum Terrorismus, mit dem 
sie 78/9 jedermann zur Denunziation aufrief, oder 
ihre Abwieglerrolle im FIAT-Streik 1980, als sie hin- 
ter dem Rücken der Arbeiter mit der Firmenspitze 
das Abkommen über die Kurzarbeit zu null Stunden 
aushandelte. 

Aber jahrzehntelang war sie eben die einzige Al- 
ternative zu dem FIAT-Machtblock aufallen Ebenen 
(mit der Szampahat FIAT ja auch das örtliche Presse- 
monopol...). Die Zahl der Parteimitglieder war frei- 
lich in Turin schon immer recht niedrig und ist sei- 
ther noch weiter gesunken. Gegen die Spekulation 
und Korruption hat die Linksregierung allerdings 
Tatsachen geschaffen, die sich nicht so schnell än- 
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dern dürften, ebenso ihr Engagement im öffentli- 
chen Nahverkehr, in den sozialen Leistungen, in der 
Kulturpolitik. Aber anscheinend war ihre alte Ideo- 
logie der »Planung« nicht flexibel genug für die Um- 
strukturierungspläne der Unternehmer: die leerste- 
henden, verlassenen Fabrikgeläinde werden mit 
enormem Kapitaleinsatz umgebaut, alte Wohnsied- 
lungen aus den 50er und 60er Jahren sollen 
zusammengerissen werden, um Platz zu schaffen. 
Die Urbanisten planen eine Stadt mit neuem &e- 
sicht: voller Büros, Kongreßzentren, Labors, Biblio- 
theken. Nun scheint man auch die U-Bahn, die seit 
langem auf Eis liegt, anzugehen... 

Es ist eine stattliche Masse von Interessen im 
Spiel, und das hat wohl die ausschlaggebende Rolle 
beim Regierungswechsel gespielt: die neue 
Koalition bietet für den »postindustriellen Boom« 
wohl die bessere Garantie. Hinzu kommen so wichti- 
ge Machtressorts wir die Leitung der 17 000 kom- 
munalen Angestellten, die Vergabe der Sanierungs- 
arbeiten, die Sozialleistungen und die Kulturpoli- 
tik... 


Klasse 1985: 
zwischen Konflikt und Konsens 


In großen Zügen haben wirbisher die Autonomie 
des Kapitals, die die Wende erzwingt, und die Auto- 
nomie der politischen Klasse, die die sozialen Lö- 
cher dieses Wandels stopft, behandelt. Jetzt wollen 
wir versuchen, Reaktion und Verhalten der Klasse 
zur Umstrukturierung zu entschlüsseln und zu 
interpretieren. Eine wahrhaft schwierige Aufgabe. 

Außer den institutionellen Forschungsvorhaben 
gibt es in dieser Richtung recht wenig. Diese haben 
vor allem das Ziel, ein »softes« Bild von den sozialen 
Auseinandersetzungen zu zeichnen; sie betonen die 
gemäßigte Einstellung der Arbeiter und eher ver- 
trauenerweckende Werte wie Hingabe an die Arbeit; 
so werden all die Elemente verwässert, die von einer 
konfliktfreudigen oder antagonistischen Haltıng 
zeugen. Denn wie man ja weiß, ist der Antagonismus 
»out«, Ausdruck von Pessimismus und Beschränkt- 
heit, nihilistische Ablehnung der Gegenwart... 

Wir werden uns im folgenden aufeinige ernsthaf- 
tere Arbeiten beziehen. Ein guter Ausgangspunkt, 
um etwas von dieser nunmehr »untergetauchten« 
Klasse zu kapieren, ist vielleicht ein Panorama über 
die Auseinandersetzungen in Turin 1985, das in die 
Geschichte wohl als das schwärzeste Jahr im Hin- 
blick auf die Kämpfe eingehen wird (in den ersten 
fünf Monaten des Jahres gingen 8 322 000 Stunden 
durch Streik verloren gegenüber 21 000 000 im sel- 
ben Zeitraum 1984, was schon ein historisches Mini- 
mum in der Kampfgeschichte war). 


Alte Klasse und neue Kämpfe 


Was als erstes in diesem halben Jahr in die Augen 
springt, ist die - wenn man so will schwache und pro- 
visorische - Wiederaufnahme des Kampfes bei 
FIAT. Die betroffenen Werke sind Rivalta, Mirafiori 
und die Werkstatt Sargone. In Rivaltawurde der 
Kampf im April eröffnet. Hier kommen auf 9 000 Ar- 


beiter 2 000 in CIG zu null Stunden, die sich im 
Monatsrhythmus abwechseln. Jeden Tag verlassen 
500 Ritmo, 150 Uno Turbo und 900 Uno die Hallen 
von Rivalta. Der Uno Turbo wird erst seit drei Mona- 
ten produziert. FIAT setzt Computer ein, um Ar- 
beitszeiten und -auslastung zu bestimmen und zwar 
un den Linien, wo man noch nicht in der Lage ist, die 
Produktion zu automatisieren. Wo drei Monate vor- 
her 45 Fahrzeuge pro Schicht vorgesehen waren, ist 
man inzwischen bei 75 angelangt. Eine Kontrolle 
über die Rhythmen, wie sie noch möglich war, als die 
Zeiten von Hand gestoppt wurden. ist mit dem Com- 
puter weggefallen. Der Zorn der Arbeiter richtet sich 
aufeinen Unternehmer, der Autos produzieren will. 
die aufdem Markt stark nachgefragt werden; es gibt 
ulso konkrete Möglichkeiten, etwas zu bewirken. Am 
Montag, dem 1. April. beginnen Schwerpunktstreiks 
in beiden Schichten, die ungefähr tausend Arbeiter 
einbeziehen; spontane Streiks breiten sich auf alle 
Abteilungen aus. »Die Arbeiter wehren sich trotz der 
Einschüchterungen. Erpressungen und gezielten 
Versetzungen, die FIAT betreibt«. heißt es in einem 
Flugblatt der FLM von Rivalta. Auf die neuen 
Kämpfe antwortet FIAT mit einem alten Mittel: die 
Betriebsleitung schickt alle-Arbeiter heim, die an 
den Blechbearbeitungslinien arbeiten. worauf auch 
diese in den Streik treten. FIAT willigt in ein Ge- 
spräch mit dem Betriebsrat ein, der verlangt, über 
die Festsetzung der Zeiten informiert zu werden. um 


sie kontrollieren zu können; daraufhin gerät die Ini- 
tiative ins Stocken... 

In Mirafiori dagegen kommt es zu Kämpfen vor 
allem an den Linien des Y 70 im Rohbau. Für die 
neuen Wagen waren neue Bänder installiert worden, 
an denen die Zeiten noch nicht festgesetzt sind. So 
kommt es, daß es völlig unmöglich ist, Tabellen mit 
Vorgabezeiten und Verteilzeiten zu bekommen. So 
entsteht ein Streik, der 4 000 Arbeiter in zwei 
Schichten einbezieht und zu 100% unterstützt wird. 
Die Intensivierung der Rhythmen fegt die verfe- 
stigte Akzeptanz der Spielregeln hinweg, die 
Antwort der Betriebsleitung zielt darauf, die Arbei- 
ter zu spalten und eine direkte Beziehung zum 
einzelnen Arbeiter herzustellen, indem man ihn zu 
überzeugen versucht, daß sein Problem ein persön- 
liches und kein kollektives sei. Analoge Kämpfe 
durchziehen ganz FIAT: in der Werkstatt Sangone 
legen 250 Leute die Arbeit nieder und fordern an- 
ständigere Lebensbedingungen und frisches statt 
tiefgefrorenes Essen in der Kantine. Bei den 
250 Transportarbeitern, die für die Versorgung der 
außerhalb gelegenen Werke Rivalta und Chivasso 
zuständig sind, läuft die Mobilisierung über das 
Mißverhältnis bei den Löhnen, wo es Unterschiede 
von 600 bis 700 Lire gibt bei gleicher Qualifikation 
und Lohngruppe. Schließlich kämpfen auch die Ka- 
binenspritzer wieder, die 1979 einen damals be- 
rühmt gewordenen Kampf geführt haben für eine 
weniger schädliche Arbeitsumgebung und mehr In- 
formationen über die Technologie und Organisa- 
tion der Arbeit: die 100 Kabinenspritzer treten in 
den Kampf gegen die Kürzung von fünf Minuten der 
tariflichen 40minütigen Pause und fordern eine hu- 
mane Arbeitsumgebung; in einer Kabine sind jetzt 
mehr Arbeiter als früher, so daß es praktisch unmög- 
lich wird zu atmen. Die Antwort von FIAT ist klas- 
sisch: am Donnerstag, dem 10.April, werden 3 000 
Arbeiter der Montageabteilung heimgeschickt, am 
Donnerstag, den 11. auch die Arbeiter der Blech- 
bearbeitung, im ganzen 5 000. 

Rhythmen und Arbeitsbelastung, Arbeitsumge- 
bung und Lebensbedingungen sind die Hauptlinien 
dieser Kämpfe. Die verbitterten Arbeiter riskieren 
den Kampf auch in einem Klima von Einschüchte- 
rung und Angst, im übrigen liefert der Arbeitsalltag 
ausreichende Motive, sich zu wehren: die Ar- 
beitsrhythmen sind 1971 ausgehandelt worden für 
eine Arbeiterklasse zwischen 18 und 25, jetzt be- 
wegt sich das Durchschnittsalter bei 44 Jahren, die 
Rhythmen sind unerträglich. Kleinere Kämpfe gab 
es auch noch im Juni, als 180 Lackierer im Rohbau 
von Mirafiori an den Linien des Thema streikten, als 
FIAT Überstunden für Samstag, den 28. Juni, for- 
derte. obwohl noch mehr als 1 000 Arbeiter in CIG 
waren. 

Im Vergleich zu früher ist FIAT nicht in der Lage, 
den Aufstieg in die nächste Lohngruppe und planba- 
re »Karrieren« zu garantieren. Die FIAT-Löhne sind 
nicht mehr die besten von Turin. Eine neue Untersu- 


DT. 


chung des CGIL-Institutes /RES beziffert die durch- 
schnittliche Differenz zwischen dem Jahreseinkom- 
men eines ATM-Arbeiters (städtische Verkehrsge- 
sellschaft) und eines FIAT-Arbeiters der gleichen 
Stufe auf 4 500 DM. 88 % der FIAT-Arbeiter (Arbei- 
ter und Angestellte von der 1. biszur 5. Stufe) haben 
ein niedrigeres Nettoeinkommen als ein ATM- 
Arbeiter, der niedriger eingestuft ist. Nur 2 % der 
FIAT-Arbeiter (die Kapos und Meister der 7. Stufe) 
haben ein höheres Einkommen als das der höheren 
Stufe des städtischen Betriebes und zwar wegen der 
persönlichen Zulagen, die sie bekommen. Es ist lan- 
ge her, daß ein Arbeitsplatz bei FIAT soziales 
Prestige und ökonomische Sicherheit bedeutete: die 
Karriere ist nicht mehr planbar, die Zukunft nicht 
mehr projektierbar. Das kommt auch bei einer ernst- 
zunehmenden Untersuchung heraus, die an der 
»Arbeiterrealität« interessierte Wissenschaftler 
unter FIAT-Arbeitern gemacht haben: sie ist von 
Vittorio Rieser für die FIOM koordiniert worden, 
erste Auszügeg davon sind im Manifestovom 19. und 
20.Juni 85 erschienen. 

Sie stellen in der Tat eine, wenn auch noch provi- 
sorische und auf Teilaspekte bezogene latente 
Unduldsamkeit bei den Interviewten fest, die auch 
sehr unterschiedliche Motive hat. Es gibt in der Tat 
keinen allgemeinen Konsens gegenüber dem 
Betrieb (das zeigt im übrigen auch ein Fragebogen 
der UIL, aufdem die Mehrheit der Arbeiter sagt, daß 
der Rausschmiß der 23 000 eine politische Entschei- 
dung der Firma war und keine Notwendigkeit ohne 
Alternativen), während man eine veränderte Hal- 
tung zur Arbeit beobachtet, deren Funktion (als 
Quelle sozial produktiver Identität) von der Krise 
verherrlicht wurde. In gewissem Sinn wurde die Ar- 
beitsmoral gerade dann stärker, als die Arbeit knap- 
per wurde, eine typische Erscheinung, die die Priva- 
tisierung eines Guts herbeigeführt hat, und die auch 
bekanntermaßen zu psychischen Störungen und 
»Verrücktheit« geführt hat. Das Verhältnis zum Be- 
trieb ist nicht mehr als solches konfliktgeladen zwi- 
schen »uns« und »denen«, ein reines und simples 
Machtverhältnis. Es ist jetzt zum vorwiegend indivi- 
duellen Verhältnis geworden, weit weg von jedem 
kollektiven Horizont; man bezieht sich explizit auf 
»gemeinsame Regeln«, die beide Seiten, vor allem 
aber die Chefs respektieren müssen. Als Machtver- 
hältnis betrachtet man es, wenn es darum geht, den 
Kampf zu eröffnen (»wenn es günstig ist, streiken 
wir«). Insgesamt schimmern also weniger ideologi- 
sche Starrheit und mehr Pragmatismus durch, was 
auch schwere Niederlagen und von der Gewerk- 
schaft ausgerufene Kämpfe ohne jeden Sinn angera- 
ten sein lassen (berühmt ist das Scheitern des 
Streiks für Tarantelli, dem CGIL-Führer, der 85 von 
den BR in Rom umgelegt wurde). 

Es ist klar, daß in dieser Situation der Organisie- 
rungsgrad der Gewerkschaft auf das niedrigste 
Niveau gefallen ist. Bei FIAT (wo er auch historisch 
immer sehr niedrig war) auf unter 20 %, und auch 
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allgemein sieht es nicht viel besser aus: von 290 000 
piemonteser Metallarbeitern (1980 waren es noch 
360 000) haben 100 000 einen Mitgliedsausweis ge- 
genüber früher 160 000 (das entspricht einer Ab- 
nahme von 45 auf 35 %). Der gesunde Arbeiter- 
egoismus boykottiert jede Kampfinitiative, die kein 
erreichbares Ziel hat, man braucht nur an die Bewe- 
gung der Autoconvocati (der von der Basis autonom 
einberufenen Gewerschaftsversammlungen, d.U.) 
im Februar/März 84 zu denken: im Turin wurde der 
Generalstreik erst am 8. März proklamiert, während 
100 km entfernt in Mailand seit Anfang Fabruar de- 
monstriert wurde! Das gleiche gilt auch für die dem 
Wesen nach politischen Streiks zur Steuerfrage im 
Dezember 84 oder im Oktober gegen das Finanzie- 
rungsgesetz. Der Abschluß vieler integrativer Haus- 
tarifverträge (mindestens 150 im ersten Halbjahr 
1985) beweist, daß nennenswerte Ergebnisse nur 
so erreichbar sind, und zwar vorwiegend beim Lohn. 
Es fehlt nicht an Sonderverträgen über Prämiener- 
höhungen bis zu 1500 DM jährlich, während die Ar- 
beitszeit im allgemeinen unangetastet bleibt und im 
äußersten Fall als Tauschwert verwendet wird im 
Sinn einer »Flexibilisierung«. Auch die Kampffor- 
men erfahren einige Varianten: bei Dea di Moncalieri 
zum Beispiel (Werkzeugmaschinenbau) haben die 
850 Arbeiter eine Widerstandskasse nach dem Mo- 
dell der britischen Bergarbeiter und Magneti Marelli 
(vgl. Nr. 37, d.Ü.) organisiert: die wochenlange Blok- 
kade der strategischen Abteilungen war möglich, 
weil die dortigen Arbeiter finanziell von denen un- 
terstützt wurden, die weiter gearbeitet haben. Die 
Klasse benutzt offensichtlich neue Instrumente für 
traditionelle Ziele! 

Bei den betrieblichen Auseinandersetzungen 
sticht der ein wenig anormale Fall von Aeritalia ins 
Auge. Vor allem wegen der Aufträge für die Raum- 
fahrtindustrie expandiert dieser Sektor stark (die 
Wachstumsrate beläuft sich seit 1977 auf 15 % jähr- 
lich). Spezifisch ist die Zusammensetzung der Ar- 
beitskraft: von 5 200 Beschäftigten im Turiner Werk 


sind 2 800 Angestellte. Neueinstellungen erfolgen 
henerdings nur für technische und Spezialtätigkei- 
ten; der typische Neueingestellte ist frisch diplo- 
inierter Ingenieur. der in der 6. Lohngruppe einge- 
stuft wird und die 7. im Jahr darauf erreicht. Die Ge- 
werkschaft hat auf die Vertretung dieser Techniker 
gezielt mit ıhrem Vorschlag. für sie zwischen der 
twehnischen und der Manager-Karriere eine eigene 
berufliche Laufbahn zu schaffen mit spezifischen 


Gehaltsstufen. Im Grunde also die Abschaffung der 


einheitlichen Einstufung. Aufgrund der Gegeben- 
weiten könnte man sagen. daß dieser Vorschlag eini- 
pe Verstörung unter den Arbeitern ausgelöst hat. 
die sich wunderten. daß man sie zum Kampf aufruft 
fiir Ziele. die sie direkt nichts angingen. Im übrigen 
Int der gesunde Proletarierverstand. einen Vor- 
schlag der Gewerkschaft glatt durchfallen lassen 
(m 70 
\urdehnung der Wochenarbeitszeit (auf 41 Stun- 
den) und Verkürzung (auf bis zu 35 Stunden) vor- 
sl. natürlich auf der Grundlage der produktiven 
Erfordernisse. 

Im allgemeinen kann man also einen sehr gerin- 
pen »Nutzungsgrad« der Gewerkschaft fesıstellen. 
die in der Tat fast zum »rationalisierenden« Gegen- 
»pieler geworden ist. zu einer Dampfwalze. die‘ ab- 
wiegelt. kuieeoiiie und widerspricht - eine Rolle. 
die traditionell der Unternehmer innehatte. 

Neue Sondierungen. die CISL und FIOM im 
Piemont in Auftrag gegeben haben, bringen uns 
dann zu anderen Überlegungen. Alserstes bricht die 
ständig wiederkehrende Rede, das Proletariat habe 
sich ins Schneckenhaus zurückgezogen. zusammen: 


t Gegensummen). der die Möglichkeit zur 


64 % der interviewten Arbeiter glauben, daß der 
technische Fortschritt negative Auswirkungen auf 
die Beschäftigung hat. und nur ganz wenige (im all- 
gemeinen Techniker und Angestellte) glauben an 
seine wohltuenden Wirkungen. Reichlich übereilt 
erscheinen von daher die Schlußfolgerungen der 
Cespe-lecornero-Studie über die drei Typen von 
FIAT-Arbeitern: den kooperativen. den antagonisti- 
schen und den konfliktfreudigen. Nach dieser Stu- 
die ist der antagonistische in der Minderheit (wenn 
man bedenkt. daß die Untersuchung 1980 erstellt 
wurde. wer weiß. wieviel Antagonisten weniger es 
heute sind!). außerdem dumpf gegen die technnolo- 
gische Innovation eingestellt und die daraus folgen- 
de soziale »Evolution«. In Wirklichkeit hat. glaube 
ich. das imaginäre Kollektiv lebendig vor Augen. 
welche direkten und unmittelbaren Gefahren und 
Auswirkungen der  wissenschaftlich-technische 
Fortschritt hat und welche Möglichkeiten er dem 
Unternehmer für die Umstrukturierung bietet. Man 
kann sogar sagen. die technologische Innovation 
löst tausendj; linsälte Ängste. Befürchtungen, quä- 
lende Zweifel und Unsicherheit aus. wenn sie 
Arbeitslosigkeit. Statusverlust bis hin zur Armut mit 
sich bringt. Ferner scheint mir, daß die Art der Fra- 
gestellung oft schon die Antwort bestimmt, in der 
dann die Technologie zum unvermeidlichen Prozeß 
wird. dem man sich nicht widersetzen darf, und als 
solcher funktioniert er für das falsche Bewußtsein, 
das die Fakten nicht sehen will. als Sündenbock. 
dem man die Verantwortung (die in Wirklichkeit al- 
lein die Unternehmer tragen) für den massenhaften 
Beschäftigungsabbau zuschiebt. 

Ferner ist interessant zu beobachten, wie stark 
die Restrukturierung Mentalität, Sensibilität und 
Alltagsmodelle verändert hat. Zum Beispiel die Ein- 
stellung zur Arbeitszeitverkürzung: anfangs bevor- 
zugte man eine Verlängerung des Urlaubs, jetzt 
steht eine tägliche oder wöchentliche Arbeitszeit- 
verkürzung an erster Stelle. Der Übergang von 
einem Modell labouristisch-produktivistischer Prä- 
gung (mit Ferien an einem Stück und so lange wie 
möglich) zur Bevorzugung eines Systems, das mehr 
die »Lebensqualität« berücksichtigt, scheint mir 
offenkundig, was auch einhergeht mit der Intensi- 
vierung der Arbeitszeit in der Metropole, mehr 
Streß, Neurosen, Unbehagen außerhalb und inner- 
halb der Arbeit. Und hier gibt es eine wahre Über- 
raschung: ganz wenige, nicht mehr als 30 % setzen 
darauf, diese Verkürzung (die berühmten 35 Stun- 
den) durch einen gewerkschaftlichen Kampf zu er- 
halten; die Vertrauenskrise gegenüber nunmehr 
allen Organisationen bestätigt sich. Fast 35 % for- 
dern eine Gesetzesinitiative der Regierung (mit an- 
deren Worten: man delegiert diese Maßnahme »so- 
zialer Rationalität« an den Sachwalter des Wirt- 
schaftssystems), und allgemein erklären sich nur we- 
nige bereit, für dieses Ziel zu kämpfen. Einem Vor- 
ruhestand steht man im allgemeinen ausdrücklich 
positiv gegenüber, vor allem wenn er tariflich ausge- 


handelt ist und die Arbeitsplätze für junge Arbeiter 
“ ‚freimacht: man kann jedoch nur schwer einschätzen, 
ob hier die soziale Solidarität überwiegt oder ein- 
fach die Perspektive, Schluß zu machen mit der Ar- 
beit, die im allgemeinen dequalifiziert und unter- 
drückend ist und oft ununterbrochen 20 oder 25 
Jahren ertragen wird! 

Zum Schluß können wir noch zwei Fragen strei- 
fen: die Anforderungen an die Arbeitskraft heute 
und die Qualitätszirkel. 

Die Rieser-Studie liefert wieder einige nützliche 
Hinweise zur Zusammensetzung der Arbeitskraft in 
einem zentralen Bereich wie FIAT. Man kann drei 
Typologien, drei Arbeiter»profile« ausmachen. Fürs 
erste bleibt, wenn auch verhältnismäßig weniger 
gewichtig als früher, die Figur des Massenarbeiters 
der dritten Lohngruppe, dequalifiziert und Arbeiter 
an der Montagelinie, wo sich Technologie und 
Arbeitsorganisation nicht verändert haben. Hier hat 
sich nichts geändert, außer dem Durchschnittsalter, 
dem Kräfteverhältnis zum Unternehmer und dem 
Betriebsklima. Die Rhythmen sind unerträglich 
hoch geblieben und genau hier geht der Kampf wie- 
der los, als äußerstes Mittel,um sich gegen eine 
immer schlimmer werdende Situation zur Wehr zu 
setzen: Hier sind die Frühjahr-Streiks gelaufen. Die 
Geschichte scheint sich zu wiederholen, die Ziele 
sind klassisch: Verlängerung der Rhythmen und 
Neuzusammensetzung der zerstückelten Tätigkei- 
ten, das Ergebnis ist im allgemeinen eine neue Ein- 
taktung der Bänder. Der Kampf lohnt sich also. An 
zweiter Stelle stehen die Beschäftigten in den auto- 
matisierten Bereichen (Stanzerei, Blechbearbei- 
tung, Lackiererei), wo die Arbeitsaufgaben ihre cha- 
rakteristische hohe Gesundheitsschädlichkeit verlo- 
ren haben, dafür um so mehr Streß erzeugen durch 
die Aufmerksamkeit, die die Überwachungstätigkeit 
über einen automatisierten Produktionszyklus er- 
fordert. Dieser Gruppe ähnlich ist der Prüfarbeiter in 
der Qualitätskontrolle, der in sich bisweilen Funk- 
tionen der Kontrolle und direkt produktive Funktio- 
nen zusammenfaßt unter dem blassen Schimmer der 
Organisation der neuzusammengesetzten und poly- 
valenten Arbeit. Obwohl auch hier die Arbeit gene- 
rell dequalifiziert ist, wird man nicht so ausgepreßt 
wie an den Bändern; man muß sich weniger körper- 
lich anstrengen und hat dafür um so mehr nervenau- 
freibenden Streß. Als drittes und letztes kommt 
schließlich die mythische Welt der qualifizierten 
Arbeiter in den Modellwerkstätten; sie bilden eine 
kleine Minderheit, deren Einfluß jedoch wächst, 
weil sie weniger vom Personalabbau betroffen ge- 
wesen. sind. In derselben Situation sind die Unter- 
haltungsarbeiter, die ihre Machtposition immer 
recht gut aufrechterhalten haben, da sie basiert auf 
einer notwendigen beruflichen Erfahrung in den di- 
rekt produktiven Abteilungen und fast immer ange- 
reichert werden konnte mit Informationen. Für die 
einen wie für die anderen geht es darum zu kapieren, 
bis zu welchem Punkt FIAT ihre relativ günstige Po- 
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Qualifikationen für die alten und die neuen Tech- 


nologien 
Alte Technologien Neue Technolog. 
Aufgabe einfache ProzeB- 
Tätigkeiten überwachung 
Anforderungen manuelle Abstraktions- 
Geschicklichkeit vermögen 
und/oder körperl. und Voraussicht 
Kraft 
widerstandsfähig Aufmerksamkeit 
gegen Anstrengung u. Widersstands- 
und Monotonie fähigkeit gegen 
der Arbeit Streß 
Bevorzugte Niedrige mindest. 8 Schul- 
Merkmale Schulbildung jahre für Arbeiter 
Oberschule 
für die Kader 


Erfahrungen aus 
vorheriger Arbeit 


junge Leute mit 
geist. Elastizität 


Quelle: Analisi & Previsioni 


sition erhalten will oder sich vielmehr dafür ent- 
scheidet, diese Tätigkeiten auszulagern, zu dezen- 
tralisieren: die Gefahr rausgeschmissen zu werden 
ist also nicht so weit weg. Bezeichnend in diesem 
Sinn ist die FIAT-Politik im Entwicklungsbereich: 
im FIAT-Forschungszentrum ist die Zahl der Tech- 
niker und Kader seit 1980 von 1000 auf weniger als 
600 gesunken. Ausgesprochen unbekannt ist hinge- 
gen die Welt der in der heutigen Produktionsgeo- 
grafie »zentralen« Arbeiter: die mit der Zirkulation 
der Information Beschäftigten. Wenn man bedenkt, 
daß nicht einmal in diesem Sektor alles glatt geht: im 
Juli wurde zum Beispiel bekannt, daß die Daten- 
verarbeitungszentrale von FIAT seit zehn Tagen täg- 
lich 40 Minuten streikte für eine bessere Arbeitsum- 
gebung und neue berufliche Laufbahnen. Das Ereig- 
nis verschwand sofort aus den Medien, weil es mög- 
licherweise ein Beispiel dafür war, wie die Auseinan- 
dersetzungen in diesen strategischen Abteilungen, 
(die jaeinen Grundkonsens der Arbeiter zu Produk- 
tion und Gesellschaft verlangen) mit einem Mini- 
mum an Aufsehen und Zeitverlust gelöst werden - 
und zwar mit ansehnlichen Zugeständnissen seitens 
des Unternehmens. > 
Man kann also grob sagen, daß es auch in einem 
Unternehmen mit einer besonderen Geschichte wie 
FIAT viele unterschiedliche Oppositionshaltungen 
zur Arbeit gibt, denen jedoch Identitätund homoge- 
ne kollektive Praxis der Auflehnung fehlen. Die indi- 
viduelle Atomisierung des »Arbeiterkörpers« ist in 
der Tat gelaufen; andererseits tauchen neue Span- 
nungen auf. Die Automatisierung läßt zum Beispiel 
an ihren Rändern neue dequalifizierte und entmoti- 
vierende Arbeiten entstehen, die neuen Streß pro- 
duzieren durch die konzentrierte Aufmerksamkeit 
oder die Angst aufgrund der Wartezeit: so wird die 
Feindschaft gegenüber den Maschinen und iher 


Eingliederung in den Produktionszyklus reprodu- 
‚ziert. »Das Warten«, hieß es auf einem FIOM- 
‚Kongreß. »wird besonders frustrierend für diejeni- 
gen. die eh zu Depressionen neigen oder ein erhöh- 
tes Aggressionspotential haben, das sich nicht in 
einer konkreten Arbeitstätigkeit entladen kann.- 

Möglicherweise werden die zwischenmenschlichen 
Konflikte zunehmen...« Die körperliche 
Anstrengung wird mehr und mehr durch » zeistige 

Arbeit« ersetzt. da im Zyklus die Weitergabe und 
Verarbeitung von Informationen zentral wird. Die 
Anforderungen an die Arbeitskraft verändern sich. 
eine ganze Reihe wird »obsolet«. 

Ex wird also kontraproduktiv. wenn man Anlagen 
Int. die technologisch zur Avantgarde gehören, aber 
nicht die passenden Arbeiter: die neuen Technolo- 
len setzen vertrauenswürdige Arbeiter voraus. die 
Produktiviät des Mensch-Maschine-Systems und 
e Wohlergehen des Arbeiters hängen eng zusam- 
men. Deshalb muß man, sagen die Organisa- 
önsberater von FIAT, die Kriterien der sozialen 
senkung des Einzelmenschen beachten. 

Je unwichtiger kollektive Bezugspunkte werden 
Bische Organisationen, Gewerkschaften. Grup- 
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pen). desto mehr enstehen neue Bedürfnisse nach 
sozialen Beziehungen und Selbstverwirklichung. 
FIAT versucht. die Probleme zu lösen mit den Quadi- 
tätszirkeln, die schon im Gründungsjahr 1983 10 
000 Arbeiter und 800 Kader (also 10% der Gesamt- 
belegschaft) erfaßt haben. Sie sind also ein Massen- 
phänomen wie die Family Days, die am Samstag 
morgen Angehörige und Freunde des Arbeiters in 
die Fabrik bringen, um das Werk zu besichtigen und 
zu sehen, »wo Papa arbeitet«. Konsens und 
Zusammenarbeit? Vielleicht, aber vor allem offen- 
kundiges und extremes Zeichen der umfassenden 
Verarmung der sozialen Beziehungen in der Metro- 
pole; des Sinkens der Hoffnung, der Utopien, der 
Identität, der »anderen« Kulturen. 

Es bleiben einige verblichene Erinnerungen an 
bessere Zeiten und viel alltägliche, stille Verzweif- 
lung über die Monotonie der Gegenwart. Aber vor 
allem bleibt, dringender denn je, das Bedürfnis, die 
Kontakte neu zu knüpfen, in positiver Richtung zu 
arbeiten, pohtische Aktivität und Reflexion wieder 
aufzunehmen, hier in Turin... 


Turin, November 1985 


I:S:A INSTITUT FÜR SOZIALTECHNIK UND AKZEPTANZFORSCHUNG 


An den 

Deutschen Gewerkschaftsbund 
Bundesvorstand 
Hans-Böckler-Straße 39 


4000 Düsseldorf 30 


Br/Ni 20.05.1985 
kei 


Gegenkampagne 


Sehr geehrte Damen und Herren, 


Rheinallee 20 - 22 
5300 Bonn - Bad Godesberg 


1. Juni 1985 


Ka/rı 01.06.1985 


Änderung des $& 116 Arbeitsförderungsgesetz - Gutachten - Vorschläge für 


mit Ihrem Schreiben vom 20.05.1985 haben Sie unser Institut beauftragt, ein 
Gutachten zur politischen Lage im Zusammenhang der erwarteten Anderung des 
8 116 Arbeitsförderungsgesetz (AFG) zu erstellen und Vorschläge für eine ak- 
zeptanzpsychologisch koordinierte Gegenkampagne auszuarbeiten. 


Nachstehend wollen wir Ihnen erste Ergebnisse der begonnenen Untersuchung mit- 
teilen. Dabei werden wir - dem Frühstadium unserer Arbeit entsprechend - 
zunächst einige "Schnitte" in die vorliegenden Probleme ausführen, aus denen 
Konkretisierungen unseres Auftrags abzuleiten wären, Wunschgemäß werden wir 
sämtliche Sachverhalte "ungeschminkt" und "ohne Rücksicht auf eventuelle 


Ressentiments" darlegen. 
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Sachlicher Kern der Auseinandersetzung 

Während die Regierungspropaganda bei ihrem Vorhaben von einer "notwendigen 
Neudefigition der Neutralität der Bundesanstalt für Arbeit in Arbeitskämpfen" 
spricht und auf gewerkschaftlicher Seite für Widerstandshaltung gegen einen 
"Angriff auf Arbeitnehmerrechte " geworben wird, gehen wir davon aus, daß 

es sich bei den Bestimmungen des AFG zur Zahlung von Kurzarbeitergeld in Ar- 
beitskämpfen um ein sozialstaatliches Modell der Konfliktkontrolle handelt, 
dessen Stunden gezählt sind. Gleiches gilt für die sog. Neutralitätsanord- 
nung der Bundesanstalt für Arbeit. 


Geschichtliche Entwicklung der gegenwärtigen Verhältnisse 

Mit dem 1969 verabschiedeten "Arbeitsförderungsgesetz" und insbesondere mit 
dessen $ 116 wurden erstmals Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit an Mit- 
telbar von Streiks betroffene Arbeitnehmer möglich gemacht. 


Die Beweggründe der politischen Parteien für den Gesetzgebungsakt lagen in der 
seit Jahren unkontrolliert und anscheinend unkontrollierbar wachsenden sozialen 
Unruhe in der Bundesrepublik Deutschland ebenso wie in den übrigen Staaten mit 
einer ausgeprägten Industriearbeiterschaft. Synchron mit der ersten tiefgrei- 
fenden wirtschaftlichen Krise der Bundesrepublik entwickelten sich neue Unruhe- 
herde: Zechen- und Betriebsschließungen führten vermutlich hunderttausende von 
lohnabhängig beschäftigten in Streiks und Demonstrationen zusammen. Bedeutende 
eigenständige Unruhezentren entwickelten sich im jugendlichen Proletariat, an 
Schulen und Universitäten. 1969, im Jahr der Verabschiedung des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes, hatten Chemie- und Metallarbeiter erstmals großräumig eine von 
den Gewerkschaften unabhängige, erfolgreiche Lohnbewegung initiiert (sog. Nach- 
schlagsstreiks). Wollten die auf der Ebene des Herrschaftskartells verbundenen 
Kräfte die Kontrolle über die lohnabhängige Bevölkerung wiederherstellen, so 
waren die Öffnung reformistischer Spielräume und die Rekonstruktion des Ansehens 
der Gewerkschaften notwendig. Die damals neugeschaffenen gesetzlichen Bestim- 
mungen über Sozialpläne, Konkursausfallgeld, Berufsausbildung etc. zählten 
ebenso zum Arsenal des "Angriffs durch Reformen" wie die Regelung zur Neutrali- 
tät der Bundesanstalt in Arbeitskämpfen. 


Vorrangiges Ziel der Neutralitätsregelung war es, den Gewerkschaften Flanken- 
schutz beim großräumigen Operieren im Feld der sozialen Unruhe zu geben und dem 
Tarifvertrag als anpassungsfähigem und effizientem Instrument der sozialen Kon- 
sensfindung in den Augen der Betroffenen wieder Anerkennung zu verschaffen. 
Erstmals erhob der $ 116 AFG den Streik in seiner eingeschränkten Bestimmung 
als Tarifstreik in den Rang einer sozialpolitischen Institution mit "Kantenrun- 
dung" durch Transferleistungen an “unschuldig Betroffene". Die vergleichsweise 
luxuriöse Ausstattung des Gewerkschaftsstreiks sollte den "wilden Streik", die 
autonome und gegen die Verwertung selbst gerichtete massenhafte Arbeitsverwei- 
gerung unattraktiv erscheinen lassen. 


Die neugeschaffenen sozialpolitischen Instrumente griffen nicht unverzüglich. 
Vor dem Hintergrund der konjunkturellen Amplitude der frühen siebziger Jahre 
entwickelten sich weitere bedeutende Konfliktzonen zwischen Kapital und Arbei- 
terschaft, die ihre schärfste Ausprägung in den egalitären - und von der IG 
Metall nur spät und unzulänglich sedierten - wilden Lohnstreiks in der Automo- 
bilindustrie (Ford-Streik 1972) erfuhren. 1973 definiert deshalb die "Neutrali- 
tätsanordnung" der Bundesanstalt für Arbeit deren Position noch einmal sehr 
weitherzig zugunsten der gewerkschaftlich beherrschten Konfliktangebote an die 
Arbeiter. 


In der Folgezeit wurde der $ 116 AFG in der Auslegung der Neutralitätsanordnung 
in zahlreichen Fällen angewandt, allerdings nach unseren Ermittlungen fast im- 
mer erst im Nachgang zu konfliktpsychologisch gebotener Verunsicherung der Tarif- 
partner und ihrer Mitglieder. 


Der Angriff auf den $ 116 AFG 

Die Kapitalverbände in der Bundesrepublik und die von ihnen inspirierten wissen- 
schaftlichen Institutionen bestreiten, daß die Neutralitätsregelungen des AFG 
und die ergänzende Anordnung eine nachhaltig günstige Wirkung auf die Bedingungen 
der Kapitalverwertung in Deutschland gehabt haben. Sie betreiben seit längerem 
gesetzliche Neuregelungen. Zu besonderer Verärgerung dieser Krafte führte der 
Tarifstreit um die Verkürzung der Wochenarbeitszeit in der Metallindustrie in 
Nordwürttember-Nordbaden und Hessen im Jahr 1984, der die Neuordnung der betrieb- 
lichen und individuellen Arbeitszeiten nach Meinung der Arbeitgeber verfrüht auf 
die Tagesordnung setzte. Sie sind entschlossen, die Gewerkschaften in Zukunft an 
- nach ihrer Auffassung - allzu selbstherrlichen Beiträgen zur Erhaltung des Pro- 
duktionsfriedens zu hindern und ihre Macht auf das vor 1969 gegebene Niveau zu 
begrenzen. 


Politische Chancen einer Gegenkampagne 

Eingriffe in den Besitzstand sozialer Institutionen sind in der plebiszitären 
Demokratie nur mithilfe strategischer Meinungskampagnen in der Öffentlichkeit 
durchsetzbar. Das gleiche gilt für die Verteidigung solcher Besitzstände im Sta- 


dium ihrer Gefährdung. Von den Kritikern der gewerkschaftlichen Streikpraxis 
wurde dies berücksichtigt (NH-Kampagne). 


Spiegelbildlich zur NH-Kampagne angelegte Gegenmaßnahmen würden vermutlich wegen 
der Übersättigung der Öffentlichkeit mit Negativreizen akzeptanzpsychologisch 
unwirksam bleiben. Chancenreicher erscheint uns in diesem Zusammenhang eine ge- 


werkschaftliche Sympathiewerbung, die die Gefährdung hochrangiger positiver Werte | 
proklamiert. 


Denkbar wäre eine Kampagne, die in der zu erwartenden Veränderung des 8 116 AFG | 


einen gestaffelten Angriff auf - Streikrecht - Recht überhaupt - Demokratie 
unterstellt. \ 


Einen Angriff auf das "Streikrecht" zu suggerieren, wäre aus mehreren Gründen 
attraktiv. Das Streikrecht genießt als (abstraktes) Rechtsgut allgemein hohe 
Wertschätzung.Ein proklamierter Angriff auf das Streikrecht würde vermutlich | 
Sympathien bei Problemgruppen der gewerkschaftl ichen Werbung mobilisieren, z.B. | 
bei den GRÜNEN, den Jugendlichen. Eine mit starken emotionalen und bildhaften 
Akzenten geführte Kampagne (Slogan evtl.: "Wir lassen uns nicht in Ketten 
legen !") könnteunserer Einschätzung nach zur Bildung einer neuen Sympathie- | 
front der Linken führen, die kritisches Potential absorbiert und insoweit an 
die Erfolge unserer früheren Akzeptanzkampagnen anknüpft (35-Stunden-Woche-Kampagne). | 
Eine Kampagne zum "Schutz des Streikrechts" birgt allerdings Gefahren. Die Mo- 
nopolisierung des Streikthemas in den Medien durch die Gewerkschaften und die N 
Unterdrückung von Nachrichten über "wilde", d.h. nicht gewerkschaftlich geführte 
Streiks hat zur weiten Verbreitung einer Auffassung geführt, die Streikrecht ıf 
und gewerkschaftliche Streiksteuerung in eins setzt. Daß es ein allgemeines 
Streikrecht in der Rechtsordnung der Bundesrepublik nicht gibt, ist wenig be- | 
kannt. An der Verdrängung der tatsächlichen Verhältnisse aus dem Bewußtsein der 

Öffentlichkeit haben die Gewerkschaften ein unmittelbares und elementares Interesse. 

Offensive Diskussionen über das Streikrecht wie überhaupt die allzu konkrete | 
Ausrichtung dieser Diskussion an den Erfahrungen der Arbeitnehmer sind nicht | 
ratsam. Nur eine bevölkerungsstatistisch unbedeutende Zahl von Arbeitnehmern | 
hat an gewerkschaftlich geführten Streiks teilgenommen. Die Zahl derjenigen, | 
die bei Aussperrung nach $ 116 AFG Kurzarbeitergeld erhalten haben, ist noch ıl 
geringer. Viel größer ist die Anzahl derjenigen, die in Tarifauseinandersetz- | 
ungen auf das Signal ihrer Gewerkschaft zum Streik gewartet haben, aber nach |) 
der in den Spitzen entschiedenen Streiktaktik "Gewehr bei Fuß" stehen bleiben | 
mußten. Andere Gruppen wiederum haben nur Warnstreiks mit Lohnverlusten, je- 

doch ohne gewerkschaftliches Streikgeld und ohne Kurzarbeitergeld erlebt. 

Gerade die Möglichkeit, "kalte" Aussperrungen durch Kurzarbeitergeld abfedern 
zu lassen, hat den Tarifstreik zum Monopol gewerkschaftlicher "Generalstäbe" | 
gemacht, die über "Streikerlaubnis" und "Streikverbot" nach taktischen Ge- 

sichtspunkten entschieden. Bei der Masse der Arbeitnehmer geniessen die Ge- 

werkschaften als Sachwalter des "Streikrechts" keinen guten Ruf. | 
Vermutlich würde sich ein Ausufern der Diskussion durch Einbindung der Streik- 
problematik in ein konsenspsychologisch suggestives "Paket" verhindern lassen. 

Empfehlenswert wäre es, z.B. zu einem Kampf um "das Recht überhaupt" aufzurufen. 
Parolen wie "Recht muß Recht bleiben!" und "Wo Recht zu Unrecht wird, wird 

Widerstand zur Pflicht." haben ihre Sozialverträglichkeit vielfach erwiesen und | 
davon abgelenkt, daß Rechte gar nicht bestanden. ı 


Die "Paketwirkung" könnte durch einen Appell auf höchster Rangebene der politi- 
schen Werte abgerundet werden. Eine Staffelung der Appelle etwa im Sinne der 
Triade "Streikrecht verteidigen - Recht schützen - Demokratie sichern" könnte 
bei gelungener Konkretisierung und medienpolitischen Koordination ein Maximum an x | 
Konsensdynamik freisetzen. Daß es hierauf in erster Linie ankommt, ergibt sich . 
aus den politischen Koordinaten der Kampagne: Wir gehen davon aus, daß die Neu- | 
ordnung der "Neutralität" der Bundesanstalt für Arbeit im wesentlichen unbeein- | 
flußt von der Kampagne vollzogen werden wird. Hingegen ist eine mobilisierende | 
Wirkung auf die Stammwählerschaft der SPD wahrscheinlich und die Anbindung | 
neuer Wählergruppen an die SPD durch die Bildung der oben angedeuteten Linken i 

Front zumindest nicht ausgeschlossen. | 


Da in der Sache selbst ein Erfolg ausgeschlossen erscheint, einmal geweckte Hoff- \ 
nungen jedoch enttäuschungsfrei aufgelöst werden müssen, wäre als Abschluß der | 
Kampagne - nach Protestkundgebungen und symbolischen Massenstreikaktionen - eine ı 
allgemeine Befragung der Gewerkschaftsmitglieder und der arbeitenden Bevölkerung ) 
insgesamt in Erwägung zu ziehen, deren Ergebnisse in Form einer Petition oder | 


feierlichen Erinnerung an die parlamentarischen Körperschaften zu überreichen 
wären. 


Wir konnten zum gegenwärtigen Zeitpunkt nur Grundlinien einer akzeptanzpoli- 
tischen Strategie skizzieren. Nähere Ausführungen werden wir nach spezifizier- | 
ten Anforderungen ausarbeiten. 


| 

Mit freundlichem Gruß br/ er l'ren 
INSTITUT FÜR SOZIALTECHNI“Z | 
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Holländ. Arbeiter im Kampf geg 


In November letzten Jahres 
streikten die Feuerwehrleute in 
vielen Städten der Niederlande. 
Nicht vorm Fernseher, sondern 
auf der Straße. Die Streikenden 
besetzten die Depots der 
Löschzüge und die Büros. Sie 
drohten, bei einem gerichtli- 
chen Verbot der Streiks werde 
man zu den Bränden 2 Minuten 
verspätet anrücken, oder kol- 
lektiv krank feiern. In Amster- 
dam legten die Feuerwehrleute 
um das Rathaus einen Wall aus 
Löschschaum, sodaß Bürger- 
meister und Beamte das Gebäu- 
de nicht verlassen konnten, oh- 
ne ihre Anzüge zu beschädigen. 
Auch innerhalb des Gebäudes 
hantierten sie großzügig mit 
Wasser und Schaum und verlie- 
hen ihren Forderungen mit gro- 
Ben Schäden an den elektri- 
schen Geräten und Papieren 
Nachdruck. Außerdem plazier- 
ten sie Rauchbomben im Rat- 
haus, um den hohen Herren ihre 
Arbeitsbedingungen einmal 
hautnah vorzuführen. Auch in 
Breda schäumten die streiken- 
den Feuerwehrleute das Rat- 
haus ein. In Rotterdam zündeten 
sie mitten auf der Straße alte Au- 
tos an und ließen sie ausbren- 
nen. 

Im Dezember meldeten sich 
dann die LKW-Fahrer der gro- 
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Ben Speditionen zu Wort. Zu- 
nächst führten sie zwei Tage 
lang eine ihrer Tätigkeit entspre- 
chende Go-slow-Aktion durch: 
in Konvois von hunderten 
LKW’s fuhren sie mit Tempo 50 
auf sämtlichen Spuren über Au- 
tobahnen und ließen hinter sich 
Schlangen von 25bis 30 Kilome- 
ter entstehen. Am Samstag, 
15.Dezember, begannen sie, die 
wichtigsten Verkehrsknoten- 
punkte rund um die Uhr zu blok- 
kieren. Die 58 Blockadepunkte 
waren sehr gut ausgewählt: die 
wichtigsten Grenzübergänge, 
Brücken, Tunnels - und Contai- 
nerdepots, um das Abfahren 
von Streikbrechern zu verhin- 
dern. Die Unternehmer beklag- 
teri Schäden in Millionenhöhe - 
vergammeltes Fleisch und 
Fisch, verwelkte Blumen... 
Gleichzeitig zu diesen bei- 
den Streikbewegungen kämpf- 
ten in Rotterdam verschiedene 
Gruppen von Hafenarbeitern. 
Besonders die ständigen Streiks 
in der Erzverladung wurden zum 
Politikum, da Unternehmer und 
Gemeinderat sie als Gefähr- 
dung der Existenzfähigkeit des 
gesamten Hafens anpranger- 
ten. Die westdeutsche Stahlin- 
dustrie schlägt 80% des impor- 
tierten Eisenerzes in Rotterdam 
um, und die Stahlkonzerne 
Hoesch, Thyssen, Mannesmann 
und Krupp besitzen einen eige- 
nen Umschlagbetrieb (EECV) im 
Hafen. Da die Hafenarbeiter ihre 
ständig wiederholten Streikak- 
tionen nicht vorher ankündig- 
ten und vor allem bei starkem 
Arbeitsanfall zuschlugen, 
durchkreuzten sie die genaue 
Zeitplanung der Stahlkonzerne 
für die Erzverladung. Ein großer 
Teil der Verladung wurde daher 
kurzfristig auf norddeutsche 
und belgische Häfen verlagert, 


und die Stahlbarone aus dem 
Ruhrgebiet drohten, bei An- 
dauern dieses Streikverhaltens 
diese Verteilung des Umschlags 
auf verschiedene europäische 
Häfen zur Risikoverminderung 
beizubehalten - ein vom Rotter- 
damer Gemeinderat und den 
Hafenbetrieben dankbar aufge- 
nommenes Argument, um die 
Hafenarbeiter unter Druck zu 
setzen. 

Dies sind nur die wichtigsten 
und militantesten Kämpfe der 
Streikbewegung seit Herbst 85 
inHolland. Beianderen Streiks - 
in zwei Molkereibetrieben, im 
Amsterdamer Hafenbereich 
und im Transport bei den Hoch- 
öfen - kam es schon deshalb zu 
keinen größeren Auseinander- 
setzungen, weil die Forderun- 
gen der Arbeiter in kurzer Zeit 
erfüllt wurden. 

Das unausgesprochene The- 
ma dieser Kämpfe ist die Flexi- 
bilisierungsstrategie, die Kom- 
bination von Arbeitszeitverkür- 
zung und Reallohnsenkung, wie 
sie seit Anfang der achtziger 
Jahre in ganz Westeuropa von 
Unternehmern, Gewerkschaf- 
ten und Regierungen durchge- 
setzt wird. Die Kämpfe der nie- 
derländischen Arbeiter haben 
daher eine allgemeine Bedeu- 
tung. Die Ziele der neuen Kapi- 
talstrategie sind hier früher als 
inanderen Ländern in .derersten 
Verhandlungsrunde um die Ar- 
beitszeitverkürzung 1982-84 
klar zu Tage getreten undhaben 
die Arbeiterkämpfe herausge- 
fordert. Zur Erklärung der Flexi- 
bilisierungsstrategie als Ant- 
wort des Kapitals auf ein be- 
drohliches Klassenverhalten in 
den siebziger Jahren werde ich 
zunächst die Kämpfe in Holland 
zu Beginn der siebziger Jahre 
skizzieren. 


we 


m Sa a 2 en Se en “Eine Zeitlang konnten Lohn- 
| steigerungen durch Preiserhö- 
hungen ausgeglichen werden. 

ug 2g= 2 Jetzt läuft die Zeit aber aus, und 
lexibilisieru ng die Profite der Gesellschaften 
sind arg ins Rutschen geraten... 
Holländische Wirtschaftler sind 
beunruhigt, weil sinkende Ge- 
winne bei den Gesellschaften zu 


ernstlichen Investitionskürzun- 
gen führen werden...“ 


Damit war das weltweite Di- 
lemma des Kapitals bezeichnet: \ 
Um die Arbeiter erneut in das 
Kapital zu integrieren, in die Pro- 
duktion einzusperren, bedurfte 
es eines neuen Sprungs in der 
Akkumulation, der die Klasse 
technisch neu zusammensetzt. | 
Die dafür notwendigen Investi- 
tionen waren aber durch den 
Angriff der Arbeiterinnen auf die 
Mehrwertproduktion stark ein- 
geschränkt. Die sprunghafte Er- 
höhung der Energiepreise von | 
1973 war ein erster Schritt des | 
Kapitals, um aus dieser Zwick- 
mühle herauszukommen, aber 
es war noch nicht die Lösung 


” Die siebziger Jahre des Problems (siehe Midnight | 


Notes Collective in KSZ/Wildcat 

Der Kampfzyklus Ende der dämmt. Der Reallohnanstieg 36). Die Energiekrise leitet die 
sechziger und Anfang der sieb- ging 1969 auf 0,7% zurück. erste Phase 73-80 ein, in der die 
Ziger Jahre war weltweit, mitHö- Inden folgendenzweiJahren Arbeitslosigkeit auf einem ge- 
hepunkten in Italien, Frankreich durchkreuzten die Arbeiterln- wissen Niveau stabilisiert wird, 
"oder den USA, aber auch iman- nen in einem neuen Kampfzyk- in Holland etwa 5%offiziell regi- | 
 geblich streikarmen Holland lus diese Einkommenspolitik strierte, und das Kapital erste 
irieb die Arbeiterklasse das Ka- und zwangen die Gewerkschaf- Versuche startet, das deutlich 
pital in die Krise. In den sechzi- ten - unter anderem mit derBe- gewordene Verweigerungsver- 
ger Jahren erkämpften sich die setzung von Gewerkschaftsbü- halten in neuen Ausbeutungs- 
‚holländischen ArbeiterInnenge- ros!- ihre Unterordnung unter verhältnissen ins Leere laufen ) 
gen eine profitsichernde Ge- die Lohnprogrammierung auf- zulassen: Sklavenhändler, diein 
werkschaftspolitik höhere Löh- zugeben. Nach ersten Streiks Holland stark verbreitet sind, 
ne. Auf dem Höhepunkt 1964 und Aktionen einzelner Sekto- befristete Jobberei, Saisonver- 
setzten sie durchschnittliche ren 1969lösten dieRotterdamer träge, KAPOVAZ-Verträge. Aber 
Lohnerhöhungen von 15% Hafenarbeiter im Herbst 70eine die Austauschbeziehungen zwi- 
durchundzwangendieGewerk- Streikwelle aus, die sich über schen Kapital und Arbeit kön- 
schaften, ihre Unterordnungun- dasganzeLandausbreitete.Die nen noch nicht grundlegend 
ter die staatlichen Lohnleitliniien meisten Streikswurden vonden umgekrempelt werden, die Ar- 
aufzugeben. Wie in allen Län- Arbeiterinnen selbständig ge- beiter verschanzen sich hinter | 
dern Westeuropas versuchte führt, auch wenn sich die Ge- den rechtlichen und tariflichen 
die Regierung seit 1966 eine werkschaften gezwungen sa- Regulierungen der Ausbeutung, | 
Staatliche Programmierung der hen, sie formellzu übernehmen. und das Kapital muß sich mit ei- 
Einkommensentwicklung Die Streikenden setzten Fest- nem frontalen Angriff auf die 
durchzusetzen: mit Preiskon- geldforderungen durch, die ganze Klasse zurückhalten, wie | 
trollen und einem kurzfristigen Realjöhne stiegen 1970 durch- die Auseinandersetzung um die 
Lohnstop wurde die Lohnexplo- schnittlich um 12,5% Im Juli Preiskompensationen 1977 zei- | 
sion vorübergehend einge- 1971 warnt die »Times«: gen: 
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Seit dem Kriseneinbruch 
hielten sich die Gewerkschaften 
mit Lohnforderungen zurück 


und ordneten sich der staatli- 


chen Austeritätspolitik unter, 
zumal diese bis 1977 vom so- 
zialdemokratischen Kabinett 
Den Uyl durchgesetzt wurde. Im 
Gegenzug zu ihrer Lohnzurück- 
haltung - der Anstieg der Lohn- 
kosten ging von 1975 10% auf 
1978 4% zurück - reklamierten 
die Gewerkschaften ihre stärke- 
re Beteiligungan den Umstruk- 
turierungsmaßnahmen des Ka- 
pitals. Da die 1971 per Gesetz 
eingeführten Betriebsräte im 
Vergleich zur BRD nur geringe 
Befugnisse haben, forderten die 
Gewerkschaften seit Mitte der 
siebziger Jahre tarifliche 
»Arbeitsplatzvereinbarungen« 
(APO) auf betrieblicher oder 
sektoraler Ebene. 1978 wurden 
einige solcher Abkommen ge- 
schlossen, die Informations- 
und Verfahrensregelnvergleich- 
bar der westdeutschen Mitbe- 
stimmung enthalten. Der Ge- 
werkschaft kam es darauf an, 
sich durch diese Beteiligung als 
Retterin von Arbeitsplätzen pro- 
filieren zu können - man habe 
durch Mitwirken das Schlimm- 
ste verhindern können... Wirk- 
same Abkommen gegen Ar- 
beitsplatzabbau, wie sie die Ge- 
werkschaften als Teil der APOs 
angekündigt hatten, gab es 
nicht. 

Die Forderung nach Beteili- 
gung am Kapitalkommando ist 
typisch für das Verhalten von 
Gewerkschaften in Krisenzei- 
ten. Da sie sich als Organisatio- 
nen der Ware Arbeitskraft den 
Marktbedingungen dieser Ware 
unterwerfen, versuchen sie in 
Zeiten geringer Marktmacht ih- 
re Bedeutungslosigkeit dadurch 
zu kompensieren, daß sie sich 
dem Kapital als Schmiermittel 
der produktiven Reorganisation 
anbieten. In gleicher Weise hat 
der DGB auf den Krisenein- 
bruch 1981 mit einer Mitbestim- 
mungsoffensive geantwortet ! 

Obwohl die holländischen 
Gewerkschaften die materiellen 
Interessen der Arbeiter solchen 
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rein formellen Vereinbarungen 
opferten, waren sie 1977 ge- 
zwungen, Streiks gegen die 
beabsichtigte Abschaffung der 
Preiskompensationen (automa- 
tischer Inflationsausgleich) 
durchzuführen. Um die Streiks 
unter Kontrolle zu halten, wählte 
die Gewerkschaft Betriebe mit 
hohem gewerkschaftlichen Or- 
ganisationsgrad - Molkereien, 
Druckereien, Baustellen und 
Hafenbetriebe in Rotterdam 
und Amsterdam. Die Gewerk- 


schaft wollte durch die Be- 


schränkung der Streiks auf 
einige 
(»Speerspitzen«) die Bewegung 
kontrollierbar halten und die 
Streikkasse schonen - aber die 
Rotterdamer Hafenarbeiter 
scherten aus und streikten auto- 
nom. Erst in der dritten Streik- 
woche, nachdem fast alle ande- 
ren Streiks schon beendet wa- 
ren, nahmen sie die Arbeit wie- 
der auf. Sie hatten versucht, das 
gewerkschaftliiche Entschei- 
dungsmonopol zu zerbrechen, 
nämlich darüber zu entschei- 
den, welche »Betriebe in den 
Streik geschickt werden«, ob- 
wohl die breite Streikbereit- 
schaft bereits in Urabstimmun- 
gen festgestellt war. Durch die- 
se Gewerkschaftstaktik konn- 
ten die Arbeiter kein Bewußtsein 
über ihre wirkliche Stärke ge- 
winnen und gerade die Hafenar- 
beiter betonten, daß mehr zu er- 
reichen gewesen wäre. 


Zwei Jahre später, im August 
1979, nahmen die Rotterdamer 
Hafenarbeiter den Kampf ohne 
die Gewerkschaft wieder auf 
und versuchten, die bereits 77 
sichtbar gewordene Bewegung 
gegen Lohnkürzung und Auste- 
ritätspolitik fortzusetzen. Vier 
Wochen lang streikten sie für 
Lohnerhöhungen, Arbeitszeit- 
verkürzung, Ferientage und die 
vollständige Wiederherstellung 
der Preiskompensation. Die Ar- 
beiter kämpften dabei nicht nur 
gegen die Hafenbetriebe, son- 
dern auch gegen den Staat und 
»ihre« Gewerkschaften, deren 
Büros sie besetzten, um die Her- 


Betriebe e 


15.11.83 Die Feuerwehr hat den Innenhof eingesd 


ausgabe von Streikgeldern zu 
erzwingen. Daß sie in diesem 
Kampf trotzdem eine Niederla- 
ge hinnehmen mußten, liegt vor 
allen Dingen an der technischen 
Neuzusammensetzung der Ha- 
fenarbeit: 
in den sechziger und siebzi- 
ger Jahren bestand die Antwort 
des Kapitals auf die Mllitanz der 
Hafenarbeiter v.a. in dem rapi- 
den Ersatz der Stückgutverl- 
dung durch den Containerum- 
schlag (die Einführung von Con- 
tainern als genormten Trans- 
portbehältern beginnt erst 
1955): 
Umschlag in Mio t (ohne Öl und feste 


Brennstoffe) 
1970 1975 1978 


Stückgut 26: 25 14 
Massengut 53 65 70 
Container 3 8 16,5 


Während das Stückgut 1970 
noch ein Drittel des gesamten 
Umschlags ausmacht, sind es 
1978 weniger als 14% Daher 
konnten 1979 trotz des Streiks 
im Stückgutsektor 80%des Um- . 
schlags weiter abgewickelt wer- 
den, obwohl die Arbeiter im 
Stückgut immer noch die Masse 
‘der Hafenarbeiter bilden: 


Stückgut 9.200 Arbeiter 
Container 1.000 Arbeiter 
Massengut 


3.000 Arbeiter 


Während die Arbeit im Stück- 
gut noch unmittelbar kooperati- 
ven Charakter besitzt und die 
mschlaggeschwindigkeit von 
der Arbeit der Kolonnen und 
auer abhängig ist, sind die Ar- 
beiter im stark automatisierten 
Göntainerbetrieb vereinzelt, die 
Koordination und Kontrolle der 
beit erfolgt über Computer. 
Ber Container griff auch die un- 
jergründigen Kampfformen an, 
Wie die Beschädigung von emp- 
Adlichen Gütern oder das im 
ötterdamer Hafen verbreitete 
öllektive Klauen (»samen ste- 
- samen delen«). 

Die Containerbetriebe liegen 
m neuen Teil des Hafens und 

mit kilometerweit von den 
jtückgutbetrieben entfernt - 
der Hafen zieht sich über 60 Ki- 
lömeter hin! Diese räumliche 
Trennung machte es für die 
‚Stückgutarbeiter schwierig, die 

Containerarbeiter in den Streik 
‚einzubeziehen. Sie bildeten 


Juchten, andere Betriebe zum 
Slreiken zu bewegen. Aber dies 
schah nur sehr halbherzig, 
nd in der späteren Phase des 
eiks riegelten die Bullen die 


@ 1 Ngeschäumter Eingang des Ministeriums 


verschiedenen Hafenteile von- 
einander ab. Nur ineinigen Con- 
{ainerbetrieben streikten die Ar- 
beiter alssymbolische Geste für 
einen Tag. Es war aber nicht un- 
Mittelbar ihr Kampf, weil der bis 
1970 einheitliche Hafentarifver- 
rag seither nach und nach in 
Einzelverträge für die Sektoren 
‚Und zum Teil auch für einzelne 
Bo aufgesplittert worden 
t. 
Die Stückgutarbeiter mußten 
schließlich nach vier Wochen 


me 


ohne Geld und nach massivem 
Druck der Gewerkschaft den 
Kampf abbrechen. Obwohl sie 
mit ihrem Streik ein politisches 
Signal gegen die Austeritätspo- 


litik von Staat und Kapital ge-- 


setzt hatten, blieb ihr Kampf iso- 
liert und löste anders als 1970 
keine weiteren Kämpfe aus. 

Die Gewerkschaften hatten 
daher zunächstkeine Probleme, 
ihre Beteiligung an der Austeri- 
tätspolitik nun in Form der 
»Arbeitszeitverkürzung« fortzu- 
setzen. Mit dem erneuten 
Kriseneinbruch 1980/81 wurde 
die Klasse wieder in die Defensi- 
ve gedrängt. 


1981 schnellt die Arbeitslo- 
sigkeit auf 9% und steigt bis 84/ 
85 auf über 14% Diese Krisen- 
phase schafft weltweit die Vor- 
aussetzungen für den momen- 
tanen Boom mit seiner Explo- 
sion der Profite und steigenden 
Neu-Investitionen. In Holland 
wurden während dieser Krisen- 
jahre die grundlegenden Ent- 
scheidungen in Sachen Arbeits- 
zeitverkürzung gefällt. 

Die Gewerkschaften konn- 
ten mit ihrer Forderung nach Ar- 
beitszeitverkürzung zunächst 
an die autonomen Kämpfe für 
kürzere Arbeitszeit Anfang der 
siebziger Jahre (z.B. im Rotter- 
damer Hafen) anknüpfen. Nun 
stellten sie diese Forderung als 
Teil ihres Konzepts der Arbeits- 
platzvereinbarungen und for- 
derten eine wöchentliche Ar- 
beitszeitverkürzung, um die Ar- 
beitsplätze zu sichern und die 
Arbeit humaner zu machen. Wie 
in der BRD (Tabu-Katalog) lehn- 
ten auch die hol- 
ländischen Unternehmer diese 
Forderung kategorisch ab und 
verlangten ihrerseits, dem An- 
stieg der Profitabilität absoluten 
Vorrang einzuräumen. Diese 
ablehnende Haltung sollte die 
Gewerkschaften zum Eingehen 


- auf Lohnkürzungen und flexible 


Arbeitszeitregelungen bewe- 
gen. Als die Gewerkschaften un- 
ter dem Druck der Krise in die- 
sen Punkten ihre Verantwortung 
für die Profite übernahmen, 


schwenkten die Unternehmer 
auf die Arbeitszeitverkürzung 
ein. Das Kapital sah in ihr die 
Möglichkeit, die Verteilung der 
Arbeitszeit enger an die Erfor- 
dernisse der Verwertung anzu- 
binden und Formen der Selbst- 
bestimmung über die Arbeits- 
zeit wie Krankfeiern oder Ur- 
laubswahl unwirksam zu ma- 
chen. 

Mit dieser Strategie versucht 
das Kapital, Verhaltensweisen 
aus der Revolte gegen die Arbeit 
in produktive Bahnen zu lenken. 
Die Einführung von neuen, 
prekären Ausbeutungsformen 
knüpfte bereits an der Weige- 
rung der Arbeiterinnen an, sich 
dem zeitlich genormten Fabrik- 
reglement lebenslänglich zu un- 
terwerfen. Die Einführung von 
tarifvertraglichen Flexibilisie- 
rungsformen benutzte die Hoff- 
nung auf eine größere indivi- 
duelle Bestimmung über die Ar- 
beitszeit - z.B. die Wahl von 
Freischichten. Daß den Arbei- 
terlInnen schließlich jede Be- 
stimmung über die Freischich- 
ten genommen wird und diese 
auf die Verwertung ausgerichtet 
werden, verschwindet zunächst 
hinter dem Mythos der selbstbe- 
stimmten Flexibilisierung. Der 
Normalarbeitstag wird also 
nicht erst vom Kapital angegrif- 
fen, sondern die praktische Kri- 
tik des Arbeiterverhaltens an 
ihm wird nun vom Kapital gegen 
die Klasse gewendet. 

Unmittelbar erfahrbar ist 
aber gerade in Holland der Ge- 
brauch der Arbeitszeitverkür- 
zung zur Lohnsenkung, da die 
Arbeiterinnen ihre Arbeitszeit- 
verkürzung im voraus bezahl- 
ten. Unter Mitwirkung des 
neuen, konservativen Minister- 
präsidenten Lubbers schließen 
die Gewerkschaften im Novem- 
ber 82 mit den Unternehmerver- 
bänden ein Grundsatzabkom- 
men, nach dem ab 1.Januar 83 
auf 2,5%der Preiskompensation 
verzichtet wird. Im Gegenzug 
soll 1983 auf sektoraler oder be- 
trieblicher Ebene über tarifver- 
tragliche Arbeitszeitverkürzung 
verhandelt werden! 
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Der heiße Herbst 1983 — 
Kämpfe der Staatsangestellten 


In Folge dieses Abkommens 
werden 1983 in der Metall- 
(400.000 Ausge- 


(71.000) Tarifverträge 
zweijähriger Laufzeit ausge- 
handelt. Durch den Verzicht 
auf nun 5% der 
pensationen geht der Lohn- 


zentrale Abkommen hinaus. 
Versuch des 


auszudehnen, 


"Arbeitszeitverkürzung'" 


durchschnittliche 
wöchentliche 
zeit wird auf 38 Stunden 


Freischichten. 


Freischichten 
erster Linie vom Kapital 


Freischicht. 


38 ,5-Abschluß 


Zusammentreffen 


Freischicht verbraucht." !) 
Produktionsspitzen 


ausgedehnt werden, 


für die zusätzlichen 
Stunden Überstundenzu- 


schläge zahlen zu müssen. 


Die Betriebszeiten kön- 
nen von 8 auf 12, die 
individuelle Arbeitzeit 
auf 10 Stunden ausge- 
dehnt werden. Die "Ver- 
kürzung der Arbeitszeit" 
ist also im Kern die 


Auflösung des Normal- 
arbeitstages! 

Zugleich ist geregelt, 
daß die Arbeitszeitver- 
kürzung den Arbeitern 
wieder abgekauft werden 


kann. 


Im jetzigen Boom bilden 
diese Tarifverträge die 
Basis für eine flexible 
Einsaugung der lebendigen 
Arbeit durchs Kapital. In 
über der Hälfte der Be- 
triebe werden ständig 
Überstunden gemacht und 
nur 17% in Freischichten 
ausgeglichen. Die neuen 
Freischichten werden vor 
allem in Zeiten des Be- 
triebsstillstands (Neujahr 
usw.) gewährt. Die durch 
die Arbeitszeitverkürzung 
freigewordenen Arbeitsplätze 


werden zu einem Drittel 
mit befristet Eingestellten 
besetzt. 


Die Tarifverträ 
das neue Ka ikommando 


von 1983 — 


Die erste Antwort von 
Arbeiterseite kam aber 
nicht aus dem industriel- 
len Sektor, sondern aus 
dem öffentlichen Dienst, 
der in den 70er Jahren 
stark ausgeweitet worden 
war. Die Arbeitszeit war 
hier bereits in Form von 
Frühpensionierung verkürzt 
worden und im Gegenzug 
hatte das Kabinett für 
1983 die Senkung der 
Einkommen um 3,5% be- 
schlossen. 


Die Angestellten im öffent- 
lichen Dienst antworteten 
auf diese direkte Lohnkür- 
zung mit einem harten, 
gemeinsamen Kampf, der 
sich von Oktober bis De- 
zember hinzog und die 
einzelnen Dienste zeitweilig 
lahmlegte. Die Eisenbahner 
traten als erste autonom 
in den Streik, der dann 
sofort von der Gewerkschaft 
übernommen wurde. Die 
Streikenden durchkreuzten 
aber alle Kontrollversuche 
der Gewerkschaft und 
bestimmten ihre Kampf- 
formen selbst. Zum Teil 
gleichzeitig, zum Teil 
abwechselnd streikten 
dann die Postangestellten, 
die Fahrer der Überlandbus- 
se und Straßenbahnen, die 
Elektrizitätswerker, die 


Müllabfuhr, die Feuerwehr 
und - die Polizei. 
Der Streik der Polizisten 


war sicher das widersprüch- 
lichste Phänomen in dieser 
Bewegung, da sie selbst 
oft genug gegen streikende 
Arbeiter, Hausbesetzer und 
Demonstranten vorgegangen 
sind - und auch in diesem 
heißen Herbst wurden 
Polizisten gegen Streikende 
eingesetzt. Als Streikende 
z.B. die Börse in Amster- 
dam besetzten, um dem 
Kapital das Geschäft zu 
vermiesen, wurden von 
Bullen mit Hunden geräumt. 


Die Kampfmethoden und 
das Streikverhalten wollen 
Wir nur an einigen Beispie- 
len illustrieren: 

Die Postangestellten, Bus- 
und Straßenbahnfahrer 
Benutzten ihre Fahrzeuge, 
um Straßen und Kreuzungen 
in der Stadt zu blockieren. 
Em den Einsatz von Streik 
Bröchern zu verhindern, 
urchschnitten die Busfahrer 
die Bremsleitungen der 
Busse in den Depots. Der 
legengebliebene Müll 
fürmte sich meterhoch aut 
den Straßen und wurde 
zum Teil aut die unbenutz- 


ler Straßenbahnschienen 
geworfen. Als der Streik 
dur Straßenbahner durch 


Richterspruch beendet 
Würde, dauerte es daher 
hoch einige Tage, bis sie 
wieder fuhren, da erst der 
Müll von den Schienen 
Heräumt werden mußte. In 
Utrecht stellten die Strei- 
kenden die Straßenbeleuch- 
fung ab. Um das Parla- 
Mentsgebäude in Den 
Haag legten die Feuerwehr- 
leute einen Wall aus Lösch- 
chaum, ebenso wurde 
Bine Privinzverwaltung im 
Süden blockiert. 


Der heiße Herbst war eine 
Phase allgemeiner -Mobili 
sierung und teilweise ent- 
wickelten sich auch Verbin- 
dungen zu anderen Protest- 
bewegungen. Während des 
Streiks der Eisenbahneı 
sollte die zweite große 
Anti-Raketen-Demonstration 
in Den Haag stattfinden. 
Einige Tage vor der Demo 
beschlossen die Streikenden, 


den Zugverkehr nur für 
diesen Tag - wieder aufzu- 
nehmen. Den Fahrkarten- 


bestreikten sie 
aber weiter, so daß fast 1 
Million Menschen kostenlos 
zur Demo anreisen konnten, 


verkauf 


Auf der anderen Seite 
setzten sich die Streikenden 
militant gegen Angriffe 
aus der reaktionären Öffent 
lichkeit zur Wehr. An 
einem Abend versuchten 
sie mit einer Demonstration 
und Materialblockaden die 
Auslieferung der Tageszei- 
tung "De. Telegraaf" der 
hiesigen Springerpresse 
vergleichbar zu verhindern. 
Geyen Mitternacht wurden 
sie aber von der Polizei 
abgeräumt. 


1.11.83 
Blockade des Telegraaf 


Nachdem die Streiks der 
Post, der Eisenbahnerx und 
der Polizisten durch Gericht 


verboten worden waren, 
brach die Bewegung zusam- 
men. (In Holland können 


Streiks mit der Begründung 
verboten werden, daß noch 
nicht alle Verhandlungs 
möglichkeiten ausgeschöpft 
seien!) Einige Gruppen 
versuchten noch, den Streik 
durch "Dienst nach Vor 
schrift" tortzuführen. 
Gerade die Eisenbahner 
kämpften so sehr effektiv, 


da sich die ständigen 
Unregelmäßigkeiten und 
Unpünktlichkeiten noch 


verheerender auswirkten 
als der völlige Stillstand. 
Aber das Ziel: die Rück 
nahme der Lohnkürzungen 
von 3,5%, konnte nicht 
durchgesetzt werden. 


Der Kampf im öffentlichen 
Dienst war isoliert geblie 
ben. Obwohl er sich fak 
tisch gegen das Konzept 
der Flexibilisierung/Lohn 
kürzung richtete, wurde er 
von den Industriearbeitern 
nicht als Signal für ihren 
eigenen Kampf aufgegriffen. 
Überhaupt kennzeichnet es 
die Situation auch in den 
Jahren '84 und '85, daß 
einzelne äußerst 
hart und zum Teil erfolg 
reich kämpfen, ohne daß 
sich hieraus ein einheit- 
licher Kampf entwickelt, 
wie es Anfang der 70er 
der Fall war. .Die Arbeiter 


Gruppen 


verstricken sich in den 
neuen Methoden der Klassen 
spaltung, die mit der 


Flexibilisierung entwickelt 
werden. Die Kampfmethoden 


von 1983 werden aber in 


den folgenden Jahren 
wieder aufgegriffen. 0 
58 


Wir hatten bereits beschrie- 
ben, wie die Einführung 
des Containerumschlags 
einen Angriff auf die 
Stärke der Hafenarbeiter 
darstellt. Es werden dazu 
nicht nur neue Containerbe- 
triebe aufgebaut, sondern 
allmählich werden ehemalige 
reine Stückgutbetriebe in 
kombinierte Betriebe umge- 
wandelt. Um das Verwei- 
gerungsverhalten der Stück- 
gutarbeiter gegenüber den 
Zumutungen der Container- 


arbeit zu unterlaufen, 
können die Unternehmer 
auch auf den SHB zurück- 
greifen. Der SHB, eine 
Stiftung des Unternehmer- 
verbandes im Hafen (SVZ) 
und der Gewerkschaften, 
ist ein Pool von Arbeits- 


kräften, die je nach Bedarf 
an Hafenbetriebe ausgelie- 
hen werden. Diese Arbeiter 
können sich nicht aussuchen, 
ob sie zu Stückgut- oder 
Containerbetrieben geschickt 
werden. 

Im Herbst 1984 
151 Stückgutarbeiter des 
Betriebs "Rotterdam Ter- 
minal" entlassen werden. 
Der Gemeinderat hatte 
vorgeschlagen, die Entlas- 
senen in den SHB zu über- 
stellen, was die Unter- 
nehmer aber ablehnten, da 
sie dadurch indirekt die 
Lohnkosten getragen hätten. 
Obwohl die Gewerkschaft 
gegenüber dem Vorschlag 
des Gemeinderats kompro- 
mißbereit war, begriffen 
die Arbeiter die Entlassung 
der Stückgutarbeiter als 
Angriff auf ihre Stärke. 


sollten 
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Neue Kämpfe im Hafen 


4.11.83 
Streikposten vor Bank 


Der Direktor der 
hatte nicht unrecht, 
sagte, es gänge 
Macht im Hafen. 
Da die Unternehmer selbst 
den Kompromiß ablehnten, 
rief die Gewerkschaft im 
August einen Streik aus. 

Das Interessante an dieser 
Bewegung ist, daß es den 
Arbeitern ansatzweise 
gelang, einen militanten 
Gebrauch von der tech- 
nischen Neuzusammensetzung 
zu machen - auch wenn 
dabei das politische Selbst- 
bewußtsein des neu kombi- 
nierten Hafenarbeiters 
wohl erst als Ahnung 
vorhanden war. Entsprechend 


SVZ 
als er 
um die 


der Gewerkschaftstaktik 
wurden punktuell einzelne 
Betriebe blockiert‘ und das 
Entladen von Stückgutfrach- 
tern verhindert. Dabei 
wurden sie aber von ihren 
Kollegen bei den Container- 
betrieben mit Blockade- 
material versorgt und 
machten so die Erfährung, 
daß sich die Container zur 
wirksamen Blockierung von 
Straßen, Brücken oder 
Gebäudeeingängen benutzen 
lassen. Die Bullen hatten 
zunächst große Schwierig- 
keiten mit der neuen 
Blockadetechnik und mußten 
erst schweres Räumgerät 


herbeischaffen. 


Trotzdem ging der Streik ver- 
loren: die Hafenarbeiter wur- 
den zwar nicht entlassen, aber 
dafür setzten die Unternehmer 
eine einmalige Flexibilisierung 
durch; soblad es Leerlauf im 
Hafen gibt, werden sie über 
den SHB zu irgendeiner ande- 
ren Arbeit geschickt. 


1985 
Kämpfe mit, ohne und 
gegen die Gewerkschafte 


zurück 
be- 


Kommen wir nun 
zu den am Anfang 
schriebenen Kärnpfen. 
Die Streiks im Rotterdamer 
Hafen von Oktober bis 
Dezember '85 drehten sich 
alle um die gewerkschaft- 
liche Forderung nach 
"Arbeitszeitverkürzung'" 

und die damit verbundenen 
Zeitregelungen und Lohnver- 


änderungen. Die Kämpfe 
waren zersplittert zwischen 
den verschiedenen Sektoren 
und zum Teil auch zwischen 
einzelnen Betrieben, jede 
Gruppe kämpfte um ihren 
Tarifvertrag. Insgesamt 


wurde gestreikt bei 

- der Erzverladung S 

- in Stückgutbetrieben 

- in einzelnen Containerbe- 
trieben 

- in den Kontrollbetrieben. 


In der Erzverladung für 
westdeutschen Stahlkon- 
haft Arbeitzeitverkürzung 
t vollem Lohnausgleich. 


Unternehmer waren 

nur bereit, einen 
'nimalen Lohnausgleich 
ch höhere Prämien für 
Ihmutzige Arbeit . zu 
ähren und verlangten 
Kürzung des Urlaubs 


Druck der 
vorhersehbaren 
tionen wurde 


täglichen, 
Streik- 
schließlich 


Schmutzzu- 
aber keinen 
Lohnausgleich 


eine 
e° von 10%, 
[gemeinen 
inhaltete. 


Containerbe- 
die Ge- 


zwei 
forderte 


. Tarifvetrag im 
Ückgut bezüglich der be- 
nderen Arbeitszeitverkür- 
ng für ältere Arbeiter. 
Unternehmer lehnen 
Angleichung ab und 
stattdessen eine 


eitere Aufsplitterung 


u ch. Die Arbeiter in der 
[agschicht und die in der 
öllkontinuierlichen Schicht 


unterschiedliche 
\rbeitszeitverkürzungen. 

In Drittel der Arbeiter 
in diesen Kompromiß 


- Durch die Streiks im 
fückgütsektor kann die 
jewerkschaft 11 Freischich- 
e nach "freier Wahl! 
üshandeln. Tatsächlich 


aber können die Unterneh- 
mer die Verteilung 
der Freischichten weitge- 
hend bestimmen. 

Aus diesem Grund wird in 
dem schon in der 79er 
Bewegung führenden Betrieb 
"Quick Dispatch'" eine 
gesonderte Vereinbarung 
erkämpft, nach der die 
Frei- und Urlaubstage 
wochenweise gegeben wer- 
den müssen. Gewaltsam 
versuchte daraufhin die 
Gewerkschaft die formelle 
Einheit des Tarifvertrages 
wiederherzustellen. Sie 
legte gegen das Abkommen, 
das von den 
getragen wurde, 
Unternehmerverband 
schwerde ein und drohte, 
dieses Abkommen vom 
Schiedsgericht “ annulieren 
zu lassen. Erst unter dem 
Druck der Belegschaft von 
"Quick Dispatch", die an- 
kündigte, sie werde gegen 
ihre Gewerkschaft streiken, 
machte die Gewerkschaft 
einen Rückzieher. 


beim 
Be- 


Den Streikbewegungen bei 
Feuerwehr und LKW's 
gelang es auch nicht, den 


Kampf gegen die Flexibili- 
sierung zu verallgemeinern. 


Die Feuerwehrleute holten 
sich mit ihren Streiks 
drastische Lohnerhöhungen 
durch die Anhebung der 
Gefahrenzulage. Sie hatten 
ihren Kampf selbständig 
begonnen und ließen sich 
auch nach Übernahme 
durch die Gewerkschaft 
von dieser nicht kontrolie- 
ren. Weder half es, daß 
der Amsterdamer Bürger- 
meister die Gewerkschaft 
aufforderte, ihre Mitglieder 
besser zu kontrollieren, 
noch, daß selbst der kom- 
munistische Beigeordnete 
im Stadtrat sich von den 
Streikenden distanzierte. 
Ausgehend von Rotterdam 
kippte eine Stadt nach der 


anderen um und erhöhte 
die Gefahrenzulage um 
Beträge zwischen 100 und 
200 Gulden. 


Arbeitern 


Der Streik der LKW-Fahrer 
wurde von Anfang an von 
der Gewerkschaft organi- 
siert, auch wenn einzelne 
Aktionen wie das Langsam- 


fahren erst unter dem 
Druck der Mitglieder 
zustandekamen. Als der 
Streik nach einem gericht- 
lichen Verbot von der 
Gewerkschaft abgebrochen 
wurde, gelang es den 
Fahreren nicht, ihren 
Kampf selbständig fortzu- 


führen, da sie offensichtlich 
nicht über die notwendigen 
autonomen Zusammenhänge 
verfügten. £ 
In dem geforderten Tarif- 
vertrag für ie 60.000 
LKW-Fahrer geht es (a) 
um Lohnverbesserungen in 
Form von Prämien, Urlaubs- 
geld, Überstundenzuschläge, 
Bezahlung der Wartezeiten 
und (b) gegen die geplante 
Einführung von Karenztagen, 


Samstagsarbeit und den 
Einsatz von Leiharbeitern. 

Die Verschiedenheit der 
Forderungen in den Bewe- 
gungen von '85 charakte- 
risiert das Dilemma diese 
Kampfzyklus. Obwohl der 
allgemeine Inhalt der 
Kämpfe die Konfrontation 
mit der Flexibilisierungs- 
strategie ist, verschwindet 
er hinter der chaotischen , 
Unübersichtlichkeit der 
Arbeitszeitregelungen und 
der Verschiebung der 


Lohnauseinandersetzung 
auf zusätzliche Lohnbestand- 


teile wie Prämien und 
Zuschläge. Ebenso wie die 
besonderen Arbeitszeitrege- 


lungen werden diese Lohn- 
bestandteile an der Beson- 
derheit der jeweiligen 
Arbeit festgemacht und 
die Kämpfe nehmen daher 
eine partikulare Gestalt 
an. Mit der weiteren Ver- 
allgemeinerung der Flexibi- 
lisierung wird die Klasse 
aber gezwungen, den Bezug 


auf solche Besonderheiten 
zu überwinden und die 
neueKapitalstrategie als 
solche anzugreifen. ® 


ve) 


Eingestellt hatte uns die Firma 
DIS und von der wurden wir zu- 
sammen mit250Kollegenandie 
Firma Siemens zum Kabelzie- 
hen »verliehen«. Ich hatte vor- 
her hauptsächlich in Metallfabri- 
ken gejobbt, es war meine erste 
Baustelle, ich beschreibe das 
folgende also vor diesem Erfah- 
rungshintergrund. 

Zu der Zeit arbeiteten etwa 
4000 Malocher auf dem Gelän- 
de, die täglich und wöchentlich 
wechselten. 80 bis 90 % davon 
waren über Sklavenhändler zu 
sehr unterschiedlichen Bedin- 


gungen angestellt: die Reini- 


gungsarbeiter hatten maximal 
10.- Mark brutto, waren fast nur 
Türken und wurden behandelt 
wie der letzte Dreck; das stieg 
dann über Installations- und 
Malerarbeiter mit vielleicht 15.- 
Mark brutto bis hin zu irgendwel- 
chen Spezialschweißern, diean- 
geblich um die 10000 Mark »im 
Monat raus« hatten. Wir »DIS- 
Malocher« waren mit 11.- Mark 
brutto und als »Montagehelfer« 
die zweitunterste Stufe. 

Mit 4000 Malochern war die 


KKP-Baustelle natürlich jenseits’ 


von Größenordnungen, in de- 
nen die Malocher mit ihrem nor- 
malen Bauarbeiter-Verhalten 
klarkommen. Viele der depri- 
mierenden Eindrücke der er- 
sten Tage erklären sich wohl da- 
raus. Du warst erstmal ganz auf 
dich allein gestellt, dein Kapo 
zeigt dir die Arbeitund du kannst 
sehen, wie du damit klar 
kommst. Kein Kollege zeigt dir 
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a Smoker, Sabotage, Betriebsrat 


Trickse, das normale Arbeit- 
stempo, Möglichkeiten sich zu 
verdrücken. Wenn du Glück 
hast, sagt dir mal einer, wann die 
offiziellen Pausen sind. Ich hab 
am ersten Tag einen einzigen 
Malocher getroffen, der deut- 
lich machte, daß er nicht so 
schnell wie möglich,sondern so 
schnell wie erträglich arbeitet! 
Die meisten auf der Baustelle 
hatten eine Ausbildung und von 
daher so eine »Handwerker- 
Mentalität« aufrechterhalten. 
Damit mein’ ich sowohl ihr Ver- 
hältnis zur Arbeit als auch das 
Verhalten zueinander. Die Ar- 
beit war dreckig, wir steckten 
den ganzen Tag in engen feuch- 
ten Räumen ohne Tageslicht, 
kletterten auf hohen Trassen 
herum, was ganz schön oft ge- 
fährlich bis hin zu lebensgefähr- 
lich war... aber es war nicht die 
allgegenwärtige, zusammen- 
hängende und dich jede Sekun- 
de erdrückende Linie wie am 
Fließband: oder im Akkord. So 
gehört auch auf der Baustelle 
der Spruch von der »Scheiß-Ma- 
loche« zum guten Ton, aber die 
Leute haben eher ein »intimes«, 
persönliches Verhältnis dazu, 
wie sie »ihre Arbeit« machen, sie 
verschanzen sich viel stärker 
dahinter. Das wird gefördert 
durch eine Art Status quo von 
(geduldeten) Möglichkeiten, 
sich mal einzeln in eine Pause 
abzuseilen, wenn dann aber Ar- 
beit da ist, auch total hinzuklot- 
zen. Von der Einzel-Pause über 
das Verhältnis zu »seiner« Arbeit 


und »seinem« Werkzeug bis zur 
(notwendigen!) Vorsicht den 
»Kollegen« gegenüber, was 
Geld, Abseil-Möglichkeiten, 
Wissen um lockere Jobs usw. 
angeht, trafen wir auf der Bau- 
stelle auf einen Individualismus, 
wie er in der Fabrik höchstens 
als pathologisch angesehen 
wäre. Das ging bis zu einer 
Schlägerei um den »richtigen« 
Sitzplatz beim Vespern.Sehr vie- 
le haben die großen Bewe- 
gungsmöjglichkeiten, die es auf 
einer solchen Großbaustelle 
gibt, zu einer hektischen Suche 
nach individuellen Auswegen 
benutzt. Da gab’s welche, die 
wochenlang nach ihrem Zehn- 
stundentag nochbeieiner ande- 
ren FirmaohneLohnmalochten, 
weil sie sich dadurch zu »qualifi- 
zieren« hofften und ihnen eine 
Einstellung versprochen wor- 
den war; andere, die mit der 
Möglichkeit spekulierten, selber 
Sub-Unternehmer zu werden, 
während ihr Kollege vielleicht 
deshalb im Kabelzug malochte, 
weil er vor ein paar Wochen als 
Sub-Unternehmer gescheitert 
und nun völlig pleite war.Be- 
zeichnend istaber, daß über sol- 
che Erfahrungen wenig kollekti- 
ve Auseinandersetzung läuft, 
weil jeder nur für sich selber 
checkt. 
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Die Kolonnen 


IF waren in »Kabelzug-Kolon- 
I« eingeteilt. Es gab Kolon- 
n von 5,6 bis zu 15-20 Malo- 
rn. Pro Kolonne gab es je 


er ens-Kapos« und pro 
chs DIS-Malochern je einen 
S- \apo«, der 50 Pfg. mehr 
diente und die rechte Hand 
6 Siemens-Kapos war. An sol- 
in einfachen Sachen wie der 
jeitsorganisation in Kolon- 
 merkst du dann, daß selbst 
\e so große Baustelle alles an- 
e als ein »Ameisenhaufen« 
aß du’s mit jahrhunderte- 
(wenn man an den Pyra- 
nbau denkt, mit jahrtau- 
angen) Erfahrungen der 
beuter zu tun hast, aus de- 
N sie ihre Schlüsse gezogen 
en. Eine solche Kolonne ist 
äußerst effektives Mittel, um 
Xooperation der Malocher 
jzunutzen und sie zu kontrol- 
fen. Marx zitiert im Kapitel 
ar die Kooperation einen 
chter, der das schon vor über 
indertJahren wissenschaftlich 
[orscht hat: „Ohne Frage be- 
'ht ein beträchtlicher Unter- 
hied zwischen dem Wert der 
beit eines Mannes und der Ar- 
it eines andren durch unter- 
hiedliche Kraft, Geschicklich- 
it und redlichen Fleiß. Aber ich 
In auf Grund meiner sorgfälti- 
in Beobachtung völlig sicher, 
IB beliebige fünf Mann in ihrer 
Gesamtheit eine gleiche Menge 
tbeit liefern wie fünfandere, die 
| den erwähnten Lebensperio- 
in stehen. Das heißt, daß sich 
Inter diesen fünf Mann einer be- 
det, der alle Eigenschaften ei- 
'S guten Arbeiters hat, einerein 
'hlechter Arbeiter ist, während 
& anderen drei mittelmäßig 
nd und sich dem ersten und 
izten annähern. So wird manal- 


Größe einen oder zwei 


so schon in einer so kleinen 
Gruppe von selbst fünf Mann die 
Gesamtheit all dessen finden, 
was fünf Mann leisten.” 
(Burke, zit. in MEW 23, 5.342) 

In diesem Sinn war ich in eine 
typische Kolonne gekommen: 
ein junger, karrieregeiler Türke 


auf dem Weg zum »DIS-Kapo«, 


ein jugoslawischer Arbeiterge- 
nosse, der sich in der Großfabrik 
Arbeiterverhalten angeeignet 
hatte, auf Led Zeppelin stand 
und Schlagzeug spielte— derals 
einziger in der Kolonne offensiv 
ein gemäßigtes Arbeitstempo 
vertrat — , ein kurz zuvor einge- 
wanderter »Volksdeutscher« 
äus Rumänien, der total arbeits- 
geil und untertänig war, ein jun- 
ger Familienvater, der mit dem 
miesen Lohn seine Familie nur 
mitAchundKrach durchbringen 
konnte, ein türkischer Politolo- 
gie-Student, sowie Vater und 
Sohn Schwarzunternehmer- 
Schrottler vom Bau, die auch im 
AKW völlig »auf eigene Rech- 
nung« arbeiteten — und ein völ- 
lig durchgeknallter Siemens-Ka- 
Po, der ständig noch schneller 
arbeiten lassen wollte. Diese Si- 
tuation eskalierte sehr schnell 

und endete leider damit, daß der 

Jugo selber kündigte, ich in eine 

andere Kolonne versetzt wurde, 

und der Türke tatsächlich Kapo 

wurde. 


Eine andere Kolonne, die wir 
am Anfang mitgekriegt haben, 
war dagegen sehr cool: der Sie- 
mens-Kapo hatte absolut kei- 
nen Bock, jemand anzutreiben, 
auch weil er auf diese Art hoffte, 
bald versetzt zu werden. Diese 
Kolonne hat dann sehr wenig, 
aber wenn, dann erstklassig 
gearbeitet. Letztenendes führte 
aber die gute Atmosphäre zu ei- 
nigen rechtvernünftigenDiskus- 
sionen untereinander und dazu, 
daß diese Kolonne auch später- 


hin nichteinsehen wollte, waszu 
arbeiten — dieses Problem wur- 
de eerstdurch das völlige Ausein- 
andernehmen der Kolonne ge- 
löst. 


Einen weiteren Vorteil der Ko- 
lonnen-Organisation nutzte Sie- 
mens dadurch aus, daß ihre Ka- 
pos freie Hand bei der Umset- 
zung hatten. Du konntest also 
zwei-, dreimal das allgemeine 
Arbeitstempo senken, aber 
dann war's auch der letzten trü- 
ben Tasse klar, wo der »Störfak- 
tor in der Kolonne sitzt«, und du 
wurdest in eine andere Kolonne 
versetzt. Die Siemens-Kapos 
haben sich aus solchen hartnäk- 
kigen Fällen dann »Strafkolon- 
nen« zusammengestellt, die nur 
»Spezialaufträge« gekriegt ha- 
ben. Auf deutsch hieß das, dort _ 
waren die Hardcore- Alkis und 
Störenfriede versammelt, der 
Siemens-Kapo war in der Regel 
selber Säufer. Diese Kolonnen 
haben buchstäblich nur gesof- 
fen und gepennt, waren ganz 
locker als Ausfälle einkalkuliert 
— und als Abschiebebahnhöfe 
für Leute, die sich gewehrt hat- 
ten. 


Der zunächst deprimierende 
Eindruck für uns war also, daß 
Arbeitstempo, Qualität der Ar- 
beitund Umgehen derKolonnen 
untereinander sehr viel stärker 
von den Siemens-Kapos als von 
den Malochern bestimmt wur- 
de. Das Verhalten dieser Sie- 
mens-Kapos wurde dabei sehr 
stark von ihrem Kern her be- 
stimmt: den erfahrenen Monta- 
ge-Facharbeitern, die im KKP 
den gleichen Befehlston an den . 
Tag legten, wie auf ihren letzten 
Einsätzen im Großanlagenbau 
(Flughafen Moskau, Staudamm 
Brasilien, AKW Australien usw.), 
das ging von Sprüchen wie „hät- 
test du in der Schule aufgepaßt, 
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dann müßtest du jetzt nicht Ka- 
bel ziehen” bis zu Iupenreinem 
Herrendenken und rassisti- 
schen Sprüchen gegen auslän- 
dische Untergebene”. Die wa- 
ren wohl auch hauptsächlich für 
den ekelhaften Rassismus auf 
der Baustelle verantwortlich; 
ich hab,noch nirgends gearbei- 
tet, wo ‚ein Rassismus herrsch- 
te. Diese Typen schwimmen in 
einer Fettschicht »deutscher 
Facharbeiter», die sich in der 
Kantine in Philippsburg mal 
eben für den Einsatz demnächst 
im Iran verabreden, Grüße nach 
Lateinamerika ausrichten las- 
sen usw. Für sie ist die Welt un- 
verrückbar in zwei Hälften ge- 
teilt: den Siemens-Overlooker 
und den arbeitsscheuen, dum- 
men, faulen Rest, den sie antrei- 
ben müssen. Ihre Loyalität zu 
Siemens ist ihrem Beamten- 
status und der Möglichkeit ge- 
schuldet, bei diversen 
Auslandseinsätzen durch 
Schmuggel usw. das große Geld 
zu machen. Uns gegenüber ha- 
ben diese Typen gerade deswe- 
gen so gut funktioniert, weil sie 
untereinander nicht die Bohne 
solidarische Strukturen hinge- 
kriegt haben, umsich gegenihre 
eigenen Vorgesetzten zu 
wehren. 

Am ehesten hat sich dann 
noch an den von diesen Kapos 
durchgesetzten Arbeitsbedin- 
gungenwas entzündet: wenn der 
Siemens-Kapo beispielsweise 
lieber zehn DIS-Malocher 
schwitzen läßt, anstatt einen 
Motor anzuwerfen (die stehen ja 
eh rum und kosten keinen 
Strom), oder wenn totale Malo- 
che draus wird, weil die richti- 
gen Geräte nicht geholt werden 
(geht bloß Zeit verloren). Der 
Vergleich der eigenen Situation 
mit dem »Pyramidenbau« oder 
mit »Galeerensträflingen« war 
schon sehr häufig. Hier kam es 
am ehesten zu gemeinsamer Ar- 
beitszurückhaltung, gingen 
möglicherweise die entschei- 
denden Werkzeuge kaputt, wur- 
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den Zusatzpausen gefordert 
und durchgesetzt. Die »Hand- 
werker-Mentalität« wurde auch 
dadurch angeknackst, daß die 
Kabelzieh-Arbeiten beim KKP 2 
zum ersten Mal vollständig stan- 
dardisiert und vorgeplant wa- 
ren. Die Verlegearbeiten waren 
durch Computer-Kabelziehkar- 
ten nach Kabelsorte, - länge 
und - qualität genau vorge- 
schrieben und durch tausende 
von Kontrollpunkten über- 
wacht, es gab sogar Ansätze zur 
Zeitvorgabe. Dies ist ein wichti- 
ger -Schritt hin zur Verwertung 
RE aut mi das 
heißt, o gut mit Indios 
in Lateinamerika oder mit gha- 
nesischen Wanderarbeitern in 
Nigeria hochgezogen werden 
können. Und das hieß für die 
»frisch Ausgelernten«, daß sie 
ihr ganzes angelerntes Wissen 

nirgends anbringen konnten. 
Insgesamt hat es schon gut 
geklappt, die ganzen Malocher 
durch die Aufteilung auf lauter 
verschiedene Sklavenhändler 
zu spalten, und durch die Auftei- 
lung in Kolonnen dieses Ge- 
misch aus jungen Arbeitsver- 
weigerern, die ihre Lehre abge- 
brochen hatten, anderen, die 
nach ihrer Lehrenoch zum Bund 
mußten, älteren, aussortierten 
Malochern, Alks, Rockern usw. 
zu verwerten. Es gab sehr wenig 
Ansätze von Homogenisierung; 
Leute, die wochenlang jeden 
Tag Stunden früher vom Gelän- 
de geschlichen sind (natürlich, 
ohne sich abzumelden, so daß 
die Zeit bezahlt war), haben mit 
anderen zusammengearbeitet, 
die nach dem Motto »hart arbei- 
ten und dann viel Pause« stun- 
denlang malochten und dann 
mal für zehn Minuten sich zu ei- 
nem Bierchen abseilten; Leute, 
die schon vor dem Frühstück ih- 
ren ersten Joint reinzogen, ha- 
ben neben buchstäblich halbto- 
ten Alkis gearbeitet; einige ha- 
ben sich total viel Arbeit rein- 
drücken lassen und wurden 
dann von anderen Kollegen bei 


EHRGEIZIGE INDER: Aus eige 


Feierabend angemacht: „ich 
hab heut’ insgesamt zwanzig Mi- 
nuten gearbeitet, ansonsten ge- 
pennt, Werkzeug »gesucht«, in 
der Kantine gehockt— und du?”. 
Am ehesten waren noch die 
(wenigen) Malocher, die vorher 
in Fabriken gearbeitethatten, so 
was wie Kristallisationspunkte: 
die hatten ihre eigenen Vorstel- 
lungen davon, was man sich ge- 
fallen läßt und was nicht, daß 
man sich gemeinsam wehren 
muß, wenn man. was erreichen 
will, und vor allem: sie hatten ein 
Gespür dafür, wann und wie 
man so eine Gemeinsamkeit 
herstellen kann, im richtigen 
Moment die richtigen Sprüche 
drauf: „für 11 Mark schafft man 
nicht, datutman nichtmal so!”, 
„eine halbe Stunde vor Arbeit- 
sende fängt man keine neue Ar- 
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it mehr an”, „wenn eıner auf- 
rt, hört auch der zweite auf, 
nd wenn zwei aufhören, haben 
le aufzuhören”. Die waren 
uch die einzigen, die versuch- 
in, bestimmte Diskussionen 
nd Auseinandersetzungen in- 
orhalb der Kolonnen für den 
lemens-Kapo undurchschau- 
"zu machen, die auch gegen 
unziationen vorgingen. Ein 
hes Verhalten, das man mal 
so bezeichnen könnte: 

Massenarbeiterstand- 
t einnehmen“, hat sich 
' am ehesten als homogeni- 
nde Bewegungsmöglich- 
keit für uns selber herausge- 
chält: für 11 Mark schafft man 
Ichnichtzu Tode, nach ner har- 


insame Pause drin sein usw. 
das waren Sachen, die man of- 


fan Plutonium für Atombomben. 
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fen gegen die Kapos vertreten 
und oft auch durchsetzen konn- 
te; denn daran konntest du im 
Fall des Falles (Gegenrede vom 
Kapo) auch eskalieren und so 
den Widerspruch ausnutzen, 
daß diese Sachen zwarjeder eu- 
ropaweit im Kopf hat, daß sie 
aber eben für Sklayenmalocher 
nicht mehr gelten sollen. Durch 
solche kleinen Erfolge gegenü- 
ber den Kapos konnten wir dann 
ansatzweise auch mal Abseilen 
gemeinsam organisieren, klei- 
nere Sabotage-Aktionen ab- 
quatschen, wie z.B. die Beleuch- 
tung in einem Raum gezielt im- 
mer wieder zu zerschlagen und 
so die Arbeiten dadrin stunden- 
lang verzögern (als Widerstand 
gegen Arbeitshetze). 


Die Scenes 


Als nächstes haben wir dann 
auch von Arbeiterseite her den 
»Ameisenhaufen« besser 
durchschaut. Die meisten auf 
der Baustelle haben sich näm- 
lich weniger an ihrer Kolonne 
orientiert und in ihr bewegt als 
vielmehr an ihrer “Scene“ (so 
haben wir das genannt). Das 
konnte die Pokerer-Scene sein, 
die in jeder Pause an einem be- 
stimmten Tisch Tageslöhne ver- 
spielte, das konnte die Kiffer- 
Scene sein, die das ganze 
(buchstäblich: jeden Raum!) 
AKW mit »Legalize it« und 
»Freies Cannabis«-Sprüchen 
bemalt hätte, das konnte eine 
der Ausländer-Scenes sein, das 
konnten Gruppierungen mit 
»landsmannschaftlichem« Ge- 
präge sein (Leute aus dem sel- 
ben Dorf, Pfälzer usw.). Solche 
Scen,es gingen nicht nur über 
die Isolation in den Kolonnen 
hinaus, sondern auch über die : 
Begrenzung auf die (Sklaven- 
händler-)Firmen. Über solche 
Strukturen kriegte man mit, wo 
ein Arbeitsplat_z frei wurde, der 
besser bezahlt war, von wem 
man was lernen konnte in Rich- 
tung »Qualifizierung«, hier wur- 
den Erfahrungen ausgetauscht, 
Schmuggelzigaretten, Dope, 
Waschmittel und andere Güter 
des täglichen Bedarfs. Solche 
Infos gingen zum Teil auch bis in 
Firmen-Interna, weil die 
»Schreibkraft« im DIS-Büro na- 
türlich auch aus irgendeinem 
Dorf der Umgebung kam. Über 
diese Scenes haben wir ge- 
lernt, uns auf der ganzen Bau- 
stelle zu bewegen, konnten wir 
systematisch Infos sammeln, 
Diskussionen führen, Flugblät- 
ter, Vorschläge u.a. zirkulieren 
lassen. Wir waren sehr schnell 
besser informiert als unsere Sie- 
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mens-Kapos über den momen- 
tanen Stand der Arbeiten, Kran- 
kenstand, Neu-Einstellungen 
usw. Und das war dann wieder 
wichtig, damit unsere Vorschlä- 
ge Hand und Fuß bekamen. 

Dadurch, daß wir uns bewußt 
in diesen Scenes bewegten, ha- 
ben wir hinter der Oberfläche 
vom Bauarbeiter, der “seine“ Ar- 
beit macht und basta erst das 
wirkliche Arbeitsverhalten ge- 
checkt, haben wir gemerkt, daß 
wir nicht die einzigen Arbeits- 
verweigerer und Saboteure auf 
der Baustelle waren. Erst jetzt 
kriegten wir einen Eindruck da- 
von, warum sich die AKWs beim 
Bau immer so verzögern, da 
wurden die Kabel gerade an den 
Kontrollpunkten falsch durch- 
gelegt (die Tagesleistung einer 
Kolonne zunichte gemacht), da 
wurden ganze Bücher mit Ka- 
belziehkarten geklaut (was be- 
deutet, daß zwanzig oder drei- 
Big Kabel so lange nicht gelegt 
werden können, bis jemand, der 
sie anschließen will, ihr Fehlen 
bemerkt — also wochen- oder 
monatelange Verzögerungen), 
da hatte man seine Treffpunkte 
zum Kiffen und Infos austau- 
schen, wurde gemeinsam Werk- 
zeug geklaut, wurden ganze 
Trassen bereits gelegter Kabel 
zerschnitten (zwei, dreiWochen 
Arbeit einer Kolonne und Kabel 
im Wert von zigtausenden 
futsch) usw. usf. Das hat uns 
dann insgesamt doch sehr an- 
geturnt. Wirhaben den Eindruck 
gekriegt, daß der Kampf gegen 
die AKWs auch von den Bau- 
stellen her möglich ist — bzw. 
auf einer bestimmten Ebene 
schon läuft — und dort seine 
kampfstärksten Punkte haben 
könnte. 
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Entlang dieser Linien haben 
wir dann versucht, Initiativen zu 
starten, Diskussionen zu vertie- 
fen. Das stieß aber auf zwei Ebe- 
nen an Grenzen. Erstens sind 
solche Scenes immer interklas- 
sistisch zusammengesetzt: in 
der Kiffer-Scene hängen auch 
Kapos drin, in der Pokerer-Sce- 
ne zum Teil noch höhere Char- 
gen. Um ein Funkgerät zu 
klauen, kannst du womöglich 
deinen Kapo einweihen oder 
vielleicht geht die Initiative dazu 
sogar von ihm aus; wenn du 
mehr Lohn willst, wird’s schon 
schwieriger, aber eventuell 
kann er auch da “für dich“ was 
machen — du kannst aber si- 
cherlich nicht mit deinem Kapo 
über eine Form von gemeinsa- 
mer Arbeitszurückhaltung oder 
gar Streik diskutieren, die ihn 
seinen Job kosten würde. Das 
hängt eben mit der Funktion sol- 
cher Scenes zusammen: sie 
funktionieren fürs Überleben, 
sie sind keine Kampfstrukturen. 
Die politische Neuzusammen- 
setzung der Klasse geschiehtsi- 
cherlich nicht durch die Addi- 
tion solcher Scenes oder wie 
auch immer gearteter Commu- 
nities, sondern quer dazu. Das 
liegt zum zweiten daran, daß 
sich solche Scenes gar nichtad- 
dieren lassen. Im Gegenteil her- 
rschte ein tiefes Mißtrauen ge- 
geneinander vor; die Kiffer hiel- 
ten die anderen für “biedere Fa- 
milienväter und Spießbürger“, 
hatten möglicherweise sogar 
Sprüche gegen die Türken 
drauf; die Pokerer hielten wie- 
derum die Kiffer für grüne 
Jungs, denen man nicht trauen 
kann; die “Familienväter“ gin- 
gen auf Distanz zu den Arbeits- 
verweigerern und “Tunichtgu- 
ten“, denen “alles scheißegal“ 
war usw. Die Abgrenzung zwi- 
schen den Scenes war dichter 
als die gegenüber den Kapos. 


Die Arbeiterklasse setzt 


sich nur im Kampf neu 
zusammen 
Dieser scharfe Widerspruch 


zwischen hohem Krankenstand 
(so etwa 20% und das wollte 
1983 schon was heißen), hoher 
Konfliktualität, alltäglichen Kon- 
flikten einerseits und sehr weni- 
gen Ansätzen zu gemeinsamem 
Handeln andererseits wurde so 
wie immer gelöst: die Wider- 
spenstigsten wurden gekündigt 
oder kündigten selber. Auch da- 
ran wurde nochmal die Funktion 
der Scenes deutlich: trotz offi- 
ziell »leergefegtem Arbeits- 
markt« hatten die meisten noch 
innerhalb der Kündigungsfrist 
ihren nächsten Job gecheckt — 
aber keine der Scenes wäre fä- 
hig gewesen, Widerstand gegen 
eine Kündigung zu organisieren. 
Wenn du aber innerhalb eines 
Betriebes Widerstand gegen die 
Arbeit organisieren willst, dann 
kannst du diesem Problem nicht 
ausweichen: es sind immer die 
Kämpferischsten, die als erstes 
weggehen. Und sie werden nur 
bleiben, wenn sich durch ge- 
meinsame Kämpfe die Bedin- 
gungen so weit verbessern las- 
sen, »daß es sich lohnt zu blei- 
ben«. Als Möglichkeiten von 
Kampfinitiativen haben wir im 
KKP drei Sachen ausprobiert 
(wir haben das damals nicht so 
gegliedert, ich schematisier das 
jetzt, um es darstellen zu kön- 
nen): Aktionen für 40 x 15; 
Handzettel, Flugis und Aushän- 
ge im Frühstückscontainer; Dis- 
kussion um Betriebsratsgrün- 
dung. 


a) 40 x 15 (Reduzierung 
der Wochenarbeitszeit auf 40 
Stunden; Lohnerhöhung auf 15 
Mark) Ein Schlüsselerlebnis war 
für uns die Auszahlung des Fe- 
bruarlohns gewesen. Lohnaus- 
zahlung hieß: in einem Zeitraum 
von zehn bis fünfzehn Minuten 
drängen sich 200 Malocher um 
den DIS-Büro-Container undho- 
len ihren Verrechnungs-Scheck 
ab. Als Mitte März der Februar- 


nvelziennund! — 


lohn ausbezahlt wurde ( 1200 
bis 1300 Mark, man konnte jede 
Woche 300 Mark Abschlag ho- 
len, das heißt, die meisten hat- 
ten das Geld schon verbraucht), 
war die Wut der Malocher kurz 
vor dem Knall. Die Leute hatten 
“inen Monat lang jede Woche 
46 Stunden malocht und hielten 
Nun die paar Kröten in der Hand! 
Hier hat nur der Zündfunke ge- 
fehlt, die mobilisierende Parole, 
das entschlossene Vorgehen ei- 
ner Handvoll Malocher... Wir wa- 
ren damals noch relativ frisch 
auf der Baustelle, kannten fast 


_ noch niemand, waren über- 


tascht von der »plötzlichen« 
Wut. Ich denk auch, daß uns da- 
fin halt auch noch die Übung 


fehlt, solche Situationen dann 


Spontan und siegreich zu eska- 
lleren. Wir haben uns dann je- 
denfalls vorgenommen, auf sol- 
che Situationen in Zukunft vor- 
bereitet zu sein, oder sie selber 
vorzubereiten. In der nächsten 
Zeit sind wir übers Gelände ge- 
pest und haben alle guten Kum- 
pels in Gespräche über den 
Löhnverwickeltodersolche Ge- 
Spräche aufgegriffen. Dabei 


wollten wir immer drauf raus, 


daß wir mehr verdienen wollen 
und nicht so verdammt lang ar- 
beiten. Um die üblichen defäti- 
Stischen Sprüche »macht ja eh 
keiner mit« oder »ich mach nur 
mit, wenn alle mitmachen« oder 
»ein Streik hilft da nix, da müßte 
man mit dem MG rreinhalten«, al- 
s0 alldie Sprüche, die immer nur 
begründen sollen, daß man sich 
am besten gar nicht wehrt, zu 
durchbrechen, haben wir immer 
gefragt: „Gesetzt den Fall, 40 bis 
50 Leute machen mit und wir ge- 
hen zusammen ins Büro, machst 
du dann auch mit?” 
Auf diese Art kam nach und 
nach ein Kern von zehnbis zwölf 
Leuten zusammen, die bei einer 
solchen Aktion mitmachen woll- 
ten. Das ganze haben wir dann 
noch durch Aufkleber »40x 15«, 
»Mehr Lohn - Weniger Arbeit« 


usw. unterstützt, die wir im AKW 
und in den DIS-Containern ge- 
klebt haben. Aber obwohl die 
meisten der 10,12 Leute dabei 
eifrig mitmachten, konnten wir 
die Diskussionen und Aktions- 
bereitschaft in diese Richtung 
nicht mehr groß erweitern. Uns 
blieb also nur, auf eine Situation 
ähnlich der Februarlohn-Aus- 
zahlung zu warten — die hat sich 
aber nicht mehr eingestellt 
(durch »Abgänge«, hohen Kran- 
kenstand.... oder waren wir zu 
zögerlich?), 


b) Über die dadurch entstande- 
nen Strukturen haben wir dann 
auch Flugblätter usw. verteilt. 
Dabei haben wir uns aber zu lan- 
ge mit dem Problem aufgehal- 
ten, wie wir trotz Werkschutz- 
und Bullenkontrollen ein Flug- 
blatt in großer Auflage im AKW 
verteilen könnten. Von unserem 
ersten Flugblatt haben wir dann 
nur 12-15 Stück verteilt !!— und 
zwar direkt an die Leute, die wir 
aus den Gesprächen schon 
kannten, als diejenigen, die sich 
wehren wollten. Und das war ei- 
gentlich auch die bessere Idee, 
die wir dann noch ein paarmal 
aufgegriffen haben. Wir haben 
Handzettel gemacht und sie 
weitergegeben. Das hat sehr 
viel dabei geholfen, Strukturen 
aufzubauen, indem wir Diskus- 
sionen zusammenfaßten und 
verallgemeinerten. Der »Diskus- 
sionskreis« der »Aktionsberei- 
ten« stabilisierte sich durch die 
Handzettel: ab da waren wir so 
was wie eine verschworene Ge- 
meinschaft — und im weiteren 
Verlauf hatsich gezeigt, daß der 
Sklavenhändler trotz aller Re- 
pressionen diese Verankerung 
nicht mehr zerbrechen konnte. 


Durch diese Diskussionen 
und Handzettel haben sich dann 
bestimmte Verhaltensweisen 


verstärkt und ausgeweitet. Die 
»Familienväter« sind von sich 
aus auf uns zugegangen. Sie ha- 
ben angefangen, offensiv be- 
stimmte Sachen zu fordern, wie 
sie von Gesetzen, Tarifverträ- 
gen und ähnlichen für Sklave- 
narbeitern nutzlosen Sachen 
vorgeschrieben sind. Sie haben 
dabei sehr schnell gemerkt, was 
für einschmutziges Schwein der 
Sklavenhändler hinter seinen 
gepflegten Umgangsformen 
war und haben angefangen, nur 
noch zu mehreren mit ihm zu 
verhandeln — was natürlich den 
»kleinen Nebeneffekt« hatte, 
daß sich ihre Forderungen stark 
popularisiert haben. Im Lauf der 
Auseinandersetzung sind die 
dann ziemlich aus sich rausge- 
gangen, haben zum Beispiel im 
Vesperraum Abschnitte aus ei- 
ner gewissen Broschüre »Wege 
zu Wissen und Wohlstand« vor- 
gelesen, haben offensiv Diskus- 
sionen über unsere Aushänge 
und Handzettel provoziert, sich 
ihrem Käpo gegenüber darauf 
berufen usw. Kurz: das waren 
nicht mehr die »spießigen Fami- 
lienväter« mit ihrer anfänglich 
zur Schau gestellten Super-Ar- 
beitsmoral, sondern die haben 
sich in die Karten gucken las- 
sen:ihre Arbeitsmoral hattensie 
vorgezeigt, um dahinter eine ei- 
gene Kolonne aufbauen zu kön- 
nen mit gemeinsam abgespro- 
chenen Pausen und ähnlichen 
Annehmlichkeiten. Das dannein 
Beispiel, wie Scenes aufbre- 
chen und sich Strukturen ent- 
lang von Kampfverhalten neu 
zusammensetzen. 

Ein ganz wichtiger Punkt bei 
dieser Neuzusammensetzung 
war der Vespercontainer— auch 
das ein Durchblick, für den wir 
leider Wochen gebraucht ha- 
ben. Dabei wäre es ganz nahe 
gelegen: das wesentliche Herr- 
schaftsinstrument war die Ar- 
beitsorganisation in Kolonnen. 
Die Pausenräume waren poten- 
tiell die einzige Möglichkeit zu 
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so was wie »betrieblichen Struk- 
turen«, und der Sklavenhändler 
hatte das sehr genau gecheckt: 
esgabeinen Extra-Container für 
die Studies, er hatte einen ge- 
nauen Überblick darüber, wer 
mit wem frühstückt, und ist im- 
mer wiederindiese Sphäre vor- 
gestoßen, um sie zu besetzen 
und für sich zu benutzen (Büro- 
geschäfte abzuwickeln, Aus- 
hänge zu machen). Uns hat das 
total gestunken, daß die regel- 
mäßig in die wenigen und unbe- 
zahlten Pausen reingestiefelt 
kamen und was von uns wollten. 
Und als mal wieder der Sklaven- 
händler während des Früh- 
stücksin den Container gekom- 
men war und den üblichen groß- 
kotzigen Aushang hingeklatscht 
hatte: »ACHTUNG !! WICHTIG !! 
Aus gegebenem Anlaß teilen wir 
“mit... blablabla«, haben wir uns 
spontan hingesetzt und selber 
einen Aushang gemacht: 
»ACHTUNG ! Aus gegebenem 
Anlaß weisen wir darauf hin 1.) 
Pausen sind zum Ausruhen da, 
DIS soll seine Bürogeschäfte in 
der Arbeitszeit abwickeln; 2.) 
jetzt wollen sie auf 48 Wothen- 
stunden hochgehen und später 
sollen es sogar 60 werden; 3.) 
wir fordern 40-Stundenwoche, 
DIS soll mehr Leute einstellen, 
es gibtMillionen Arbeitslose und 
wir malochen wie die Verrück- 
ten.« Das Ding gab sofort einen 
Auflauf, alle haben es gelesen 
und diskutiert, einer der »Fami- 
lienväter« hat es aus dem Con- 
tainer rausgenommen und 
draußen gutsichtbar für alle Ma- 
locher aufgehängt. Das gab 
nach der Pause einen Volksau- 
flauf: bei den Siemens-Kapos 
gingen auch gleich so Sprüche 
rum: „Jetzt wird’s ernst, die DIS- 
ler fangen an zu streiken.” (Das 
natürlich vor dem Hintergrund, 
daß die Siemens-Kapos in ihren 
Kolonnen inzwischen mit ande- 
ren Verhaltensweisen konfron- 
tiert waren: Antreibereien wur- 
den offensiv zurückgewiesen, 
Rassismus als Spaltungsmittel 
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zog nicht mehr). Wir hatten mit 
dem Aushang mitten ins 
Schwarze getroffen: die Contai- 
ner waren der einzige. Ort zum 
Kennenlernen und Diskutieren 
innerhalb .der DIS-»Beleg- 
schaft«, und die Pausen waren 
schon des öfteren zu Streit- 
punkten geworden (darf man Al- 
kohol trinken, darf man »Karten 
spielen«, wir haben keinen Bock 
auf Bürogeschäfte in.den Pau- 
sen). 


c). Ab da. war die Kacke am 
Dampfen: der  Sklavenhändler 
versuchte, »die.Störenfriede zu 
entfernen« und ‚hat: sich dabei 
fast. _sellbber zerstört: vom 
Höchststand .von. 250. Malo- 
chern kündigte ersichnach und 
nach auf einen Tiefstandvon 80, 
umunszuerwischen.Undselbst 
nachdem. wir, selber auf.‚diese 
Art schon -draußen, waren, ha- 
ben sich die Malochermiteinem 
weiteren „Aushang „einen. ar- 
beitsfreien :Tag erkämpft. Der 
Aushang machte sich die Illega- 
lität des Sklavenhändlers zunut- 
ze: der »Verleih« ist ja auf Bau- 
stellen verboten; deshalb arbei- 
teten: wir, offiziell...in. ‚einem 
Werksvertrag-Verhältnis;). ‚der 
Aushang interpretierte nun. das 
Werkvertrag-Verhältnis, wie es 
legal sein muß: man darf den 
Siemens-Kapos nicht. gehor- 
chen, muß DIS-Werkzeug 'be- 
nutzen usw.. Auf den-Aushang 
hinhaben dieLeutealso erstmal 
nicht mehr.gearbeitet, Schlan- 
gen vor der Siemens-Werkzeug- 
Ausgabe gebildet, um. ihr Werk- 
zeug zurückzugeben usw: 
Was.die Reaktion. des-Skla- 
venhändlers betrifft, so hatten 
wir die Wucht unseres »An- 
griffs« völlig ‚unterschätzt; ein 
Sklavenhändler kommt in dem 


Moment, in dem ihn seine Mal 
cher öffentlich angreifen, in @ 
nen Zweifronten-Krieg, de 
der »Entleiher« hat kein Intere: 


len, mußte der also so stark u u 
sich. schlagen, daß ihm. jed 
Menge Profit entgangen ist. 

Die Malocher von DIS war 
in dieser Phase auf der Such 
nach Möglichkeiten, ihre Bed 
gungen zu verbessern und si@ 
gegen ..die. Repressalien 
schützen: nun gab.es praktis 
jeden Tag.Zoff wegen falsc 
Lohnfortzahlung, weil die Le 
mehr Urlaub wollten usw. 
Leute gingen nur noch zu me 
rerenin den DIS-Büro-Contai 
zum. Verhandeln, die »Familie 
väter» schleppten von. irgef 
woher Rechtsbücher an, in Q 


nen sie sich die zutreffend 
Passagen unterstrichen hatte 


Und wir versuchten, so schn! 
und so viel wie möglich Infos 
verbreiten, wie. man du 
Beachtung von einigen ‚For 
lien zumindest die fristlose Ki 
digung vermeiden konnte, 
haben zwei Flugis gemacht, & 
sich um solche Probleme dre 
ten, und die dann so massiv V 
teilt, daß sie dem Sklavenhä 
ler in die Pfoten gefallen sind 
In dieser Situation (einige @ 
Kämpferischsten waren SC 
draußen, andere hatten Abm& 
nungen gekriegt, die offensi 
lich ihre Kündigung vorbereil 
sollten) entstand unter ander 
eine Diskussion darüber, ob 
einen Betriebsrat gründen st 
ten. Diese Debatte enthielt e 
ge vielversprechende Ansä 
punkte wie z.B., daß sich q 
durch die ScenesLeute dafür 
teressierten und daran betei 
ten, daß in ihr «2 meisten @ 
vorangegangenen Erfahrung 
nochmal. gemeinsam them 
siert wurden, daß alle, die s! 
an ihr beteiligten, darin 
Übergang von den individuel 
Revolten zu einer gemeinsa 
Struktur, die den Kampf mit d 


es 


Ben 


Sklavenhändler und mit Sie- 
mens aufnimmt,- sahen. Aber 
gleichzeitig hatten wir wenig 
reale Vorstellungen davon, was 
uns ein Betriebsrat bringen 
könnte, und die an der Interven- 
tion beteiligten Genossen hat- 
ten die Befürchtung, daß so was 
sehr schnell in reformistisches 
- Fahrwasser abgleiten würde (es 
ist zum Beispiel total schwierig, 
einen Betriebsrat aufzubauen, 
ohne daß die Gewerkschaft‘die 
Pfoten drin hat). Heute würden 
Wir sagen, daß wir damals zu 
sehr auf das »Endprodukt Be- 
triebsrat« gestiert haben — woja 
keineswegs ausgemacht war, 
ob es so weit überhaupt kom- 
men würde — und daß wir dabei 
die Diskussionen und gemein- 
samen Erfahrungen unter- 
schätzt haben, die es bedeutet 
‚hätte, so was in die Wege zu lei- 
ten (Agitation durch Flugblätter, 
Betriebsversammlung usw.). 
Die Diskussion scheiterte aber 
Nicht nur daran, daß wir zu sehr 
zögerten, sondern auch des- 
halb, weil sie in eine Phase ge- 
riet, wo die Entlassungen dut- 
zendweise erfolgten — und au- 
Berdem war inzwischen Som- 
mer und viele hatten sich vorge- 
nommen, bei gutem Wetter am 
Baggersee zu liegen und Ar- 
beitslosenkohle zu ziehen. 
Nachdem auch wir alle rausge- 
flogen waren, haben wir uns als 
letzte Möglichkeit, die wir sa- 
hen, auf Arbeitsgerichtsprozes- 
$e und Öffentlichkeit geschmis- 
sen. Das hat uns einen Haufen 
Zeit gekostet, die Prozesse ha- 
ben wir in ihren »politischen« 
Teilen alle verloren und der Arti- 
kel, der schließlich in der »Me- 
tall» erschien, war dreimal zen- 
siert worden: da stand kein Satz 
mehr von uns drin. Das Arbeit- 
samt initiierte daraufhin nochei- 
ne Großrazzia auf der Baustelle, 
die sie zunächst als ihren „größ- 
ten Schlag gegen die illegalen 
Arbeitskräfte-Verleiher” dar- 
stellten, letztlich dann aber un- 
ter den Teppich bügelten. 


Thesen und 
Konsequenzen 


Aus den Erfahrungen im KKP 
haben wir die meisten unserer 
seitherigen Konzepte und Vor- 
schläge entwickelt: Analyse 
über die Funktion der Sklaven- 
händler und von daher den Vor- 
schlag zu einer überregionalen 
Kampagne; Konzept von mili- 
tanter Untersuchung und terri- 
torialem Arbeiternetz; die Idee 
eines Handbuchs usw. Der Vor- 
schlag einer überregionalen 
»Sklavenhändler-Kampagne« 
stieß aber Mitte 1983 total auf 
Granit, weil En a. 
in der Bewegung bis d lahin, mit 
diesen »seltenenTieren« vehn cht 
hatte! Dabei wäre es eine prakti- 
kable Möglichkeit gewesen, die 
ganzen Jobber- usw. Inis aus 
dem toten Winkel ihres linken 
Getto-Daseins rauszuholen und 
so ein Themawie Prekarisierung 
und Überausbeutung wirklich 

28 9“ 
»von unten« Und nicht von oben 
wie Wallraff es jetzt vormacht. 


Zweitens haben wir es damals 
mit unseren schwachen Grup- 


penstrukturen nicht hingekriegt, 
die Idee eines territorialen Ar- 
beiternetzes in die Praxis umzu- 
setzen (Philippsburg liegt im- 
merhin 46 km von Karlsruhe 
weg). Wir hatten auch nicht den 
langen Atem, den so ein Projekt 
erfordert; von den Leuten, mit 
denen wir heute noch inKontakt 
stehen, wissen wir, daß die mei- 
sten in den letzten drei Jahren 
ne typische Prekären-Laufbahn 
durchgemacht haben (Fahrer, 
Fabrik, Klitsche, »arbeitslos«/ 
Schwarzarbeit). 


Daß dieser Artikel erst jetzt 
erscheint, hat nicht nur Sicher- 
heitsaspekte (am Anfang konn- 
ten wir darüber ja nicht schrei- 
ben, weil unsere Kumpels noch 
im KKP waren, weil Bullen mitle- 
sen, weil Prozesse anhängig wa- 
ren), sondern vor allem politi- 
sche Gründe: wir wollen noch- 
mal eine Diskussion darüber 
vorschlagen, wie die .ganzen 
Jobber-, Arbeitslosen- usw. Inis 
die nächste Stufe anpacken 
können. 

- das Handbuch machen wir ge- 
rade fertig. Es soll Erfahrungen 
und Tips zusammenfassen. 
Ganz wichtig ist uns aber auch, 
daß es über die übliche Ebene 
der verschiedenen Individual- 
Ratgeber rausgeht und zum er- 
stenmal den Versuch machen 
soll, über homogenisierende 
Verhaltensweisen und Initiati- 
ven zu diskutieren und solche 
vorzuschlagen. 

— die Diskussion über mili- 
tante Untersuchung muB 
jetzt eröffnetund breit geführt 
werden. Der Arbeitskreis Mili- 
tante Untersuchung auf dem 
Hamburger Workshop hat sich 
auf eine Phase der »Voruntersu- 
chung« verständigt; jetztgehtes 
darum, die dabei gesammelten 
Erfahrungen und Analysen um- 
zusetzen und praktisch zu ma- 
chen — in einer Situation, wo 
Dutzende von Inis auf der Suche 
sind und wo in den unterschied- 
lichsten Ausbeutungssituatio- 
nen die MalocherInnen sich zu 
bewegen beginnen. 


- auch die Idee einer »Sklaven- ' 


händler-Kampagne« wollen wir 
noch einmal diskutieren. Viel- 
leicht ist es dazujaauch zu spät. 
Vielleicht können wir aber auch 
durch Aktionen gegen Sklaven- 
händler, durch Agitation und In- 
formation eine Bewegung aus- 
lösen, die das gesamte Spek- 
trum von Umstrukturierung, 
Überausbeutung, Prekarisie- 
rung und Flexibilisierung von 
unten her anpackt und fähig ist, 
all die Signale von neuer Kampf- 
bereitschaft aufzunehmen. 


Won't get fooled again! 
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